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Vorwort 

Unter Federführung des Landesumweltamtes NRW (LUA NRW) und, mit Beteiligung 
von Fachleuten aus der Abfallwirtschaft, der Entsorgungswirtschaft und von Inge­
nitmrbüros ist das "Merkblatt zur Anwendung der TA Siedlungsabfall bei Deponien'~ 
erarbeitet worden .. Das Merkblatt konkretisiert und erläutert die Anforderungen der TA 
Siedlungsabfall für Deponien und soll insbesondere die Behörden bei der Umsetzung 
des Standes der Technik im konkreten Einzelfall unterstützen .. 

In einer gemeinsamen Fortbildungsveranstaltung de~ Ministeriums für Umwelt, Raum­
ordnung und Landwirtschaft des Landes NRW und des Landesumweltamtes NRW 
wurde am 27.128. Juni 1995 im Bildungszentrurn für die Entsorgungs- und Wasser­
wirtschaft. GmbH (BEW) in Essen der Entwurf des Merkblattes vorgestellt. Darüber 
hinaus wurde das derzeit lebhaft diskutierte Thema "Gleichwertigkeit altema,tiver Ab-
dichtungssysteme" in einem gesonderten Vortragsblock aufgegriffen. . 

Die Vorträge sollen mit dieser Publikation einem größeren Kreis von Fachleuten zu­
gänglich gemacht werden. Sie geben die persönliche Auffassung der Referenten und 
Referentinnen wieder. 

Mein Dank gilt allen an dieser Veranstaltung Beteiligten. Ich hoffe, daß durch das 
Merkblatt eine Hilfestellung bei der Umsetzung der TA Siedlungsabfall gegeben wird, 
und daß die Diskussion der Themen zu einer Fortentwicklung des technischen Stan­
dards bei Deponien führt. 

Essen; im September 1996 Dr. Ing. Harald Irmer 
Präsident des 

Landesumweltamtes NRW 
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Begrüßung und Einführung 

RD Dr. Bauer, MURL NRW 

Ich begrüße' Sie zur gemeinsamen Fortbiloungsveranstaltung des Landesumweltamtes 
NRW und des Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft im Bil­
dungszentrum für die Entsorgungs- und Wasserwirtschaft mit dem Titel: 

~'Umsetzung der TA Siedlungsabfall bei Deponien in Nordrhein-Westfalen" . 

Gesta~1l Sie mir zu Beginn dieser Veranstaltung einen kurzen Rückblick auf den zu 
behandelnden Gesiuntkomplex. 

Die Bundesregierung hat am 21. April 1993 die. TA Siedlungs abfall verabschiedet, die 
am 1. Juni 1993 in Kraft getreten ist. Somit liegen sowohl für die Sonderabfallentsor­
gung als auch für die Siedlungsabfallentsorgung zwei Regelwerke vor, mit deren tech­
nischen Vorgaben sich die deutsche Entsorgungswirtschaft in einerVorreiterrolle be-
findet. . 

Mit der TA Siedlungsabfall wird das Kapitel "Alte Hausmüllentsorgung"abgeschlos­
sen. 

Die TA Siedlungsabfall fordert emissions- und nachsörgearme Deponien. 

Die SChadstoffentfnlchtung und Restabfallbehandlimg durch biologische oder thermi­
sche Verfahren werden in der Zukunft besondere Aufmerksamkeit erfahren. Es. sind 
erhöhte Anstrengungen zu unternehmen, insb,esondere die biologischen Verfahren 
weiter zu entwickeln, denn die zu deponierenden Reststoffe sollen so stabil sein, daß 
möglichst keine erheblichen chemischen Reaktionen mehr im Deponiekörper Stattfin­
denkönnen. 

- , 

Vorerst baut die TA Siedlungsabfall besonders auf die thermische Behandlung, ohne 
die die im Anhang B vorgeschriebenen restlichen organischen Anteile des Reststoffes 
zur Zeit noch nicht eingehalten werden können, obwohl die sogenannten "Kalten Ver­
fahren" einen sehr hohen technischen Standard erreicht haben. 

Von verschiedenen Seiten wird immer wieder die einseitige Fixierung der 
TA Siedlungsabfall auf die thermische Behandlung kritisiert. Der Bundesrat hat dem 
Rechnung getragen und der Bundesregierung den Auftrag erteilt, bis Ende 1995 die 
Maßstäbe für eine. ausnahmsweise oder'uneingeschränkte Zulassung der umweltver~ 
träglichen Ablagerung von Rückständen aus biologisch-mechanischen Verfahren für 

, Siedlungsabfälle zu benennen. 
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Nicht eingehen möchte ich in diesem Zusammenhang auf den Entwurf der EG-Depo­
nie-Richtlinie, der einen niedrigeren Stand ansetzt als die TA Siedlungsabfall. ' 

Zielsetzung dieser Veranstaltung ist es, einen Überblick zur Umsetzung der TA Sied­
lungsabfall in Nordrhein-Westfalen zu vermitteln. 

In dieser Veranstaltung wird der Entwurf eines Merkblattes vorgestellt werden, ~as 
unter Federführung des Landesumweltamtes mit Beteiligung von Fachleuten aus der 
Abfallwirtschaftsverwaltung aus Ingenieurbüros, der Entsorgungswirtschaft etc. erar­
beitet wurdeInit dem Titel: "Anwendung der TA Siedlungsabfall bei Deponien". 

Dazu werden selbstverständlich auch interessante I{andprobleme zur Sprache kommen .. 

Das Merkblatt konkretisiert und interpretiert die Anforderungen der TA Siedlungsab­
fall für Deponien. Es soll insbesondere die Behörden bei der Umsetzung des Standes 
der Technik im konkreten Einzelfall unterstützen. Hierzu gehören Planung, Errichtung, 
Betrieb und Nachsorge von Deponien,. um nur die wichtigsten Gliederungspunkte des 
Merkblattes aufzuzeigen. 

Ich sehe diese Veranstaltung, die als Fortbildung deklariert ist, nicht nur als solche, 
sondern auch vielleicht als kleines. Forum, das versucht, sich in 2 Tagen mit der 
TASiedlungsabfall und ihren Folgen detailliert auseinanderzusetzen. Dies ist grund­
sätzlich notwendig für alle in der Entsorgung tätigen Fachleute und Entscheidungsträ­
ger, denn Sie müssen ihr zukünftiges l:Iandeln nach den neuen Maximen und Zielen 
ausrichten. 

Ich hoffe, daß Ihnen und allen Interessierten~mit diesem Merkblatt in erster Linie eine 
Hilfestellung bei der Bearbeitung und Verarbeitung wesentlicher Fragen im Zusam­
menhang mit der TA Siedlungs abfall gegeben wird und daß auch diese Veranstaltung 
ihren Beitrag dazu leistet. 

Zum Schluß meiner Einführung möchte ich nicht die Gelegenheit versäumen, denjeni­
gen zu danken, die diese Veranstaltung organisierten und durchführen. 

Ich wünsche der Veranstaltung besonders interessante Diskussionen, einen guten Ver­
lauf und es würde mich freuen, wenn die Teilnahme an dieser Veranstaltung für alle 
ein Gewinn sein würde. 

Vielen Dank! 
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Grundsätze.zur Umsetzung der TA Siedlungsabfall 
in Nordrhein..:Westfalen 

MR Dierkes, MURL NRW 

Die TA Siedlungsabfall, die Anfordt!rungen an die Entsorgung von Abfallen nach dem 
Stand der Technik enthält, hat im Bereich der Ablagerung weitreichende. Auswirkun­
genauf die Planung, den Bau und Betrieb neuer Deponien und auf die Anpassung von 
Altdeponien. 

Beim Aufzeigen von Grundsätzen zur Umsetzung der TA Siedlungsabfall in Nord-_ 
rhein-Westfalen wird nachfolgend - beschränkt auf Deponien - auf folgende Punkte 
eingegangen: 

- . Geltungsbereich 
Nachträgliche Anordnungen bei Altdeponien 
Fristen für die Durchsetzung der Ablagerung nilnenilischer Restabfälle 
Zuordnungswerte 
Maßnahmen zur Vereinheitlichung des Vollzugs. 

1. Geltungsbereich 

1.1 Abfallarten 

Die TA Siedlungsabfall gilt gemäß Nr. 1.2 für Deponien, auf denen 

Siedlungsabfalle entsorgt werden, 
produktions spezifische und besonders üqerwachungsbedürftige Abfälle abgela­
gert werden, die gemeinsam mit Siedlungsabfallen oder wie diese entsorgt wer-
den können. . 

Produktionsspezifische Abfälle im SinNe der TA Siedlungsabfall.sind Abfälle, die nach 
Art, Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten wie Siedlungsabfälle entsorgt werden 
können. 

Die Zuordnung von Abfällen zu den Deponieklassen I und II erfolgt ~ndsätzlich an­
hand der Zuordnungskriterien des Anhangs B (NI'. 4.2). Zur Prüfung der Zulässigkeit 
'von AusnahmeN sind andere Regelungen, insbesondere die 

Ausnahmeregelungen in Nr. 2.4, 
Regelungen für Monodeponien in Nr. 4.2.4 oder 
Ausnahmen von der Zuordnung bei Deponien in Nr. 12.1 

heranzuziehen. 
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1.2 Altdeponien 

Altdeponien sind nach Nr. 2.2.1 Deponien, die am 01.06.1993 

noch betrieben wurden, 
zugelassen waren oder 
im Planfeststellungsverfahfen öffentlich bekannt gemacht worden waren. 

1.3 NeueDeponien 

Neue Deponien sind gemäß v.g. Nummer Anlagen, deren Vorhaben am 01.06.1993 
noch nicht in einem Planfeststellungsverfahren bekannt gemacht worden waren. Für 
diese Deponien sind seit diesem Zeitpunkt die Maßstäbe der TA Siedl~ngsabfall zu-
grunde zu legen. . ' 

2. Nachträgliche Anordnungen bei Altdeponien 

Anforderungen, die bei Altdeponien einzuhalten: sind bzw. eingehalten werden sollen, 
ergeben sich aus den Abschnitten 

Anforderungen an Altanlagen (Nr: 11) 
+ mit den allgemeinen Anforderungen (Nr. 11.1) und 
+ mit den baulichen und betrieblichen Anforderungen (Nr. 112) 
Übergangsvorschriften (Nr. 12). 

Anpassungsmaßnahmen bei bestehenden Deponien anzuordnen, stellt für die zuständi­
gen Behörden keine neue Aufgabe dar. Für die Anpassungen, die die TA Siedlungsab­
fall fordert, ist es erforderlich, 

sich einen Überblick über die notwendigen Anpassungsmaßnalnnen bei allen 
Altdeponien zu verschaffen, 
auf der Grundlage.dieses Überblicks Prioritäten zu setzen.· 

Auf dieser Basis können die jeweiligen Behörden den von ihnen in diesem Bereich 
abzuarbeitenden Aufgabenumfang ermitteln. 

2.1 Allgemeine Anforderungen an Altanl~gen 

Für alle Altdeponien sind spätestens bis zum 01.06.1996 nachträgliche Anordnungen 
mit folgenden Maßgapen zu erlassen: 

I 

a) Spätestens bis zum 01.06.1999 sind die Anforderungen an die Organisation und 
das Personal sowie an die Inforination und Dokumentation einzuhalten ,(Nr. 11.1 
Buchstabe a). 
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b) Spätestens Dis zum 01.06.2002 sind die aus dem Abschnitt 7 "Übergreifende 
Anforderungen im Zwischenlager, Behandlungsanlagen und Deponien" relevan-
ten Anforderungen umzusetzen. .. 

Diese umfassen bei Altdeponien insbesondere 

die Einrichtung verschiedener Anlagenbereiche und 
die Festlegung anlagenspezifischer Anlieferungsbedingungen. 

Die speziellen Anlieferungsbeding~ngen sind in der Betriebsordnung vorzuge­
ben. 

2.2 Nachrüstprog~amm 

Für Altdeponien,soll die zuständige Behörde gemäß Nr. 11.2.1 nachträgliche Anord­
nungen mit der Maßgabe erlassen, daß 

ein Nachrüstprogramm aufzustellen ist und 
innerhaIbvon zwei Jahren nach Anordnung vollständige und prüffahige Pläne 
vorzulegen sind. . 

flierbei ~ind bestimmte Anforderungen (Nr; 11.2.1 Buchstabem e) bis h)) zu beachten. 

Die Soll-Vorschrift in Nr. 11.2.1, Buchstabe a), eröffnet der zuständigen Behörde die 
Möglichkeit, in begründeten Einzelfällen auf ein Nachrüstprogramm zu verzichten. 
Dies ist z.B. möglich, wenn die erforderliche Na,chbesserung einer Deponie durch eine 
nachträgliche Auflage nach §§ 8 Abs. 1 AbfG erreicht werden~kann. 

Die TA Siedlungsabfall gibt für die o.g. nachträgljchen Anordnungen und für die Ein­
haltung dieser Anforderungen keine festen Termine vor. 

Dies war zum einen nicht möglich, da der TA Siedlungsabfall eine große Anzahl von 
Hausroüll-, Bauschutt- und Klärschlamindeponien sowie Deponien für produktions­
spezifische Abfälle unterfallen. ZUII;! anderen sind die Zeiträume, die 

die Behörden für die Anordnungen zur Aufstellung eines Nachrüstprogrammes, 
die Betreiber für die Erarbeitung dieses Nachrüstprogramms und 
dieBehörden für die Durchführung des Zulassungsverfahren 

benötigen, je nach Gegebenheiten der Einzelfälle höchst unterschiedlich. 

Wenn die TA Siedlungsabfall auch keinen ausdrücklichen Zeitraum vorgibt, in dem 
die Aufstellung eines Nachrüstprogramms anzuordnen ist, so ergibt sich aus deren Sinn 
für die zuständigen Behörden dennoch das Erfordernis, hierbei zügig und nötigenfalls 
nach einer begründeten Prioritätemolge vorzugehen. 
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Die Maßnahmen, die Bestandteil des Nachrüstprogramms sind, sollen nach Nr. 11.2.1, 
lluchstabe d), von den Behörden mit der Maßgabe zugelassen oder angeordnet werden, 
daß· diese spätestens sechs Jahre, nachdem die Zulassung oder Anordnung rechtskräftig 
geworden ist, einzuhalten sind. 

Bei der Festlegung dieser Frist haben die Behörden in Nordrhein-Westfalen zu beach­
ten, daß§ 1 LAbfG die Einhaltung des Standes der Technik fordert. Hierzu verpflichtet 
§ 25a LAbfG ausdrücklich denjenigen, der eine Abfallentsorgungsanlage errichtet oder 
betreibt. 

Für Hausmülldeponien, die Altdeponien darstellen, gibt NT, 11.2.1 Abs. 2 Anforderun­
gen vor, die mindestens einzuhalten sind: 

1. Die Deponie muß Anforderungen 

an die Stabilität (Nr. 10.5) und 
an den Betrieb (Nr. 10.6) 

erfüllen. 

2. Das Deponiegas ist nach Möglichkeit zu fassen und zu verwerten. 

3: Das Sickerwasser ist soweit wie möglich zu erfassen, zu kontrollieren und ggf. zu 
behandeln. 

4. Abschnitte sind nach Verfüllung mit einem Oberflächenabdichtungssystem zu 
ver$ehen. Wenn große Setzungen zu erwarten sind, kann zunächst eine Ab­
deckung vorgenommen werden. 

Diese Anforderungen gelten gemäß Nr. 11.2.2 auch für sonstige Deponien. Hier kann 
die zuständige Behörde bezogen auf den Einzelfall entscheiden, welche dieser Anfor­
derungen in das Nachtrüstprogramm aufzunehmen sind. 

Das Nachrüstprogramm ermöglicht dem Zl,Ilassungsinhaber, hierin geeignte Anpas­
sungsmaßnahmen vorzuschlagen, die den Anforderungen für Altdeponien genügen. 

3. Fristen für die Durchsetzung der Ablagerung mineralischer 
Abfälle 

Nach der Übergangsvorschrift in Nr. 12.1 kann die zuständige Behörde für bestimmte 
Abfalle für unterschiedliche Zeiträume Ausnahmen vOn den Zuordnungswerten des 
Anhangs B zulassen. 

Diese Ausnahmen sind begrenzt auf die Abfallarten: 
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Hausmüll, hausmüllähnliche GewerbeabfälJe, Klärschlamm und andere organi­
sche Abfälle (bis 01.06.2005), 
Bodenaushub,Bauschutt und andere mineralische Abfälle (bis .01.06.2001) . 

. Voraussetzung für eine befristete Ausnahme ist, daß bei diesen Abfällen aus Gründen 
mangelnder Behandlungskapazitäten die Zuordnungskriterien nicht erfüllt werden 
können. 

Entsprechende Ausnahmen können sowohl für Deponien der Klasse II als auch für 
Deponien der Klasse I zugelassen werden. 

Die zuständigen Behörden sind gehalten, unter Beachtung der Gegebenheiten des je­
weiligeri Einzelfalls den Zeitraum möglichst kurz zu halten. 

Zur Befristung wird auf die nachgehefteten Ausführungen von Frau Wender zum 
Thema "Rechtliche Instrumente zur Umsetzung der TA Siedlungsabfall bei Altdepo­
nien" verwiesen. 

). 

4. Zuordnungswerte 

Nr. 12.2 der TA Siedlungsabfali sieht vor, daß· die zuständige Behörde bis zum 
01:06.1995 nachträgliche Anordnungen zu erlassen hat zur Einhaltung 

der Zuordnungskriterien für die Ablagerung (Nr. (2)und 
der Fristen nach Nr. 12.1. 

Bei der Vorgabe der Anforderungen, denen die abzulagernden Abfälle zu genügen 
haben, hat die Bundesregierung hinsichtlich der Reduzierung organischer Schadstoff­
gehalte das .Leistungsvermögen von Verbrennungsanlage~ zu Grunde gelegt 

Da in der TA Siedlungsabfall Anforderungen festzulegen sind, die durch Anlagen nach 
dem Stand der Technik erreichbar sind, ist folgerichtig, daß der Bund als Maßstab für 
die Reduzierung der organische Gehalte der Abfälle strenge Zuordnungswerte bei den 
Parametern Glühverlust und TOC (Gesamtgehalt an organisch gebundenem Kohlen­
stoff) vorgegeben hat 

Die Zuordnungswerte für Schwermetalle und Salze hat der Bund überwiegend aus der 
TA Abfall, Teil I, abgeleitet, indem dortige Werte für die Deponieklasse 11 auf die 
Hälfte und diese Werte für die Deponieklasse I noch einmal auf ein Fünftel reduziert 
worden sind. 

, 

Der Bund hat die Deponie-"Input-Kriterien",für Schwermetalle durchweg ohne fachli­
che und wasserwirtschaftliche Erfordernisse sehr eng begrenzt 

Bei den Deponien kann es zu dner Auswaschung von Schwermetallen erst kommen, 
wenn der pH~Wert der Abfälle erheblich abgesenkt wird. Dies kann bei d~n Deponien 
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nach der TASiedlungsabfall zum einen wegen der ausschließlichen AblagerUllg von 
_ mineralischen Abfällen und zum anderen -wegen der Oberflächenabdichtungen ausge­

schlossen werdeJ;l. Schwermetalle, die während der Einbauphase in geringen Mengen 
ausgewaschen werden können, werden über die Sickerwassererfassung einer Abwas­
serbehandlungsanlage zugeführt. Vor diesem Hintergrund wäre eine Anhebung der 
Zuordnungswerte für Schwermetalle auch mit dem Gewässerschutz vereinbar gewe­
sen, 

Es ist zu erwarten, daß es aufgrund der o.g. engen Begrenzungen Probleme gibt mit der 
Zuordnung vieler produktionsspezifischer Abfälle zu den Deponieklassen I und 11 der 
TA Siedlungsabfall. Bei diesen liegen zwar Überschreitungen verschiedener Zuord­
nungswerte dieser Deponieklassen vor, ohne daß aus wasserwirtschaftlicher Sicht das 
Erfordernis besteht, diese Abfälle einer Sonderabfalldeponie zuzuführen. 

Hinsichtlich des Vorgehens bei der-Festlegung der Zuordnungskriterien wird auf den 
vom Landesumweltarnt Nordrhein-Westfalen im Auftrag des MURL erarbeiteten Ent­
wurf der Beurteilungshilfe zur Ablagerung von Abfällen verwiesen._, 

5. Maßnahmen zur Vereinheitlichung des Vollzugs der 
TA Siedlungsabfall 

, Für eine landeseinheitliche und lösungsorientierte Umsetzung der TA Siedlungsabfall 
sind' zu einer Vielzahl ihrer Regelungen zusätzliche Erläuterungen und Konkretisie-
rungen erforderlich. . 

Das Ministerium für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft (MURL) des Landes 
, NRW kann sich dabei auf Vorarbeiten stützen und hat zusätzliche eine Reihe von 

Maßnahmen veranlaßt. 

Hingewiesen wird}n diesem Zusammenhang auf 

den Runlierlaß des MURL vom 28.10.1993 zu "Mineralischen Deponieabdich­
tungen" (Richtlinie des Landesumweltamtes NRW); 
die vom Landesumweltarnt eingeleitete Erarbeitung eines Entwurfs einer 
"Allgemeinen Auswertevorschrift" für die von den Deponiebetreibem zu erstel­
lenden Jahresübersichten (Nr. 6.4.4.2), 
die Erarbeitung eines Merkblattes des LUA zur Anwendung der TA Siedlungsab­
fall bei der Ablagerung von Siedlungsabfällen, das deren z.T. allgemeine und 
nicht immer klare Vorschriften dezidiert interpretiert und konkretisieren soll. 

Das MURL beabsichtigt, dieses Merkblatt durch einen im Ministerialblatt veröffent-
lichten Runderlaß zur Beachtung zu empfehlen. ' 
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Rechtliche Instrumente zur ~msetzung der 
TA Siedlungsabfall bei Altdeponien . 

RR'inWender, MURL NRW 

1. Allgemeines'" 

Die TA Siedlungs abfall (TASi) ist eine allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundes­
regierung und konkretisiert gern. § 4 Abs. 5 AbfG die Anforderungen an die Entsor­
gung von Abfällen nach dem Stand der Technik. Sie füllt damit den Grundsatz des § 2 
Abs. I, Satz 2 AbfG aus, wonach Abfälle so zu entsorgen sind, daß das Wohl der All-. 
gemeinheit nicht beeinträchtigt wird. Zwar ist für die Zulassung der Errichtung und des' 
Betriebs von Deponien nicht Voraussetzung, daß diese dem Stand der Technikent­
sprechen, jedoch sind die in der TA Siedlungsabfall zum Stand der Technik enthalte­
nen Vorgaben wesentliche Kriterien für die Beurteilung, ob bestimmte Anordnungen 
zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit erforderlich sind. Dabei gehen die Anforde­
rungen derTASi allerdings insoweit über den Begriff "Wohl der Allgemeinheit" i.S.d. 
§ 2 AbfG hinaus, als ihr Zweck nicht nur die Verhinderung gegenwärtiger Beeinträch­
tigungen des Wohls der Allgemeinheit i.S .. von Gefahrenabwehr durch die Festlegung 
von Schutzstandards ist, sondern sie auch Vorsorgestandards zur Verhinderung zu-
künftiger Altlasten enthält . 

Die TASi schreibt mit ihrem Irikrafttreten den geltenden Stand der Technik fest. Nach 
. § 1 LAbfG ist der Stand der Technik, so wie er)n den Verwaltungsvorschriften des 
. Bundes zum Ausdruck kommt, geltendes Recht. §25 ades Landesabfallgesetzes in qet 

Fassung vom 1. Mai 1995 enthält eine Ermächtigurtgsgrundlage zur Umsetzung des 
Standes der Technik. 

Als VerwaltungsvorsChrift hat die T ASi keine unmittelbare rechtliche Außenwirkung 
gegenüber den Bürgern, insbesongere den Betreibern von Abfallentsorgungsarilagen, 
Scmdern richtet sich mir an die Vollzugsbehörden. 

Anforderungen an Altdeponien enthält die T ASi in den Ziffern 11 sowie 12. Der Be­
griff der "Altanlage" ist inZiffe( 2.2.1 definiert: Es handelt sich dabei um Anlagen, ~ 

deren Betrieb noch nicht abgeschlossen ist, 
deren Errichtung und Betrieb zum Zeitpunkt des Inkrafttretens zugelassen ist 
oder " 
deren V örhaben im Rahmen eines Planfeststellungsverf-ahrens öffentlich bekannt 
gemacht worden ist. 

Zu den sich aus Ziffern 11 und 12 ergebenden einzelnen Anforderungen wird auf die 
Ausführungen von Herrn Dierkes verwiesen. 
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Die Anforderungen der T ASi b,ei Altdeponien sind umzusetzen entweder durch nache 

trägliche Anordnungen nach § 8 Abs. 1 Satz 3 AbfG (bzw. § 9 bei AltaIilagen, die 
schon vor dem 11.06.1972 betrieben wurden) oder durch eine Zulassung nach § 7 
Abs . .2 oder 3 AbfG, falls die Anpassungsmaßnahme eine wesentliche Änderung dar­
stellt. Die Erteilung von Auflagen im Rahmen eines Zulassungsverfahrens naCh § 7 
LV.m. § 8 Abs. 1 Satz 1 sowie der Erlaß naehträglicherAuflagennach § 8Abs. 1 Satz 
3 AbfG stehen grundSätzlich im Ermessen der zuständigen Benörde. Voraussetzung 
dafür ist, daß die Anordnung Z\:lr Wahrung des Wohls der Allgemeinheit erforderlich 
ist. 

Die TASi konkretisiert insoweit die unbestimmten Rechtsbegriffe "Wohl der Allge­
meinheit", "erforderlich" sowie "Stand der Technik" durch generelle Standards, die 
einen gleichmäßigen und berechenbaren Gesetzesvollzug sicherstellen sollen 

, (normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift). Da die Anordnung von Auflagen sowie 
nachträgliche Anordnungen zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit im Ermessen 
der zuständigen Behörde liegen, gibt die TASi insoweit auch Vorgaben für eine 
gleichmäßige und dem Grundsatz der Gleichbehandlung entsprechende Ermessens­
ausübung der Behörde (ermessenslenkende Verwaltungsvorschrift). Entsprechend der 
Art des Zustandekommens der TASi insbesondere im Hinblick auf die erforderliche 
Anhörung der beteiligten Kreise und die Zustimmung des Bundesrates verkörpern die 
in der T ASi niedergelegten Standards in hohem Maße wissenschaftlich-technischen 
Sachverstand und haben daher eine gegenüber gewöhnlichen Verwaltungsvorschriften 
herausgehobene Bedeutung 

2. Bindungswirkung 

Für die Frage, inwieweit die TASi im Hinblick auf die Normauslegung sowie Ermes­
sensausübung als Verwaltungsvorschrift Bindungswirkungfür die Vollzugsbehörde 
entfaltet bzw . .inwieweit die Behörde im Einzelfall von den Vorgaben der TASi abwei­
chende Anordnungen treffen kann, ist nach Sinn und Zweck allgemeiner Verwal­
tungsvorschriften zu beurteilen. Darüber hinaus kommt es auf den Inhalt der einzelnen 
Regelung der Verwaltungsvorschrift selbst an. 

Grundsätzlich stellen die Regelunge,n der T ASi für Deponien Mindestanforderungen 
dar, die die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe und das Ermessen für den Regel­
falllenken. Dies gilt auch für die Frage der Verhältnismäßigkeit im Rahmen der Er­
messenspfÜfung, deren Beurteilung in dem der Vewaltungsvorschrift zugrundeliegen~ 
den Regelfall ebenfalls vorweggenommen ist. Eine Abweichung 'ist nur dann zulässig, 
wenn der Stand der Technik nachweislich weiter fortgeschritten ist oder'aber ein atypi­
scher, in wesentlichen Punkten vom Regelfall abweichender Einzelfall vorliegt und die 
strikte Anwendung der TASi in diesem Einzelfall zu einem Verstoß gegen den Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsatz führen würde. 

18 



2.1 Inhalt der T ASi 

Die Reichweite der Bindungswirkung ist darüber hinaus davon abhängig, inwieweit 
die Anforderungen der TASi selbst konkretisierungsbedürftig sind bzw.Ermessen 
einräumen. Denn die TASi enthält mit "Muß"-, "Soll"- und "Kann"-Vorschriften selbst 
unterschiedliche Ermessensstufen, die jeweils eine unterschiedliche Bindung der \1011-
zugsbehörde begründen. Des weiteren ist bei Zweifelsfragen der Inhalt der Regelung 
im Wege der Auslegung zu ermitteln. 

Im Fall von "'Muß"- und "Soll"-Vorgaben besteht ebenfalls eine Bindung der Behörde 
für den Regelfall, von der sie in atypischen Einzelfällen abweichen kann. Hierzu zäh­
len z.B. die allgemeinen Anfordeiungeh nach Ziffer 11.1, die die Behörde im Wege 
nachträglicher Anordnungen umzusetzen "hat". 

Das gleiche gilt für die "Soll-"Vorgabe gern. Ziffer J 1.2.1, bei Hausmülldeponien un­
t€1r Beachtung der Mindestanforderungen nach Buchst. e) bis h) ein NachrüstprQgrariun 
aufzustellen. In begründeten EinzelI~men kann ggf. auf ein Nachrüstprogramm ver~ 
zichtet und die jeweilige Anforderung unmittelbar im Wege der nachträglichen An­
ordnung umgesetzt werden. 

Eine reine Einzelfallentscheidung stellt dagegen die Regelung der Ziffer 11.2.2. bei 
sonstigen Deponien dar. Zwar verweist auch diese auf die Anforderungen nach Ziffer 
11.2.1 ~ Über die Anforderungen entscheidet die Behörde jedoch im Einzelfall. Hier be­
schränkt sich daher die Prüfung der Behörde nicht auf die Frage, ob besondere Um­
stände des Einzelfalls eine Abweichung von den Vorgaben rechtfertigen. Vielmehr hat 
die Behörde im Rahmen ihrer Ermessensausübung eine Abwägung aller Gesichtspunk~ 
te des Einzelfalls für die Frage vorzunehmen, ob eine nachträgliche Anordnung nach 
Ziffer 11.2.1 zu erlassen ist. , 

Das gleiche gilt für "Kann"-Vorschriften. Auch hier hat die Behörde die Erforderlich­
keit der Anordnung" im jeweiligen konkreten Einzelfall zu prüfen. Eine solche Rege­
lung stellt die Übergangsvorschrift der Ziffer 12.1 dar. 

Für die Frage, ob und in welcher Form bei Altanlagen Abweichungen von den Anfor­
derungen möglich sind, ist entscheidend, inwieweit die konkrete Anlage von dem den 

. Verwaltungsvorschriften zugrunde liegenden Fall abweicht. 

Für Altdeponien sieht die T ASi in Ziffer 11.2.1 für Hausmülldeponien bestimmte 
Mindestanforderungen vor, die bei der Neuzulassung von Aruagen gelten und die bei 
Altdeponien im Rahmen eines Nachrüstprogramms angeordnet werden sollen. Ent­
scheidend für die Beurteilung des "Regelfalls" oder eines atypischen Sachverhalts ist 
damit, inwieweit die Altdeponie mit einer Neuanlage zu vergleichen ist. Hierbei kann 
es .auf die Restlaufzeit sowie das Restvolumen ankommen sowie auch auf den techni­
schen Mehraufwand, der im VergleIch zu einer Neuanlage mit einer bestimmten Maß-
nahme verbUnden ist. .. . 
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Soweit es allerdings um die Vorbereitung der Nachsorge von Anlagen geht, macht es 
grundsätzlich keinen Unterschied, ob es sich um eine Neue oder Altanlage handelt. 
Diese Anforderungen sind grundsätzlich auch bei Altanlagen umzusetzen. 

Falls die Vollzugsbehörde feststellt, daß ein atypischer Einzelfall vorliegt, ist im Rah­
men der Abwägung im Hinblick auf den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz des weiteren 
zu berücksichtigen, ob bzw. inwiew~it eine Abweichung von den Anforderungen der 
TASi erfolgen sollte. 

, 
Maßstab ist hier zum einen, ob es um die Abwehr einer konkreten Gefahr geht bzw. 
wie groß die Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts unter Berücksichtigung seiner 
Folgen ist. Je schwerwiegender die zu erwartenden Umweltbeeinträchtigungeil sein 
können, desto eher ist an den Anforderungen der T ASi festzuhalten. 

Des weiteren ist von Bedeutung, wie schwerwiegend die einzelne Maßnahme für den 
Betroffenen selbst wäre. Isfeine Maßnahme leiCht umzusetzen, wie etwa die Anforde­
rungen an die Organisation, das Personal oder die. Überwachung, haben entsprechende 
Anordnungen zu erfolgen. 

2.2. Problem: BasisabdiChtung 

Die in Ziffer 11.2.1 Buchst. e) bish) aufgeführten Mindestanforderungen beinhalten 
nicht eine Basisabdichtung entsprechend den Vorgaben bei Neuanlagen nach Ziffer 
10.4.1.3, insbesondere im Hinblick auf eine KombiJiationsdichtung gern. Ziffer 
10.4.1.3.2.- Vor allem bei der Einrichtung eines bereits zugelassenen Deponieab­
schnittS, dessen Zulassung nicht diesen Anforderungen entspricht, stellt sich die Frage, 
inwieweit hier ggf. eine Regelungslücke besteht und auf Grundlage der TASi entspre­
chende Anforderungen nachträglich verlangt werden können öder sogar müssen. 

Die TA Abfall, Teil 1, fordert in Ziffer 11.2 Buchst. g) ausdrücklich auch die Anforde~ 
rungen an Deponiebasisabdichtungssysteme bei neu einzurichtenden Deponieabschnit­
ten einzuhalten. Daraus läßt sich schließen, daß die T ASi hier keine Regelungslücke 
enhält, sondern der Vorschriftengeber bewußt von der Notwendigkeit einer Basisab­
dichtung gern. den Vorgaben nach ZifferlOA.3.1 abge~ehenhat. 

Die Vollzugsbehörde hat daher bei der Frage der Art einer Basisabdichtung eine voll~ 
ständige Ermessenprüfung im Einzelfall vorzunehmen, ohne daß das Ermessen wie bei 
den übrigen Anforderungen der Buchst. e) bis h) durch ein Regel-Ausnahme-Verhält­
nis eingeschränkt wäre. ' 

2.3 Übergangsvorschrift ZitT. 12 

NachZiffer 12.1 kann die zuständige Behörde Ausnahmen von den Zuordnungskriteri­
en . der Ziff. 4.2 zulassen, wenn absehbar ist, daß der Abfall aus Gründen mangelnder' 
Behandlungskapazität _ die Zuordnungskriterien nicht erfüllen kann. Bei Hausmüll, 
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hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen, Klärschlamm und anderen organischen Abfallen 
können Ausnahmen bis zum 1. Juni 2005, bei Bodenaushub, Bauschutt und anderen 
mineralischen Abfallen bis zum 1. Juni 2001 zugelassen werden. Die Zulassung ist mit 
den in den Buchst. a) bis c) enthaltenen Auflagen zu versehen. Nachträgliche Auflagen 
zur Einhaltung der Ziffer 4.2. sowie der Fristen nach Ziffer 12.1 sind bei Altanlagen 
gemäß Ziffer 12.2 bis zum 1. Juni 1995 zu erlassen. . 

Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen hat im März und April 
dieses Jahres in zwei Fällen im Eilverfahren entschieden, daß eine entsorgungspflichti­
ge Körperschaft gesetzlich nicht verpflichtet ist, die thennische Behandlung von Rest­
abfällen im Rahmen ihrer Abfallwirtschaftskonzepte bis zum Jahre 1999 sicherzustel­
lep. Vor dem Hintergrund dieser OVG-Beschlüsse wird diese, bisher als restriktiv zu· 
handhabende Ausnahmevorschrift angesehene Regelung, zukünftig flexibel, allerdings 
auf den Einzelfall bezogen, gehandhabt werden . 

. 3. Ziffer 2.4 

Ziffer 2.4 der T ASi enthält eine allgemeine Ausnahmeregelung, wonach die zuständige 
Behörde Abweichungen von den Anforderungen der T ASi zulassen kann, wenn im 
Einzelfall nachgewiesen wird, daß durch andere geeigpete Maßnahmen das Wohl der 
~llgemeinheit - gemessen an den Anforderungen der T ASi - nicht beeinträchtigt wird. 

Die Auslegung dieser Vorschrift istjm Hinblick darauf umstritten, ob Maßstab für die 
Ausnahme die einzelnen Anforderungen der TASi selbst sind, etwa die im Anhang B 
enthaltenen Werte, oder aber ein allgemeinerer Maßstab zugrunde zu legen ist Da die 
Regelung Ausnahmen von den "Anforderungen der TASi" zuläßt, wäre es ein Zirkel­
schluß, wenn die Möglichkeit einer Ausnahme wiederum an diesen Anforderungen 
gemessen würde. Ausnahmen wären danach kaum möglich~ Vielmehr ist ein weiterer 
Maßstab zugrunde zu legen und der Begriff "Anforderungen" je nach Zusammenhang 
unterschiedlich zu interpretieren, wobei die übergeordneten Zielvorstellungen und 
Vorgaben der TASi entscheidend sind. Im Fall der Ablagerung sind daher maßgeblich 
etwa die Minimierung von Schadstoffen in Abfallen, die Venneidung potentieller Alt­
lasten, die weitgehende Inertisierung abzulagernder Abfälle, das Multibarrierenkonzept 
sowie die möglichst michsorgefreie Deponie; 
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Beurteilungshilfe zur Ablagerung von Abfällen 

RR z.A. Dr. Malomy, LUA NRW 

Ziel der Beurteilungshilfe 

Für die Entsorgung von AbfälIen stehen mittlerweile die unterschiedlichsten Verfahren 
zur Verfügung. Sie werden alternativ oder in Kombinatiop. genutzt, häufig in einer 
K~tte von Eirizelschritten, die notwendig sind, um verwertbare oder ablagerungsfähige 
Stoffe zu gewinnen. Abb. 1 zeigt die starke Vernetzung der möglichen Entsorgungs­
wege einschließlich Verwertung und läßt erkennen, welche Bedeutung die Abfall- und 
Reststoffbewertung für eine sachgerechte Zuordnung zu diesen Entsorgungswegen hat. . 
Die Deponie hat eine besondere Bedeutung, da viele Entsorgungswege letztendlich zu 
ihr hinführen. 

1 Herkunft 11 Produktion 1 1 Analyse I I Richtlinien I I Grenzwerte·1 

Abb. 1: Entsorgungswege und die sie bestiinmenden Faktoren 

Mit der Einführung der Zweiten und Dritten allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Abfallgesetz (TA Abfall, Teil 1 [1] und TA Siedlungsabfall [2]) wurden einheitliche 
Entsorgungsstandards entsprechend dem Stand der Technik festgelegt, insbesondere 
für die Ablagerung. Hieraus ergab sich für das Landesumweltamt Nordrhein-Westfalen 
(vormals Landesamt für Wasser und Abfall) das Erfordernis, den Ep.twurfeiner Richt­
linie über die Untersuchung und Beurteilung von Abfällen, Teil 2 vom Juni 1987 [3], 
grundlegend zu überarbeiten. Dieser Entwurf ist 1987 in Form eines Gelbdrucks veröf-
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fentlicht und Zur Diskussion gestellt, später jedoch nicht als Richtlinie eingeführt wor­
den. 

Die TA Abfall, Teil I gilt für besonders überwachungsbedürftige Abfälle, die TA 
Siedlungs abfall für Siedlungsabfalle sowie für produktionsspezifische und besonders 
überwachungsbedürftige Abfalle, die gemeinsam mit Siedlungsabfallen oder wie diese 
entsorgt werden können. Die Ausweitung des Geltungsbereiches der TA-Siedlungs­
abfall auf produktionsspezifische Abfälle entspricht den abfallwirtschaftlichen Zielen, 
da die Erzeuger dieser Abfälle deren Schadstoffgehalte und schädlichen Eigenschaften 
durch geeignete Maßnahmen soweit reduzieren sollten, daß die Abfalle entweder 
stofflich verwertet oder in den Entsorgungsanlagen für Siedlungsabfalle behan~elt 
bzw. abgelagert werden können [4]. Beide Verwaltungsvorschriften, die TA Abfall, 
Teil I und die TA Siedlungsabfall, enthalten Anforderungen an den Umgang und die 
Entsorgung von Abfallen nach dem Stand der Technik. Als Verwaltungsvorschriften 
stellen sie kein unmittelbar für· Dritte geltendes Recht dar, sie entfalten eine Bin­
dungs wirkung für die Verwaltungsbehörden bei der Zulassung .und Überwachung von 
Entsorgungsanlagen und legen für qen Regelfall die behördliche Vorgehenswefse fest. 

Die TA Abfall, Teil 1 und die TA Siedlungsabfall regeln aber nicht jede Einzelfrage. 
Zum Treffen von konkreten Entscheidungen sind daher Konkretisierungen und Erläu­
terungen erforderlich. Jeweils in Nr.2.4 der beiden Verwaltungsvorschriften ist eine 
allgemeine Ausnahmeregelung getroffen. Danach kann die zuständige Behörde Ab­
weichungen von den Anforderungen dieser Technischen Anleitungen zulassen, wenn 
im Einzelfall der Nachweis erbracht wird, daß durch andere geeignete Maßnahmen 
"das Wohl der Allgemeinheit," gemessen an den Anforderungen der TA Abfall, Teill 
und der TA Siedlungsabfall, nicht beeinträchtigt wird. Der allgemeine Ausdruck "das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt", der aus dem Abfa1lgesetz übernommen 
ist, ermöglicht den Vollzugsbehörden einen entsprechenden Ermessens- und Beurtei­
lungsfreiraum. 

Ausnahmen lassen die beiden Verwaltungsvorschriften zu in den Übergangsvorschrif­
ten für Altdeponien und in den Vorgaben der Zuordnungswerte unter besonderer Be­
rücksichtigung stoff- bzw. deponiespezifischer Bedingungen. Für die Ausübung be­
hördlichen Ermessens aufgrund dieser Regelungen soll die Beurteilungshilfe die TA 
Abfall, Teil 1 und TA Siedlungsabfall irihaltlich erläutern, konkretisieren und hierzu. 

eine allgemein methodische Anleitung für Abfalluntersuchungen und Beurteilun-
. gen liefern, 
geeignete Untersuchungsparameter und -methoden zur Beurteilung von Abfallen 
darstellen, 
Kriterien für die Bewertung der Untersuchungsergebnisse und für die Zuordnung 
von Abfällen zu Entsorgungswegen aufzeigen und 
einen ~iriheitlichen Vollzug im Land Nordrhein-Westfalen unterstützen. 

In Deponien· werden Abfalle auf Dauer abgelagert. Der Betrieb einer Deponie bedarf 
daher einer besonderen Sorgfalt, um das "Wohl der Allgemeinheit" vor Beeinträchti­
gungen zu schützen. Die TA Abfall, Teil 1 und die TA Siedlungsabfall sehen unter . 
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diesem Grundsatz in den Eigenschaften eines Abfalls ein integrales' Element ihrer Si­
cherheitsüberlegungen. Abfälle; die "deponiert und nicht schadlos verwertet werde'n 
können, sollen nach dem MUlti-Barrieren-Konzeptselbst eine wirksame und dauer­
hafte Barriere gegen einen Schadstoffeintrag in die Umwelt darstellen. Diese 
"stoffliche Barriere" wird durch bestimmte Parameter definiert, die in den Zuordnungs­
werten der Anhänge.D der TA Abfall, Teill und B der TASiedlungsabfall aufgeführt 
sind. Bei Überschreitung dieser Zuordnungswerte ist die Verbringung der Abfälle auf 
eine bestimmfe Deponieklasse (DK) grundsätzlich ausgeschlossen. 
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Tabelle 1: Zuordnungswerte nach TA Siedlungsabfall und TA Abfall 
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Nach Nr. 4.4.3.1 Abs. B der TA Abfall, Teil 1 und Nr. 4.2.1 der TASiedlungsabfall 
sind Abflille, bei denen aufgrund der Herkunft oder Beschaffenheit durch die Ablage­
rung wegen ihres Gehaltes an -langlebigen oder bioakkumulierbaren organisch 

. toxischen Stoffen eine Beeintächtigung des Wohls der Allgemeinheit zu besorgen ist, 
,grundsätzlich nicht einer oberirdischen Deponie zuzuordnen. Für Abfälle, die die Zu­
ordnungswerte einer Deponieklasse nicht einhalten (s. Abb. 2), ist zu prüfen, ob die 
Kriterien der nächst höheren Deponieklassen erfüllt werden. Abfälle mit hohem orga­
nischen Anteil, die die Parameter Glühverlust und/oder TOC überschreiten, sind nach 
dem Stand der Technik thermisch zu behandeln. Weiterhin besteht für einige Schad­
stoffe die Möglichkeit, durch chemisch-physikalische Behandlung die Ablagerungsfa­
higkeit zu erreichen, z.B. durch Cyanidentgiftung oder Verfestigung. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß die TA Siedlungsabfall, im Gegensatz zur TA Abfall, Teil 1, 
nicht die Möglichkeit eröffnet, Abflille, die die Zuordnungswerte des Anhangs B der 
TA Siedlungsabfall überschreiten(mit Ausnahme der Parameter 1), nach Verfestigung 
auf Siedlungsabfalldeponien abzulagern (Karriereverbot) [5]. Vor einer Entsorgung ist 
nach Nr.4.1 der TA Abfall, Teil 1 und der TA Siedlungsabfali zu beachten, daß Ab-
fälle vorrangig ~u verwerten sind. . 

Anforderung an die Deponieklasse 
nc ch den technischen Anleitungen nicht er Pllt 

.I 

I I I I 
höhere Verbrennung Behandlung Ausnahmeregelung 

Deponieldasse 

HMV CPB Übergangsvorschriften 
TASI, DK 11 ~ SAV Verfestigung Monodeponie 
TASO Kompostierung Nr. 2.4 TASI und TASO 
UTD 

Abb.2: Vorgehensweise bei Überschreitung der Zuordnungswerte des AnhangsD derTA 
Abfall, Teil 1 (TASO) und Anhang B der TA Siedlungsabfall c1'ASI) 

Ausnahmen von den Zuordnungswerten der Anhänge D und B der technischen Anlei­
tung Abfall ermöglichen 

die Übergangsvorschriften (Nr. 12.1:2 TA Abfall, Teil 1 und Nr. 12.1 
TA Siedlungsabfall), 
die Ablagerung des Abfalls auf Monodeponien oder im gesonderten Monobereich 
einer Deponie (Nr. 4.4.3.3 TA Abfall, Teil 1 und Nr.4.2.4 TA Siedlungsabfall) 
sowie 
die allgemeine Ausnahmeregelung Nr. 2.4 der TA Abfall, Teil 1 und 
TA Siedlungsabfall.(s. Abb. 2). 

Dabei ist zu beachten, daß Ausnahmen von den grundSätzlichen Schutzzielen dieser 
technischen Anleitungen nicht möglich sind. Abweichungen von den konkreten Vor-
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gaben der technischen Anleitungen können also nur dann erfolgen, wenn durch eine 
Gesamtbetrachtung nachgewiesen wird, daß die grundsätzlichen Schutzziele mit ande-. 
ren Mitteln erreicht werden. 

Ausnahmeregelungen zu den Zuordnungswerten in dem Anhang D der TA Abfall, Teil 
1 und Arihang B der TA Siedlungsabfall können 1m Rahmen von Einzelfallentschei­
du~gen getroffen werden. Die Zuordnungswerte könne~ danach überschritten werden, 
wenn bei der Beurteilung des Abfalls nach Nr. 2.4 der beiden technischen Anleitungen 
folgende konkretisierende Kriterien in die Entscheidung (Gesamtbetrachtung) mit ein­
bezogen werden (s. Abb. 3). 

Kriterien fUr die Geaamlbetrachtung der 

Ausnehmen von den Zuordnungawenen nach Anhang B 

TA Slodlungaabfall und Anhang P TA Abfall, Toll 1 

L 
I I l l 

Abr.llverhallen Bauliche Aut'lIlttung s_ .an.Uge Umwelta.pekte 
und aelrl,bsweIM 

zusemmonsooz""" Dlcl<e der OIchtung Quall:AI der geok9schen ' Entsorgungssicherheit 
Monge Überdachung Bamo<. r .... port .........- Zwischenabdi<:hung o......nz 
WechseMirkung der AbfAlle Einbaulectmik 

........ ""'" Irodtener BetrIeb --Sickerwasserbehandlung 

. Abb.3: Kriterien für die Gesamtbetrachtung bei der Abweichung nach Nr. 2.4 
TA Abfall,Tei11und TA Siedlungsabfall 

Neben den Zuordnungswerten in den Anhängen D und B der TA Abfall, Teil 1 bzw. 
der TA Siedlungsabfall, die mit ihren 20 Parametern nur den Regelfall darstellen, köne 
nen fallweise stoffangepaßte Untersuchungen weiterer signifikanter Parameter, die sich 
aus der Herkunft und/oder der Zusammensetzung des Abfall ergeben, zu einer sachge­
rechten Beurteilung erforderlich sein (s. auch Nr. 4.4.3.1, Abs. b der TA Abfall, Teil 1 
und Nr. 4.2.1 der TA Siedlungsabfall). Die Beurteilungshilfe wird daher über die Zu­
ordnungswerte der TA Abfall, Teil 1 bzw. TA Siedlungsabfall weitere Parameter be­
nennen. Diese zusätzlichep. Zuordnungswerte sollen den Charakter von Grenz- oder 
Prüfwerten erhalten. Prüfwerte stellen keine Höchstwerte im· Sinne einer oberen Be­
grenzung der Deponieklasse dar. Es handelt sich vielmehr um Werte, bei deren Über­
schreitung eine Einzelfallentscheidung für notwendig gehalten wird. Für diese Einzel­
fallentscheidung muß das Wissen um das Verhalten des Abfalls vervollständigt wer­
den, um eine sachgerechte Beurteilung vornehmen zu können. Dies kann durch Wer­
tung z.B. der Gesamtgehalte, der Elution nach DEV S 4 und durch die NRW-Methode 
(pH-stat. bei pH-Werten von 4 und 11) geschehen. 

Die Beurteilungshilfe soll nicht nur bei der Einzelfallbetrachtung Hilfestellung zur 
Anwendung der beiden Verwaltungsvorschriften geben, sondern auch den Bezirksre­
gierungen . eine Hilfe an die Hand geben für die Festlegung der Zuordnungswerte in 
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den Genehmigungsbescheiden der Deponien (Anpassung der Deponien an Stand der 
TA Abfall). . 

Die Anhänge D und B der TA Abfall, Teil I bzw. der TA Siedlungsabfall söllten in 
den Genehmigungsbescheiden der Deponien als Basisliste'entsprechend aufgeführt 
werden. Darüber hinaus sollte der Genehmigungsbescheid um die überarbeiteten or­
ganischen Parameter der Tabelle 2 des Richtlinienenfwurfes "Untersuchung und Beur" 
teilung von Abfällen, Teil 2" ergänzt werden [6]. Dies sollte aber nur dann geschehen, 
wenn damit zu rechnen ist, daß die Abfälle, fUr diese pestimmte Deponie, entspre­
chende Kontaminationen aufweisen. Diese zusätzlichen Zuordnungs werte sollen. eben­
falls den Charakter von Prüfwerten erhalten. Ebenso kann es sinnvoll aber nicht zwin­
gend notwendig sein, zusätzliche Eluatparameter in den Genehmigungsbescheid mit 
aufzunehmen. Dies sollte a~r 4luch wiederum nur nach Datenlage geschehen, d.h. 
wenn mit entsprechenden Kontaminationen zu rechnen ist. Auf die Angabe zusätzli­
cher Zuordnungswerte für anorganische Gesamtgehalte sollte verzichtet werden. Für 
die Deponieklasse I der TA-Siedlungsabfall sollten kehle zusätzlichen Zuordnungswer­
te über denen des AnhangsB der TA Siedlungsabfall benannt werden. 

Für eine Monodeponie' können entsprechend den technischen AIlleiturtgen die Zuord­
nungswerte der Anhänge Bund D überschritten werden, mit Ausnahrnedes Zuord­
nungswertes für die Festigkeit. Als abzulagernde Abfälle lq)mmeil solche in Frage, die 
in großen Mengen anfallen und bei gemeinsamer Ablagerung ein gleiches Reaktions­
verhalten zeigen. In der Beurleilungshilfe werden für diesen Deponietyp keine Grenz­
wertelPrüfwerte aufgeführt. Dies soll der Einzelfallbetrachtung vorbehalten bleiben im 
Sinne der Beurteilungshilfe. Die Kriterien für eine Ablagerung auf Monodeponien sind. 
in den Punkten Nr. 4.4.3.3 der TA Abfall, Teil 1 und Nr. 4.2.4 der TA Siedlungsabfall 
aufgeführt. -

Anwendung der Beurteilungshilfe 

Abfälle sind in der Regel Stoffgemische mit unterschiedlichem Gefährd1mgspotential 
und Reaktionsvermögen, welche aus den jeweiligen Einzelkomponenten resultieren . 

.. Nach den Vorgaben des Abfallgesetzes sind Abfälle so zu entsorgen, daß das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird (§ 2, . Abs. 1 AbfG). Dies erfordert für den 
einzelnen Abfall einen spezifischen Entsorgungsweg. Dieser Entsorgungsweg ist durch 
eine Abfallbeurteilung mit anschließender Abfallklassifizierung unter den Aspekten 
Umweltverträglichkeit und Verhältnismäßigkeit festzulegen. Die Festlegungdes spe-. 
zifischen Entsorgungsweges stellt sich als komplexer Prozeß dar, der eine gestufte 
Vorgehensweise erfordert. . , 

Der Einstiegspunkt zur Beurteilung ist die Herkunft und Entstehungsgeschichte des 
Abfalls. Hieraus ergeben sich schnell und übersich.tlich Grundinformationen zum Ab­
fall. Diese Informationen zur· Herkunft dürfen sich nicht in allgemeinverbindlichen 
Begriffen wie z.B. Gewerbliche Wirtschaft oder Chemische In,dustrie erschöpfen. 
Vielmehr ist der Herkunft des Apfalls soweit nachzugehen, daß Informationen zu allen 
wichtigen Eiilflußgrößen wie z.B. Produktiortsverfahren,eingesetzte Stoffe und Ver-
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fahrensfiihrung ZU sammeln sind und diese dann zu einem ersten Bild über den Abfall 
ausgewertet werden; Aussagen hierüber finden sich z.B. in den EntSorgungsnachwei­
sen, wenn der Abfallerzeuger aufgrund § 11, Abs. 2 oder 3 AbfG der Nachweispflicht 
uI).terworfen ist (s.a. Nr. 4.4.1 TA Abfall, T~il 1). Die dabei gewonnnen Erkenntnisse 
lassen einen ersten Schluß auf die stoffliche Beschaffenheit und den möglichen Ent­
sorgungsweg des Abfalls zu. 

DieZuordnung eine..s Abfalls zu einem Abfallschlüssel (AS) des LAGA-Abfallarten­
katalogs erfolgt dann anband der Kriterien 

Zusammensetzung, 
Herkunft, 
Aggregatzustalid. 

Hierbei ist zu beachten, daß im LAGA-Abfallartenkatalog nicht Abfälle, sondern Ab­
fallarten aufgelistet sind, zur Entsorgungjedoch Abfälle angedient werden. 

Information, die aus dem Durchforsten der Vergangenheit des Abfalls gewonnen wer­
den, können aber eine Abfallanalyse nicht ersetzen. Sie führen jedoch dazu, den zu 
untersuchenden Parameterumfang auf~ abfallbestimmende Komponenten und entsor-

. gungswegspezifische Parameter zu konzentrieren. Hinweise auf eine Umweltrelevanz 
und den Entsorgungsweg werden in der Regel durch die Auswertung der Paramter der 
Zuordnungswerte des Anhangs D und B der TA Abfall, Teil 1 und der 
TA Siedlungsabfall erhalten(s. Abb. 4). 
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Nr. Parameter 1) Zuordnungswert CPB Verbrennung UTO 

~. 01.01 estiQkeit . ~ 25 kN rn
2 ~ 01.02 rmunQ '" 20 %, 

01.03 . ruckfes\igkeij ~ 50 kN/m2 . , 
(Fließwert) 

02 Glühverlust des Trockenrück- S 10 Gew.-% 
standes der Originalsubstanz 

03 , liooohile Stoffe S 4 Gew.-% 

04 Eluatkriterien 
04.01 oH-Wsrt 4-13 
D4.02 .... S 00 uS, cm 
04.03 TOC S 200 ma 
04.04 Phenole S 1 0 mal 
D405 ArAAn S t mo,1 
04.06 Blei S 2 mal 

..J 04.07 Cadmium S 05mal 
04.08 Chrom-VI S 05mal 
04.09 Kupfer S 10 mClJI 
04.1"0 Nickel S 2 m 
04.11 uecksilber S 01 mal 
04.12 Zink S 10 m 
04.13 Flourid S 50 m I 
04.14 Ammonium S 1000 m I 

• 
S ODe mol , ....11 04.1 e leicht freisetzbar S1 m I 

04.17 . S 5000 m I 
04.18 S 30 m I , 04.19 S 3 m 
04.20 Wasserlöslicher Anteil S 10 Gew.-% 
1) Analysevorschrttten siehe Anhang B, 
2) 01.02 kann gemeinsam mit 01.03 gleichwertig zu Dl.01 angewandt werden 

Abb.4: Entscheidene Parameter für die Wahl des Entsorgungsweges nach Nr. 4.4.3.1 
TA Abfall [7] 

. Als Beispiel sei hier zinkhaltiger Galvanikschlanlln (AS 511 05) erwähnt. Zinkhaltiger 
Galvanikschlamm fällt bei der Entgiftung und Neutralisation zinkhaltiger galvanischer 
Bäder aus Galvanikbetrieben oder galvanotechnischen Teilbetrieben an. Von der stoff­
lichen Zusammensetzung ist es ein schwermetallhaltiger Hydroxidschlamm mit erhöh­
tem Zinkanteil und organischen Verunreinigungen aus der Entfettung. Der Schlamm 
wurde übereine'Kammerfilterpresse entwässert und deponiefähig gemacht. . 
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Tabelle 2: Analysenwerte von zinkhaltigem 'Galvanikschlamm in Gegenüberstel­
lung mit den Zuordnungswerten der TA Abfall, Teil 1 und der 
TA Siedlungsabfall (Überschreitungen von Grenzwerten sind dunkel 
hinterlegt) 

. Die entscheidenden Parameter für die Wahl des Entsorgungsweges (s. Abb. 4) nach 
Nr: 4.4.3.1 lassen eine Deponierung des Abfalles zu (Stufe 2). Der entsprechende Zu­
ordnungswert für die Festigkeit der technischen Anleitungen (Flügelscherfestigkeit) 
wird ejngehalten. Bei den Festigkeitsparametem ist zubeachten, daß sie bei der Depo­
nierung weicher, schlammiger Abfälle, die der Gruppe "Boden1lhnlicher Abfälle" zu­
geordnet werden könneR, relevant sind. Für feste Abfälle, z.B. Siedlungsabfälle, ge-

I 
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werbliche Abfälle, Schlacken, rollige und gemischt körnige Abfälle, sind diese Nach­
weise in der Regel nicht erforderlich., Die Beurteilungshilfe wird die Festigkeitspara-
meter der TA Abfall ausführlich erläutern. . 

Die Analysenergebnisse der Probe (Stufe 3) des zinkhaltigen Galvanikschlamms zei­
gen, daß einige Parameter in den Konzentrationen über den Zuordnungs werten der TA 
.Siedlungsabfallliegen. Der Zuordnungs wert für den Gühverlust überschreitet auch den 
Grenzwert für die TA Abfall, Teill. Da bei Galvanikschlamm zu erwarten ist, daß der 
Glühverlust durch anorganische Verbindungen (z;B. Hydroxide) verursacht wird, ist 
eine nähere Betrachtung erforderlich. Denn nach Nr. 4.4.3.1, Abs. c kann eine ober­
irdische Ablagerul).g zugelassen werden,. wemi durch die entsprechenden Punkte (Nr. 
1 - 7) des Entsorgungsnachweises der Nachweis erbracht wird, daß der Abfall unter 

. Ablagerungsbedingungen zu keinen Reaktionen führt, durch die Schadstoffe in erhöh­
temMaße freigese~t werden können, oder nachgewiesen wird, z.B. über den Feststoff­
-TOC, daß die Überschreitung des Parameters Glühverlust nicht auf den Gehalt an 
organischen Kohlenstoff zurückzuführen ist. Wie die Analysendaten zeigen, liegt der 
Feststoff-TOC mit einem Wert von 1,5 %, in einem BereiCh der eine Ablagerung auf 
einer Sonderabfalldeponie ermöglicht. Der hohe Glühverlust ist auf die Hydroxide 
zurück zuführen. ' 

Entscheidung: ,Ablagerung auf einer Sonderabfalldeponie 
Gründe: 
=> Glühverlust überschritten aufgrund hoher Hydroxidgebalte, 
=> TOC gemäß 4.4.3.1 c eingehalten. 

Der Ausnahmefall der Abfallbeurteilungzeigt sich, wenn sich aus der Herkunft Hin­
weise auf signifikante Gehalte an umweltrelevanten Inhaltsstoffen ergeben, die nicht 
durch die Zuordnungswerte der bei den techirischen Anleitungen begrenzt sind, die aber 
aufgrundihrer Toxizität und Verfügbarkeit flir eine Zuordnung relevant sind, z.B. 
'Thallium oder PCB*) (gemäß Nr. 4.4.3 Buchstabe b), so daß eine Einzelfallbetrachtung 
durchzuführen ist: Z.B. können PCB-Gehalte zu einem Auschlußder Ablagerung auf 
einer Deponieklasse führen. 

Bei dem zusätzlichen Untersuchungsumfang nach Datenlage kann es sich um Bestim­
mungen .auS der Origi~alsubstanz und/oder dem Eluat nach DEV S4 handeln. Darüber 
hinaus kann es im Einzelfall sinnvoll für die Beurteilung sein, Eluatwerte nach pH stat­
Versuch bei pH 4 und pH 11 (NRW-Methode) mit einzubeziehen. So ist die Beurtei­
lung des Auslaugverhaltens gemäß DEV S4 immer dann als schwierig anzusehen, 
wenn Metalle und/eider Metalloide in nicht le1chtlöslicher Form vorliegen. Denkbar, 
sind hier sulfidische, oxidische und carbonatische Phasen. Auch anionisch und kationi­
sch vorkommende Spezies zeigen ein differenziertes Mobilitätsverhalten. Diesen un­
terschi.edlichen Bindungsformen muß zur Risikoprognose ein Eluattest Rechnung tra­
gen. Darüber hinaus ist das Mobilitätsverhalten von Metallen und Metalloiden pH­
abhängig. So kann z.B. die Mobilisierung von Kupfer im sauren Medium als Kation 
erfolgen und im alkalischen Bereich als Hydroxidkomplex, also als Cuprat. Ähnliches 

*). siehe Nr. 4.4.3.1 Abs. B der TA Abfall, Teil I undNr. 4.2. 1.der TA Siedlungsabfall 
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gilt für die Elemente Blei und Zink. Ein analoges Verhalten zeigen die Elemente Ar­
sen, Antimon, Selen und Chrom. Der Grund für eine pR-abhängige Mobilisierung ist 

_ hier in der Bindungsform zu suchen. So können die vorgenannten Spezies in kationi­
scher Form oder anionisch als Anionenkomplexe vorliegen. Eine Beurteilung der Meß­
ergebnisse sollte sich aus Untersuchungen gemäß pHstat-Versuch, der Auslaugung 
gemäß DEV.S4 und aus der Bestimmung der Gesamtgehalte gemäß DEV S7 zusam­
mensetzen, um eine Einschätzung der Verfügbarkeit des Schadstoffes zU ermöglichen. 

Beispiel für den Ausnahmefall bei der Abfallbewertung 

Eine Einzelfallentscheidung wird ain Beispiel Shredderleichtfraktion (AS 57801 
"ShreddeITÜckstände [Leichtfraktion]") dargestellt. Shredderleichtfraktion stammt aus 
dem Betrieb Von Shredderanlagen zur mechanischen Aufbereitung von metallhaltigen 
Abfällen, vorwiegend von Autowracks. Das Materia(weist einen hohen Heizwert auf 
(ca. 19MJ/kg) und besteht überwiegend aus Kunststoffen, Textilfasem, Holzfaser~ 
stoffen, Leder, Lacken, Unterbodenschuizmaterialien sowie Glas, NE-Metallen und 
Eisen. An umweltrelvanten Stoffen werden 'häufig erhöhte Konzentrationen an PCB, 

·-PAK und Kohlenwasserstoffen nachgewiesen (Stufe I). 

Tabelle 3 zeigt eine typische Analyse einer Shredderleichtfraktion. Die entscheidenden 
Parameter für die Wahl des Entsorgungsweges (s. Abb. 6) nach Nr. 4.4.3.1 lassen eine 
Deponierung .des Abfalles zunächst nicht zu (Stufe 2).- Aufgrund der Analysenergeb­
nisse insbesondere des Glühverlustes, des Feststoff-TOC und des Heizwertes sollte der 
AbfalUn einer Sonderabfallverbrennungsanlage entsorgt werden. Für den Fall, daß 
eine Verbrennung nicht möglich ist, z.B. keine Kapazitäten -vorhanden, muß über eine 
Deponierung nach TA Abfall, Teil Ibzw. TA Siedlungsabfall (Ausnahmeregelung Nr. 
2.4 der technischen Anleitungen bzw: Übergangsregelungen) entschieden werden. 

Daderorg~sche! Anteil der Shredderleichtfraktion sich vorwiegend aus Materialien 
die lI:einem biologischen Abbau zugänglich sind (z;B. Kunststoffe) zusarmv-ensetzt, ist 
trotz des hohen Organikanteils mit keinen Reaktionen zu rechnen, die eine erhöhte 
Schadstofffreisetzung bedingen, wie sie bei einem biologischen Abbau entstehen kön~ 
nen.(s. Nr. 4.4.3.1 Abs.c). Zur Beurteilung des Abfall hinsichtlich einer Deponierung 
reichen die Zuordnungs werte im Anhang D und B der TA Abfall, Teil 1 und der 
TA Siedltingsabfall nicht aus (Stufe 3). Vielmehr sind die o.g. umweltrelevanten Stoffe 
PCB und PAKzur Beurteilung mit heranzuziehen. Hier wird die Beurteilungshilfe wie 
oben-erwähnt Hilfestellung leisten. Ein Vergleich der Analysenwerte mit den zusätzli­
chen Zuordnungswerten in der Beurteilungshilfe zeigt, daß die dort genannten Werte 
für die Deponieklasse II nicht überschritten werden. 
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Tabelle 3: Shredderrückstände (Leichtfraktion) 

Dem steht entgegen, daß die Zuordnungswerte für Chrom-VI und extrahierbare lipo­
phile Stoffe der DK 11 überschritten ist. Da von einer Reduktion des toxischen Chrom­
VI zu Chrom-II1 im Deponiekörper auszugehenistund der Chrom-VI Wert nur gering­
fügig den Grenzwert überschreitet, kann hier ebenfalls eine Ablagerung auf der DK 11 
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zugestimmt werden. Die Überschreitung des Zuordnungs wertes "extrahierbare lipo­
phile Stoffe" kann auch toleriert werden, da der TOC im Eluat unter dem zugehörigen 
Grenzwert liegt und daher die Verfügbarkeit der extrahierbaren lipophilen Stoffe als 
gering angesehen werden kann. 

Entscheidung: Deponierung auf Peporueklasse n im Rahmen der Übergangsrege­
lung. 
Gründe: 
=} keine Verbrennungskapazitäten vorhanden, 
=} PCB~Wert mit 9,8 mglkg liegt innerhalb des Zuordnungs wer- . 

tesder DK 11 entsprechend den fachtechnischen Stellungnah­
men des Landesamtes, . 

=} PAK-Wert mit 71 mg/kg liegt innerhalb des Zuordnungswer­
tes der DK 11 entsprechend den fachtechnischen Stellungnah-
men des Landesamtes, . 

=} Cr-VI wird im Deponiekörper zu Cr-rn reduziert, 
=} Überschreitung des Zuordnungswertes "extrahierbare lipo­

phile Stoffe" kann auch toleriert werden, da der TOC im Eluat 
gering ist. 

Neben zusätzlichen Zuordnungswerten für umweltrelevante Schadstoffe wird die Beur-
. teilungshilfe auch Entsorgungshinweise für einzelne Abfälle, z.B. Brandschutt, Shred­
derleichtfraktion und teerhaltigem Straßenaufbruch geben. Es ist beabsichtigt, diesen 
Teil der Beurteilungshilfe in unregelmäßigen Abständen durch weitere Entsorgungs­
hinweise für konkrete Abfälie zu ergänzen und fortzuschreiben. 

Handelt es sich bei dem Abfall uni ein völlig unbekanntes Material, welches zur Ent­
sorgung ansteht, so sind möglichst weitgefaßte Untersuchungen zur Ermittlung des 
Schadstoffpotentials durchzuführen, um vermeidbare Emissionen zu erfassen. Abfälle 
unbekannter Herkunft sollten daher aus Vorsorgegründen in einer Entsorgungsanlage 
mit möglichst hoher Wertigkeit verbracht ~erden. . 
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Standortsuchverfahren und Hinweise 
,zur Beurteilung der Geologischen Barriere 

RBD Anemüller, Bezirksregierung Arnsberg 

l~ Einführung 

Inder Vergangenheit wurden Deponiestandorte häufig unter nicht nachvollziehbaren, 
Bedingungen "ausgedeutet". Dabei gaben nicht selten rein politische Grunde, infra­
strukturelle '~terien oder andere, sachfremde Argumente den Ausschlag für eine 
Standortentscheidung. 

Ansätze für ein systematisches Standortauswahlverfahren sind in der Literatur seit län­
gerem bekannt (DEWEY [1]). Die breite Anwendung in konkreten Fällen findet je-

, doch weitgehend erst seit der 2. Hälfte der 80er Jahre statt. Mit dieser Anwendung er­
folgte zugleich auch die Entwicklung differenzierter Untersuchungsschritte und Krite­
rienkataloge. Das für die Be2irksregierung Arnsberg seit 1988 durchgeführte Stand­
ortsuchverfahren für eine bezirkseigene Sonderabfalldeponie [2, 3] hat einen erhebli­
chen Anteil'an dieser Entwicklung. Weiterhin sind in den zurückliegenden Jahren auch 
die technischen Anforderungen an den Standort selbst sowie auch die ges~tzlichen An~ 
spruche an ein Standortsuchyeifahren deutlich gestiegen. Mit den nachfolgenden Aus­
führungen, die sich am "Entwurf eines Merkblattes zur Anwendung der TA Siedlungs­
abfall" [4] orientieren" sollen sowohl die Untersuchungsschritte und anzuwenden Kri­
terien, als auc~ die Mindestanforderungen an den Standort von Siedlungsabfalldeponi­
en dargelegt werden. 

2. Planungsrechtliche GrundlagenItir die Standortsichening 

Pianungsrechtliche ,Grundlage für' die Standortsicherilngen von Deponien sind das 
Raumordnungsgesetz(ROG) und das LandesplaiIungsgesetz (LPIG) für die landespla­
nerische sowie das Abfallgesetz (AbfG) bzw. ab Oktober 1996 das Kreislaufwift­
schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) und das Landesabfallgesetz (LAbfG) für die 
fachplanerischen Festlegungen. In Nordrhein Westfalen gilt, daß Deponiestandorte mit 
einem Flächenbedarf von 10 ha und mehr landesplanerisch zu sichern ,sind. 

Die Standortsicherung erfolgt durch 
", 

Aufnahme des ausgesuchten Standortes in den Abfallentsorgungsplan (AEP) ge­
maß § 6 AbfG/§ 29 KrW-/AbfG, §§ 16,17 LAbfG, 
Aufnahme in den Gebietsentwicklungsplan (GEP) gemäß § 15 LPIG (in anderen 
Bundesländern: Durchführung eines Raumordnungsverfahrens (ROV) gemäß 

. Raumordnungsgesetz (ROG». 
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Ob und wie der planerisch gesicherte Deponiestandort mit einer Anlage belegt werden 
kann, hängt vom Ausgang des Planfeststellungsverfahrens (PFV) nach § 7 Abs. 2 Ab­
fG bzw. § 31 Abs.2 KrW-/AbfG ab. In der Regel findet (las Genehmigungsverfahren 
nach § 7 Abs. 3 AbfG bzw. § 31 Abs. 3 KrW-/AbfG für regional bedeutsame Deponien 
nicht Anwendung. 

Die ROV-/GEP-Verfahren und die abfallrechtlichen Zulassungsverfahren haben den 
Bestimmungen des Umweltverträglichkeitsgesetzes (UVPG), insbesondere § 16 UVPG 
zu genügen. Im raumordnerischen GEP-Verfahren sind gemäß§ 6a Raumordnungsge­
setz (ROG) die raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 2 ROG 
genannten Belange unter überörtlichen Gesichtspunkten zu prüfen. Im anlagenbezoge­
nen Planfeststellungsverfahren sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 2 
UVPG genannten Schutzgüter zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten 
(Umweltverträglichkeitsprüfung - UVP). Die Ergebnisse des raumordnerischen Ver­
fahrensteils sind im anlagenbezogenen Vefahrensteil zu berücksichtigen, um Doppel­
prüfungen zu vermeiden. Tabelle 1 verdeutlicht die Abfolge der einzelnen Plariungs­
und Verfahrensschritte . 

Tabelle 1: . Abfolge der Planungs- ijnd Verfahrens schritte [4] 

GEP 

Standortbezogenes Plahfeststel­
lungsverfahren (einschließlich 
anlagenbezogene UVP) 

Bezirksplanungsbehörde bei der ROG, LPIG 
Bezirksregierung, Bezirks-

Bezirksregierung bzw. Landes- AbfG, LAbfG, UVPG, 
oberbergamt bzw. Untere Abfall- VwVfG NW 
wirtschaftSbehörde 

Die landes- und fachplanerische Sicherung eines ausgewählten Standortes im AEP und 
GEP soll zweckmäßigerweise parallel erfolgen. Die entsprechenden GEP- und AEP­
Änderungen müssen jedoch vbr der abfallrechtlichen Zulassung der Deponie abge­
schlossen sein. ' 

3. Methode der Standortfindung 

Die Standortfindung für Deponien muß von ihrem Aufbau her nachvollziehbar und 
aufgrund der anlagenbedingten Problematik (z.B. Umweltrelevanz, Akzeptanz und 
Durchsetzbarkeit einer Deponie).eine ausreichende Prüftiefe im Standortsuchverfahren 
aufweisen (NIEHAUS [5]). ' 

In der Praxis hat sich in den zurückliegenden Jahren ein Standortfindungsverfahren als 
günstig herausgestellt, das in den drei wesentlichen Phasen: 
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, Standortvorerkundung, 
Standorthaupterkundung, ' 
Objektplanung , . 

abläuft. Dabei ist in der Regel jede Phase in Einzelstufen oder -schritte unterteilt. Der 
generelle Ablauf erfolgt durch sukzessive Eingrenzungen potentieller Standortflächen 
innerhalb eines Suchraumes, der z.B. einen Kreis/eine kreisfreie Stadt, einen Regie­
rungsbezirk, ein' Bundesland oder jeweilige Teilbereiche derselben umfassen kann. 'Die 
im "Rahmenkonzept zur Planung von Sonderabfallentsorgungsanlagen" des Ministeri­
ums für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NW (MURL) [6] beschriebene 
Vorgehensweise ist grundsätzlich auch für Deponien nach TA Siedlungsabfall an:' 
wendbar. 

3.1 Staitdortvorerkundung ( Phase 1 ) 

Die Standortvorerkundung als erste Phase des systematischen Standortauswahlverfah­
rens beinhaltet die systmatische Einbeziehung von Umweltbelangen bereits im frühen ' 
Planungsstadium. In dieser ersten Phase wird das gesamte Entsorgungsgebiet in meh­
reren Arbeitsschritten ,auf Grundlage vorhandener Unterlagen und Materialien (z.B. 
Auswertung von Literatur, thematischen Karten, Gutachten, Berichte oder Verzeich­
nisse von Bohrungen aus der näheren Umgebung) daraufhin untersucht, welche Flä­
chen für die Anlage einer Deponie auszuschließen sind (Ausschlußkriterien) und für 
welche Flächen weitergehende Betrachtungen und Abwägun~en hinsichtlich bestehen­
der Einschränkungen vorgenommen werden müssen (Abwägungskriterien). 

Die TA Siedlungsabfall definiert in Nr. 10.3.1 unter a)bis c), e) und g) Kriterien, die 
zunächst als Ausschlußkriterien bei der Standortsuche gelten: 

Karstgebiete und Gebiete mit klüftigem Untergrund (a), 
festgesetzte, vorläufig sichergestellte oger fachbehördlich,geplante Trinkwasser­
oder Heilquellenschutzgebiete (b), 
festgesetzte, ,vorläufig sichergestellte oder fachbehördlich geplante Über­
schwemmungsgebiete (c), 
ausgewiesene oder sichergestellte Naturschutzgebiete u.a. (e), 
300 m Ran~bereich zu vorhandenen oder ausgewieseI).en Siedlungsgebieten (g). 

Nur wo außerhalb dieser Flächen kein\! geeigneten Standorte existieren, können auch 
Flächen innerhalb dieser Zonen a), b) und g) in Frage kommen. Weiterhin ergeben sich 
aus Ni. 10.3.2 und 10.3.3 weitere geologische/hydrogeologische Anforderungen an 
den Standort, die bei Nichterfüllung dieser Standortvorraussetzungen ggf. einge-' 
schi'änkt durch t~chnische Maßnahmen ausgeglichen werden können (s. Abschriitt 4). 

Kai'stgebiete, und Gebiete mit besonders wasserwegs amen Untergrund gelten als Ab­
wägung,skriterium nur für die Deponieklasse I. 
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Zu den besonders abwägungsrelevanten Kriterien (Abwägungskriterien) gehören die 
in Nr: 10.3.i TA Siedlungsabfall aufgeführten Kriterien: 

Gruben ohne Sickerwasserableitung in freiem Gefälle (d), . 
erdbebengefährdete Gebiete und Gebiete mit tektonisch aktiven Störungszonen 
(h), 
Gebiete und Hangrutschungen, Erdfälle, Bergsenktingen, Tagesbrüche u.a. (i), 

. setzungsempfindliche, verfüllte Tagebaue und sonstige Restlöcher (k). 

In der Regel können in fraglichen Gebieten diese Einschränkungen durch technische 
Maßnahmen ausgeglichen werden. . .. 

Eine weitere Eingrenzimg kann sich, aufgrund weiterer Ausschluß- und Abwägungskri­
terien, wie z.B. geschützte Landschaftsbestandteile oder besonders geschützte Biotop­
teile (§ 20c BNatG), Abgrabungs- und Tagebauflächen, Schutzbereiche für militäri­
sche Anlagen, Leitungstrassen und Richtfunkstrecken, Verkehrstrassen mit überörtli­
cher Bedeutung usw. ergeben. Weiterhin wird auch auf die Kriterienkataloge in [2,6] 
hingewiesen, die hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit bei Siedlungsabfalldeponien geson-
dert zu überprüfen sind; . 

Erfahrungen aus Standortsuchprozessen (z.B. [2]) zeigen, daß die aufgeführten Kriteri-. 
en im einzelnen detailliert festgelegt sowie allgemeine Begriffe (z.B. "Siedlungsge­
biet") eindeutig definiert werden müssen.' Unterschiedliche Bedeutung hat auch das 
zunehmend in Standortsuchprozesse eingeführte Abwägungskriterium "Vorbelastung" 
(s. Abschnitt 5). 

Durch Überlagerung der Ausschlußflächen werden die verbleibenden Suchräume kar­
. tographisch ausgewiesen. Ergebnis dieser ersten Phase sind eine größere Anzahl (3 - 5) 
. von potentiell geeigneten Standorten. 
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Untersu~hungsgebiet 

Flächen von Bedeutung 
und Empfindlichkeit im 
Prüfkomplex 

- GEOLOGIE 

- WASSERWIRTSCHAFT 

- NATURHAUSHALT 

- WOHNGEBIETE 

- VERKEHR 

- MI LITJlR 

ROHSTOFFSICHERUNG 

'Oberlagerte 
Ausschlußflächen 

Ergebnis: 
Suchgebi ete 

Abb. 1: _ Beispielhafte Anwendung von Kriterien zur Eingrenzung von Suchgebieten 

41 



3.2 Standorthaupterkundun~ (Phase 2) 

Die Standorthauptuntersuchung stellt eine geologisch-wasserwirtschaftliche Eignungs­
untersuchung der ausgewählten Standortflächen sowie eine vergleichende Raum- und 
Umweltverträglichkeitsprüfung dar. Ziel der Haupterkunciung ist die Darstellung ab­
wägungs- und entscheidllngsrelevanter Kriterien, die die geologisch-wasserwirtschaft­
liche Eignung und die Langzeitsicherheit des Standortes beschreiben: Hierzu gehören: 

Grundwasserabstand und -flurverhältnisse, , 
. - ; räumliche Erstreckung und Tiefenlage der Barrieregesteine bz\V. Überlagerungs­

mächtigkeit durch Deckschichten, 
Beschaffenheit der Barrieregesteine hinsichtlich Mächtigkeit, Homogenität (Stör­
ungen), Tonmineralgehalt und Löslichkeit, 
Wasserwegsamkeit bzw. Dichtigkeit der Barrieregesteine sowie 
Tragfähigkeitdes Untergrundes. 

Das dazQ erforderliche Untersuchungsprogramm karin aus hydrologisch-geologischen 
und geophysikalischen Methoden bestehen: 

ausreichende Anzahl von Sondierungen und/oder Bohrungen mit Probengewinn, 
Erkundung der einzelnen Grundwasserleiter bei mehreren Grundwasserstockwer­
ken, 
hydrologische Bohrlochmessungen zur genauen Beurteilung der Grundwasser-
verhältnisse und der Gebirgsdurchlässigkeit, ! ' 

Feststellung des Retentionsverhaltens und des Adsorptionsvermögens des Unter­
grundes, . 
ergänzende geophysikalische Messungen in den BOhfungen, 
ggf. ergänzende bohrloch-geophysikalische Messungen. 

Weitere hydrogeologische und geologische Erkundungen werden in der Regel erst bei 
der detaillierten Untersuchung des ausgewählten Standortes in Phase 3 (Objektpla-
nung) erforderlich. ' 

Ein weiterer Schritt der Standorthaupterkundung ist der Standortvergleich unter Ge­
sichtspunkten der Umwelt- und Raumverträglichkeit. Dieser Schritt trägt insbesondere 
den nlumbewgenen Unterschieden der Deponiestandorte Rechnung. (Bei der Bewer­
tung der Standortuntersuchungsergebnisse sind die Anforderungen an die geologische 
Barriere gern. Nr. 10:3:2 TA Siedlungsabfall zu berücksichtigen (s. Abschnitt 4).) 

Der StaTIdortvergleich wird Bestandteil der Umweltverträglichkeitsprüfung, die im 
Planfeststellungsverfahren erforderlich ist. Das Ergebnis des Standortvergleiches ist 
die Auswahl eines oder mehrerer Standorte. Diese sind in den Abfallentsorgungsplan 

. und, soweit sie mit konkurrierenden räumlichen Nutzungsansprüchen verträglich sind 
und die geplante Deponie regionale Bedeutung hat, in den Gebietsentwicklungsplan 
nach Durchführung eines förmlichen Verfahrens aufzunehmen. 
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Das im Oktober 1996 in Kraft tretende Kreislaufwirtschafts-. und Abfallgesetz setzt für 
die fachplanerische und damit auch für die landesplanerische Sicherung von Deponie­
standorten geologisch-wasserwirtschaftliche Eignungsuntersuchungen nicht grundsätz­
lich voraus. Nach § 29 Abs: 3 KrW-IAbfG kann eine Fläche als geeignet angesehen 
werden, "wenn ihre Lage, Größe und Beschaffenheit im Hinblick 'auf die vorgesehene 
Nutzung in Übereinstimmung mit den abfallwirtschaftlichen Zielsetzungen im Plan­
gebiet steht und· Belange .des Wohls' der Allgemeinheit nicht offensichtlich entgegen­
stehen". Bei derartigen Standortflächen kann daher auf die Teiluntersuchung verzichtet 
werden, wenn aus vorliegenden Unterlagen (Karten, Gutachten, vorhandenen Bohrun:. 
gen u.ä.) und aus Vergleichsbetrachtungen eine geologisch-wasserwirtschaftliche Eig­
nung der Standorte nicht offensichtlich ausgeschlossen werden kann. In der Regel wird 
man auf geologisch-wasserwirtschaftliche Eignungsuntersuchungen nur' dann verzich­
ten, wenn ausschließlich eine Standortsicherung im.Gebietsentwicklungsplan und/oder 
Abfallentsorgungsplan vorgenommen werden soll. Die im Zuge der Standort1iaupter-

. kundung durchzuführenden geologisch-wasserwirtschaftlichen Eignungsuntersuchun­
gen sind in diesen Fällen in der Phase 3 (Objektplanung) vorzunehmen. 

3.3 Objektplanung (Phase 3) 

Die dgentliche Objektplanung ist Grundlage für das Planfeststellungsverfahren. Der 
nach Abwägung aller Raum- und Umweltgesichtspunkte für die Planfeststellung aus­
gewählte Deponiestandort ist auf der Grundlage von abfallwirtschaftlichen Planungs­
daten (Abfalhiufkommen, erforderliches Deponievolumen, Flächenbedarf für die De­
ponie und erforderliche Vorschaltanlagen) möglichst parzellenscharffestzulegen. Un­
ter Berücksichtigung aller Prüfkriterien (i.B. Wasserhaushalt, Natur- und Landschafts­
schutz, Wohnumfeld, Erholungswert, Landschaftsbild, verkehrsmäßige Anbindungr, 
Lage zum Entsorgungsgebiet, land- .und forstwirtschaftliche Produktionsflächen, Mög­
lichkeiten der Ver- und Entsorgung, Wirtschaftlichkeit) ist die Eignung des Standortes 
vom Planungsträger für das Planfeststellungsverfahren nach § 7 Abs. 2 AbfG detailliert 
zu untersu,chen und zu beschreiben. 

Im Rahmen der konkreten Deponieplanung und der nach rNPG erforderlichen Erfas­
sung der naturräumlichen Ausgangssituation sind in der Regel weitere Untersuchungen 
durchzuführen. Zur Verdichtung und Absicherung der hydrogeologischen, geologi­
schen und bodenmechanischen Ergebnisse aus Phase 2 sind in der Regel zusätzliche 
Bohrungen notwendig. Sie sind Grundlage der Emissionsberechnungen und Wirkungs­
abschätzungen. 

Die Bohrungen sind z.T. als Grundwassermeßstellen (Anzahl entsprechend den örtli­
chen Grundwasserverhältnissen) auszubauen. Bei mehreren Grundwasserstockwerken 
sind bevorzugt getrennte Meßstellen in gesonderten Bohrungen zu errichten. Bei ent­
sprechender Lage und Ausbau können die Meßstellen später in das Grundwasserüber­
wachungskonzept aufgenommen werden. 

Die hydrogeologischen Verhältnisse sind unter Berücksichtigung' folgender Inhalte 
darzustellen: 
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Grundwas~ergleichender bekannten oder zu erwartenden extremen Grundwas­
serstände, 
hydrogeologisches Einzugsgebiet (ober- und unterirdisch) anhand von· Karten 
und ermittelten Daten, . 
Anstrom- und Abstromöereiche der -Deponie und ihres näheren Umfeldes unter 
Berücksichtigung der Abstandsgeschwindigkeiten und Durchlässigkeiten, 
hydrochemische Gfundwasserbeschaffenheit unt"r Berücksichtigung der jahres­
zeitlichen Schwankungen, 

. im Deporiieumfeld vorhandene Grundwasserentnahmestellen, vornehmlich im 
,Abstrom der Deponie und insbesondere in Sümpfungsgebieten sowie 
hydrologische Gegebenheiten des Deponiestandortes (Niederschlag, Verdun­
stung, Oberflächenabfluß, Infiltration, Vorfluter, Grundwasser). 

Die zuvor aufgezeigten hydrogeologischen Verhältriisse sind erforderlich ftir:' 

Ermittlung der maßgeblichen hydrogeologischen Wirkungszusammenhänge, 
Ermittlung der iffiSchadensfall möglichen Betroffenen, . 
Enriittlung der möglichen Auswirkungen der Deponie auf den Naturhaushalt, 
Beurteilung des grundwasserbezögenen ökologischen Risikos unter Berücksich~ 
tigung von Folge- oder Wechselwirkungen rillt anderen Schutzgütern. 

Neben den hydrogeologischen Verhältnissen spielen Eignungsfragen des Untergrundes 
für die Aufnahme von B~uwerkslasten eine nicht geringere Rolle. Von daher sind bei 
den Untergrunduntersuchungen ebenfalls die Schichten und Tiefenbereiche zu erfas­
sen, die durch Spannungen und Verformungen c bewirkt durch den· Deponiekörper , 
Sonderbauwerke, Veränderungen des Grundwasserstandes'usw. - beeinflußt werden. 

, Hinweise über Lastannahmen und Anforderungen an den Untergrund Und an das De­
ponieauflager gibt z.B. die LWA-Richtlinie -Nr. 18 "Mineralische D'eponieabdichtun-
gen" [7]. ' -

Ein besonderes Augenmerk ist auch auf die Steifigkeit und Setzungsempfindlichkeit 
des Untergrundes zu richten. Neben den bereits vorhandenen Feld- und Laborversu­
ehen können ergänzend weitere ,direkte' Erkundungsmethoden mittels· Bohrungen und, 
SchÜrfe (DIN 4021) bzw. indirekte Verfahren mittels Druck- und Rammsondier.ungen 
(DIN 4094) erforderlich werden. Bei unzureichenden Basisdaten sind Belastungsgroß-
veisuche und Setzungsmessungen sirinvoll.· • 

Zur Beurteilung der Setzungsempfindlichkeit des Standortes und zur Festlegung mög­
licher technischer Maßnahmen sind für die Deponiebasis Verrormungsbetrachtungen 
durchzuführen. Danach können· Maßnahmen zur Verbesserung-des Untergrundes er­
fordedich werden. In der Praxis haben sich nachstehende Verbesserungsmaßnahmen 
als geeignet herausgestellt: 
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Einbau einer Ausgleichs- oder Polsterschicht mit definierter Verdichtung, 
Einsatz eines Tiefenverdichtungsverfahrens(z.B. Rütteldruck- oder Rüttelstopf­
verdichtung, dynamischeintensivverdichtung), 



Bodenverbesserurigdurch Zugabe von Additiven, Injektionen oder nach dem­
Soilcrete-Verfahren, 
Yerwendung von Biokunststoffen oder _ 
Anlage von Vertikal- oder Horizontaldrainagen zur Konsolidierung von wasser­
gesättigten Böden in Verbindung mit einer statischen Vorbelastung (Auflast, Va-
kuum usw.). - - . 

Die Objektplanung fließt in den Planfeststellungsantrag nach AbfG bzw. KrWdAbfG 
ein. Dabei gilt zu berücksichtigen, daß möglichst frühzeitig das nach §" 5 UVPG erfor-

. derliehe Scoping-Verfahren als Teil des unselbständigenVerfahrens der Umwelt,-:er­
träglichkeitsprüfung eingeleitet wird. Dadurch können relevante Fragestellungen, be­
sondere BetriebszustäiJ.de, Wirkungszusammerihänge u.ä. bereits bei der Erarbeitung 
der Fa~hgutachten im Zuge der Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) berück­
sichtigt werden. 

4. BeurteiluQg der geologischen Barriere 

Heute ist allgemein der Stand des Wissens, daß nur Deponiepauwerke errichtet werden 
dürfen, die von ihrem Bauwerkscharakter her eineLangzeitsicherheit garantieren. Des­
halb wird für Deponien eine geologische Barriere gefordert. Insofern hat eine Stand­
ortsuche unter besonderer Berücksichtigung der geologischen Verhältnisse ~ Such­
ra\lm stattzufinden! Sie stellt im Multibarrieren-Konzept der TA Siedlungsabfall ein 
wesentliches Sicherheitselement dar und wird von dem natürlichen Untergrund gebil-
det, der bis zum Deponieplanum und im Umfeld einer Deponie an~eht. -

Aus den Barriereeigenschaften ergeben sich folgende Anforderungen an den geologi­
schen Untergrund (FRIEDRICH u.a. [8], LIEBER [9]): 

geringe kontaminierbare Grundwassermenge, 
geringe Gebirgsdurchlässigkeit, 
große Mächtigkeit, 
große Homogenität, 
hohe Rückhalteeigenschaften gegenüber Schadstoffen. 

-, 

Die Barrierewirkung eines geologischen Standortes und damit die Sicherheit der De­
ponie ergibt sich aus der Summe der positiven Einflußfaktoren, zu denen insbesondere 
zählen: 

die Gebirgsdurchlässigkeit, . 
die Gesteinsmächtigkeit, 
die Gesteinshomogenität (Klüftung, Störungen, Verkarstung), 
die Lagerungsverhältnisse der Gesteine, 
die Durchsatzmenge, 
die Grundwasserfließgeschwindigkeit und -fließrichtung (in Abhängigkeit vom 
hydraulischen Gefälle), -
die Lage im hydraulischen System, 
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die Nähe zum Vorfluter, 
die hydro-/gesteinschemische Ausgangssituation. 

Die TA Siedlungs abfall stellt in Nr. 10.3.2 die grundlegende Forderung, daß die 
SchadstoffaiJsbr~itung maßgeblich zu behindern ist. Die in der Vorschrift aufgeführten. 
erforderlichen Eigenschaften, wie Durchlässigkeit, Mächtigkeit, Gehalt an adsorptions­
fähigen Tonmineralien, sind. Hilfsgröß~n, die den Versuch einer indirekten Erfassung 
der wesentlichen Eigenschaft "Schadstoffrückhaltepotential" darstellen (STOLPE [10], 
STRIEGEL [11]). . 

Die TA Siedlungsabfall definiert in Nr.1O.3.2 weitgehend nur umschreibende Anfor­
derungen an die geolo~sche Barriere~ Daher ist eine ergänzende Erläuterung erforder­
lich: 

Schwach durchlässige Locker~ bzw. Festgesteirie (DIN 18130) 

Nach DIN 18130 bezeichnet "schwach durchlässig" einen Durchlässigkeitsbeiwert von 
Kf ~1 x 10-6 mls bis ~ 1 x 10-8 mls. Diese Werte beziehen. sich -auf Laborbestimmun­
gen. Die für die Durchlässigkeitsbestimmung gewonnenen Bodenproben (Probenkör­
per) müssen für den gesamten zu betrachtenden Gebirgskörper repräsentativ sein und 
insbesondere Inhomogenitäten berücksichtigen. 

Bei Festgesteinen und wechselfesten Gesteinen, bei denen Laborbestimmungen nicht 
sinnvoll sind, wird die Durchlässigkeit in situ bestimmt. Der Laborwert Kf ~ 1 x 10-6 
mls entspricht einer Gebirgsdurchlässigkeit von Kf ~ 1 x 10-5 mls als Mindestforde­
rung. Als Untersuchungsmethoden für die Durchlässigkeitsbestimmung in situ kom-

I men hydraulische Tests in Bohrlöchern (in der Regel Bohrlochauffüllversuche, soge­
nannten open-end-tests sowie Druck- bzw. Wasserabpreßversuche, in selteneren Fällen 
Pumpversuche) in Frage. Grundsätzlich sollte die Durchlässigkeit mit mindestens zwei 
verschiedenen hydraulischen Verfahren ermittelt werden, um verfahrensabhängige 
Fehler zu minimieren. 

Die geforderte geringe Durchlässigkeit liegt im allgemeinen bei folgenden Lockerge- . 
steinen vor:. Löß, schluffiger Sand, Lößlehm, Geschiebelehme, sandiger Ton, Ton, 
verwitterter Tonsfein usw. Feinsande scheiden in der Regel als geologische Barriere 
aus, da ihr Gehalt an adsorptionsfähigen Tonmineralien in der Regel sehr gering ist: 

. Eine Orientierung für die zu erwartenden Durchlässigkeiten von Lockergesteinen und 
Festgesteinen gibt Abbildung 2. 
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Gebirgsdurchlässigkeiten im oberflächennahen Bereich (Auflockerungszone) 

der Festgesteine (KRAPP 1979) 

c=:rSdurch.liisSigkCit 
. I 

Bandhreite -enger 
Bereich' 

I I 

.. 
Dolomit 

Kalkstein 
Mergelkalkstein _ 

Kalksalldsteill 
Quarzit 
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Sandstein-Tonslcin 
WechsellageN~g 

SchluITslein 
Tonslein 
Metamorphite 

Durchlässigkeit der Lockergesteine und Verwitterungszonen.der Festgesteine 

IAct'nde: 
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A~b.2: Durchlässigkeit von Lockergesteinen und Festgesteinen nach KRAPP [11] 
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Gehalt an adsorptionsf"ähigen Tonmineralien 

Tonmineralgemische wirken sich im allgemeinen günstig auf das Schadstoffrückhalte­
vermögen aus. Deshalb soll der Tonmineralgehalt 5 % nicht unterschreiten. Da grund­
sätzlich alle Tonminerale als adsorptionsfahig gelten, wurde bei. der Kommentierung 
([4]) der TA Siedlungsabrall keine Differenzierung in mehr oder weniger adsorptions~ 
fähige Tonmineralien,vorgenommen. Dies gilt nicht in allen Bundesländern. 

,Mehrere Meter Mächtigkeit 

Die Anforderung "mehrere Meter Mächtigkeit" ist in der Regel bei einer Schichtmäch­
tigkeit von 3 m erfüllt. 

Homogenität und flächige Verbreitung 

. Die Homogenität und flächige Verbreitung der geologische Barriere sind in Aohängig­
keit von der wasserwirtschaftlichen Sensibilität des' Standortes und der Mächtigkeit ' 
und Qualität des Barriere~"Gesteins" im Einzelfall zu bewerten'. 

Insgesamt ist bei der 'Bewertung der Untergrundverhältnisse auf die Gesamtschau aller 
die Barriereeigenschaften bestimmenden 'Einzelparameter, die für die Beurteilung des 
Standortes und der erforderlichen bautechnischen Maßnahmen maßgeblich sind, abzu­
stellen. 

Die TA Siedlungsabfall fordert grundsätzlich das Vorhandensein einer geologischen 
Barriere, läßt aber in den Fällen, in denen die genannten Anforderungen nicht in vol­
lem Umfang erfüHt werden, Nachbesserungen am Standort zu. Diese Nachbesse­
rungsmö~lichkeit geht auf einen Vorschlag des Bundesrates zurück, der u.a. wie folgt 
begründet wurde (BR Drucksache 594/92 (Beschl.), dort Nr. 132, S. 83): 

"Die Anforderungen an die geologische Barriere müssen eine nach den Maßstä­
ben der TA Siedlungsabfall ausreichende Wirksamkeit dieses Sicherungselemen­
tes des Multibarrierensystems gewähdeisten. Gleichzeitig muß es aber möglich 
bleiben, in Entsorgungsgebieten mit ungünstigen geologischenVerhältnissen,die 
erforderlichen Deponien zu errichten. Die bautechnische "Nachbesserung" nicht 
in vollem Umfang geeigneter geologIscher Barrieren muß deshalb zulässig blei­
ben, ( ... ). Die vorgeschlagene Fassung soll zugleich aber sicherstellen" daß der 
Standortsuchprozeß darauf ausgerichtet wird, Standorte festzulegen, die die An­
forderungen an die geologische Barriere weitgehend erfüllen" . 

Die Nachbesserung des Standortes ist durch geeignete Maßnahmen vorzunehmen (z.B. 
, flächenhafter Auftrag geeigneter Materialien, BOdenaustausch, Bodenvergütung). ' 

Eine weitere Ausnahme läßt TA SiedlungsabfaU in den F:ällenzu, in denen die o.a. An~ 
forderungen bis zu einer Tiefe von 3 m unter dem Deponieplanum nicht erfüllt sind. 
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Hiennit wird der Sonderfall geregelt, daß z.B. durch Schichtwechsel die geologische 
Barriere innerhalb der Prüftiefe von 3 m nicht ausreichend homogen' ausgebildet ist. 
Da bei sonst guter geologischer Eignung einzelne Bereiche (Schichtglieder, Kluftzo­
nen, Erosionsrinnen usw.) die Mindestanforderungen an die Homogenität nicht erfül­
len, können im Schadensfall bevorzugte Wasserwege zur linienhaften Ausbreitung von 
Schadstoffen führen. In diesen Fällen sind die betreffenden Bereiche bis in eine Tiefe 
von 3m nachzubessem. Das dabei zu verwendende Materialsoll im geotechnischen , 
Verhalten und im Tonmineralgehalt ,dem natürlich anstehenden Untergrundmaterial 
angepaßt sein. Ziel dieser Maßnahme ist insbesondere die vollständ1ge Ausräumung 
bevorzugter Fließwege im Untergrund bis zu einer Referenztiefe von 3 m. Die bau­
technische Nachbesserung des Standortes bzw.der geologischen Barriere,ist Bestand­
teil der Errichtung der Deponie. Sie unterliegt damit der abfalltechnischen Überwa­
chung und Abnahme nach §:24 LAbfG. 

Besondere Anforderungen an die geologische Barriere werden bei Deponien der Klas­
se I nicht gestellt. 

Eine weitere Anforderung stellt die TA Siedlungsabfall hinsichtlich deI' Lage des De­
ponieplanums zum Grundwasser. Nach Nr. 10.3.3 muß das Depoii.ieplanum so ange­
legt werden, daß es, nach Abklingen der UntergrundsetZungen unter der Auflast der 
Deponie mindestens 1 ril über der höchs~en zu erwartenden Grundwasseroberfläche 
bzw. Grundwasserdruckfläche bei freiem oder gespanntem Grundwasser nach DIN 
4049, Teil 1 liegt. Die Forderung nach dem Mindestabstand zwischen Grundwasser­
oberfläche und Deponieplanum von 1 m gilt als Mindestanforderung für die Deponie­
klassen I UIid 11. Die Bestimmung der höchsten zu erwartenden Grundwasserspiegel er­
folgt. in der Regel durch Auswertung langfristiger Aufzeichnungen über den Grund­
wasserstand in nahegelegenen Meßstellen. Wo dies nicht möglich ist, können auch 
theoretische Ansätze zur Berechnung maximaler Grundwasserstände auf der Basis von 
Wasserhaushaltsbetrachtungert herangezogen werden. . 

. . 
" 

Für gespanntes Grundwasser läßt die TA Siedlungsabfall höhere Druckspiegel zu, 
wenn' nachgewiesen wird, daß das am Grundwasserkreislauf aktiv teilnehmende 
Grundwasser nicht nachteilig beeinträchtigt wird. Die Zulässigkeit höherer Druckspie­
gel ist auf solche Deponiestandorte zu beschränken, deren Untergrund und weiteres 
Umfeld aus sehr gering durchlässigen Schichten (Kf ~ 1 x 10-9 mls) von mindestens 
5 m Mächtigkeit besteht. In allert anderen Fällen sind höhere Druckspiegel durch 
technische Maßnahmen dimerhaft und sicher auszuschließen [11]. ' 

s. Abschließende Bemerkung 

Angesichts der fehlenden Akzeptanz der 'Abfallentsorgungsanlagen, insbesondere De­
ponien, werden die Anforderungen an die Auswahl von Anlagenstandorten und an die 
Berücksichtigung von Standortaltemativen kontinuierlich erhöht. Das Standortsuchver­
fahren . gerät daher in' der Praxis mittlerweile zu einer Suche nach dem optimalen 
Standort, weil der Entsorgungsanlage an allen Orten nach Meinung der Betroffenen 
andere Belange entgegenstehen: Wald, Ackerland, Naherholungsgebiete, die es fast 

49 



überall gibt oder die geplant werden (z.T. als Gegenstrategie zur Abfallentsorgungsan-
. lage), dürfen nach Ansicht der Betroffenen auf keinen Fall der Abfallentsorgungsanla­

ge geopfert werden. Die Standortentscheidung, die inzwischen als "Schicksalsfrage der 
Anlagengenehmigung" und als Schlüsselproblem des gesamten Planungs- und Ge­
nehmigungsrechts gilt, ist bei der Zulassung von Abfallentsorgungsanlagen von zentra- , 
ler Bedeutung. Daher kommt einer planerisch logisch und nachvollziehbar konzipier­
ten Standortsuche, auch vor dem Hintergrund des UVP-Gesetzes,.eine besondere Be-
deutung zu. . 

Die TA SiedlungsabflJ,llgreüt die inzwischen in der Praxis eingeführten Methoden der 
Standortfindung auf und formuliert insbesondere technische Anforderungen an den 
Standort und das Deponiebauwerk. Die in Nr.l0.3.1 aufgeführten Ausschluß- und 
Abwägungskriterien stellen jedoch nicht abgeschlossene Kriterie"nkataloge dar. In der 
Praxis zeigt sich, daß weitergehende Anforderungen aus der jeweiligen örtlichen Si­
tuation sich ergeben können. 

Ein, weiteres, in den letzten Jahren verstärkt in den Standortsuchprozeß einbezogenes' 
Kriterium, ist -die "Vorbelastung" eines Standortes. Sie wird aus der jeweiligen Interes­
senlage der Beteiligten/Akteure definiert und in den Slandortsuchptozeß eingeführt. 
Durch das unterschiedliche Begriffsverständnis (meßbare Belastungen, wie Staub, 
Lärm, Geruch; Vorleistungen eines Teilraumes gegenüber bisher von Deponien nicht 
betroffenen Teilräumen; Zusammenfassung aller Negativerfahrungen mit vorhandenen 
oder erweiterten Belastungen aller Art) ist die Einführung und Berücksichtigung dieses 

. Kriteriums in das Standortsuchverfabren mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. 
Nach AK S~ANDORTSUCHE ABFALLENTSORGUNGSANLAGEN . [12] sind 
räumliche Vorbelastungen und planerische Aspekte der Konzentration oder der Vertei­
lung belastender Nutzungen im Raum Abwägungsgesichtspunkte, die von den zustän­
digen politischen Gremien bei der Standortvorauswahl bzw. Standortwahl einbezogen -
werden können. In Tabelle 2 sind die Vorbelasrungen aus der Sicht verschiedener Ak­
teure im Standortsuchprozeß aufgezeigt. 

Die in den Phasen 1 uJld 2. (Standortvorerkundung, Standorthaupterkundung) der 
Standortfindung erhobenen Sachverhalte sind, soweit es sich nicht um harte Aus­
schlußkriterien handelt, beim Standortvergleich einer Bewertung zu unterziehen. Für 
die Bewertung stehen unterschiedliche Methoden mit jeweils spezifischen Anwen­
dungsbereichen zur Verfügung. Die Auswahl der Bewertungsmethoden sollte der 
Komplexität der Entscheidungssituation und der Güte der ermittelten Daten bzw. dem 
jeweiligen Verfahrensschritt angepaßt werden. 

Da Standortsuchverfahren für Deponien Ko1)flikte in sich bergen, die zu schwierigen 
und oftmals langwierigen Auseinandersetzungen zwischen den jeweiligen Interessen­
gruppen (Projektträger, Politiker, betroffene Brüger) führen, sind Wege für eine breite­
re Informationsstrategie und das Einräumen von "Beteiligungsrechten" inden Schritten 
des Standortsuchverfahrens zu prüfen [13,14]. Die bisherigen Beteiligungsfälle haben 
fast ausnahmslos gezeigt, daß das klassische "Mediationsverfahren" im Rahmen der 
Standortsuche aus verschiedenen Gründen riicht zum Erfolg führt. 
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Tabelle 2: Vorbelastung aus der Sicht der verschiedenen Akteure im Stand()rt­
suchprozeß [12] 

Projektträger, Immissionsschutz, 
Gutachter meßbare Belastun-

gen (z.B. Lärm, 
Staub, Geruch) 

Politiker Vorleistung eines 
Teilraumes gegen-
über bisber von 
DepOnien betroffe-
nen Teilräumen 

Betroffene im Teil- Zusammenfassung 
raum mit vorhan- aller Negativ-H-
dener Deponie fahrungen mit vor-

bandener Deponie 
und weiteren Be-
lastungen aller Art 

. Betroffene in Zusammenfassung 
sonstigen Teiltäu- aller Negativ-Er-
men mit Standort-~ fabrungen mit vor-
bereichen bandenen oder er-

warteten Belastun-
gen aller Art 
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Materialanforderungen an . . 
Ab~ichtungs- und Entwässerungsschichten 

Dipl.-Ing. Schicketanz, Ing.-BÜfO Schicketanz, Aachen 

~ 1. . Einl~itung , 

-Aus einsichtigen Gründen ist es erforderlich, oberirdische Depopien, auf denen scha~- . 
stoffhaltige AbfdJ.le gelagert werden sollen, so nach dem 'Standder Technik zu planen 
und zu bauen, daß- für die Umwelt und die Bewohner in der nahen und femen Umge­
bung langfristig keine negativen BeeinträChtigungen zu beftlrchten sind . 

. Auch wehn nach den gültigen Verwaltungsvorschriften (TA-Abfall, TA-Siedlungsab­
fall [1], [2]) zukünftig der Barriere "Abfall" seIbst aufgrund strenger Anforderungen 
die Bedeutung des wichtigsten und sichersten Schutzes gegen Schadstoffaustrag zu­
kommt, bleiben die bautechnischen Anforderungen an DichtungsmateriaI und Ausfüh- -
rung weiterhin von erheblicher Bedeutung: 

Während "Barrieren" bei ausreichend geringer Durchlässigkeit mehr ein hohes Rück­
haltepotential aufweisen sollen, müssen "Dichtungen" durch eine sehr geringe 
Durchlässigkeit und eine hohe Beständigkeit gegen chemische, biologische undphy­
sikalische Einwirkungen charakterisiert sein. 

Schon frühzeitig wurden deshalb im Bundesland Nordrhein-Westfalen Richtlinien zu 
speziellen Materialeinsätzen erarbeitet: 

Richtlinie (Entwurf) über Deponiebas~sabdichtungen mit Dichtungsbahnen, LW A 
1981, -
dito, Weißdruck;LW A 1985, 
Mineralische Deponieabdichtungen; Entwurf einer Richtlinie; LW A 1991. 
dito, Weißdruck; LW A 1993. 

Zu dieser Zeitperiode (1990) wurde auch von der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 
(LAGA) ein Richtlinienentwurf zum LAGA-Merkblatt M3 verfaßt, das länderübergrei­
fend konkrete Anforderungen an die Materialien des Dichtungsbaus beschrieb. 

Die heute gültigen Verwaltungsvorschriften, kurz TA-Abfall und TA-Siedlungsabfall 
-genannt, beschreiben in mehr oder ininderkonkreter _ Form die Materialanforderungen 
an Abdichtungs- und Entwässerungsschichten, lassen jedoch auch Fragen offen, die für 
die TA Siedlungsabfall durch das im Entwurf nunmehr vorgelegte "Merkblatt zur An­
wendung der TA Siedlungsabfall bei Deponien" des Landesumweltamtes NRW gere­
gelt werden sollen. 

_ 53 

http:AbfdJ.le


2. RegelabdichtuDgSsysteme 

In den vorgenannten Verwaltungsvorschriften werden die Ausbildungen von Deponie­
abdichtungen und Anforderungen an die zu verwendenden Materialien als Regelfall 

. beschrieben, wobei die Möglich~eit' offengelassen wird, auch andere - gleichwertige -
Abdichfungssysteme einsetzen zu können, dabei jedoch keine Kriterien für die Gleich­
wertigkeit aufgezeigt werden. 

Da für das Bauwerk Deponie sowohl das Abfallrecht (Abfallgesetz 1986, 1993) pri­
mär, aber auch das Bauordnungsrecht (Musterbauordnung, 1993) zuständig ist, befaßt 
sich seit 1993 das Deutsche Institut für Bautechnik (Dmt), Berlin,.in dem Referat De­
ponietechnik mit der Bewertung von alternativen Abdichtungssystemen und den Kri~ 
terien der Gleichwertigkeit zu den bisherigen, bewährten Regelabdichtungssystemen. 

Während für die Deponieklasse I rein mineralische Abdichtungsschichten vorgesehen 
sind, sind für die Deponieklasse 11 für die Regelabdichtungssysteme verschiedenartige 
Baumaterialien so sinnvoll miteinander. zu kombinieren, daß durch die multiplikative 
W:irkungsweise der Kombinationsdichtung, bestehend aus einer Erdstoffdichtung im 
(Preß-) Verbund mit einer Kunststoffdichtungsbahn, der Schads'tofftransport durch 
diese Konvektionssperre auf ein geringstmögliches Maß reduziert wird. Zur Wir­
.\qJilgsweise der Regelabdichtung siehe auch [3,4]. 

Die Regelabdichtungen wurden bis heute bei überaus zahlreichen Basisabdichtungen 
ausgeführt und sind deshalb aufgrund der dabei gesammelten umfangreichen planeri­
schen und bautechnischen Erfahrungen als Stand der. Technik anzusehen. "Kinder­
krankheiten" in der Bauausführung, wie sie jedem neuen System leider über einen 
mehr oder minder längeren (Anfangs-)Zeitbereich anhaften, gelten als ausgestanden. 
Eine Vielzahl von bauausführenden Fachunternehmen sind heute im ganzen Bundes­
gebiet in der Lage, die BauausfUhrung nach den festgelegten Qualitätsmerkmalen ord­
nungsgemäß vorzunehmen. Dabei sollte nicht verkannt werden, daß dieser heutige 
Stand nicht zuletzt auch mit auf die Bemühungen vieler Behörden und der in den Ver­
waltungsvorschriften festgeschriebenen Fremdprüfinstitutionen vor Ort zurückzufüh­
ren ist. 
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· Regelabdichtungssystem Basis 
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Deponieklasse 11 

Diese positive Bewährung gilt nicht in vollem Umfang für Oberflächenabdichtun­
gen. Aufgrund der bestehenden Setzungsproblematilc der zumeist noch nicht der TA­
Siedlungsabfall entsprechenden Abfallkörperzusammensetzung wird deshalb zum Bei­
spiel e~e "Zwei-Phasen-Dichtung" in der Literatur diskutiert. Dabei wird zur Mini­
mierung des Sickerwasseranfalls zunächst eine "Abdeckung" empfohlen. der nach 
weitgehendem Abklingen der Setzungen des Deponiekörpers eine "Abdichtung" folgt 
[7}. 

Bei dieser Vorgehensweislt haben Materialaltemativen ein breites Einsatzfeld. 
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Abb.2: 

Zw.ei-Phasen-Dichtung (Schema) 
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3, Anforderung an Abdh:htungsschichten 

Die materialtechnische Anforderung an die Abdichtungsschichten wird in den Verwal­
tungsvorschriften durch Mindest- bzw. Maximalwerte oder Rahmenbedingungen ge­
fordert. 

Zur BefÜcksichtigung auch zusätzlicher projektbezogener Anforderungen ist ein Qua­
litätssicherungsplan vor Beginn jeder Deponiebaumaßnahme aufzustellen (s. auch 
[9]). 
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3.1 Geologische Barriere (TASi, 10.3.2) 

Anmerkung:: Die geologische/technische Barriere soll ein möglichst hohes Schadstof­
frückhaltepotential bei geringer Durchlässigkeit besitzen, aber keine zweite Dich· 
tungsschicht darstellen. Deshalb ist hier eine große Masse an Adsorptions- und Fäl­
lungsmaterial verlangt und nicht eine sehr düpne Lage aus hochreaktivem Material 
(z.B. Bentonit) mit geringstiriöglicherDurchlässigkeit. 

B~riel"e' 
"schwach durchlässig" 

"mehreren Metern Mächtigkeit" 

"hohes Maß Schadstoffrückhalte­
potential" 

Ertüchtigung 
(Nachbesserung) 

Ausgleich 
(Einbau) 

Labot: 
m-stu: 

Tiefe: 

Tonmineralanteil: 

Labor: 

Tonmineralanteil: 

Tiefe: 

Labor: 

Tiefe: 

Ausräumung bevorzugter Fließ­
wegeetc. 

k S 1 x 10-6 mls (DIN 18 130) 

'kS 1 x 10-5 mls 
(Gebirgsdurchlässigkeit) 

~3m 

min. 5 Gew.-%, bevorzugt 
10 Gew.-% 

k S 1 x 10-8 mls (DIN 18 130) 

~5Gew.-% 

~3m 

kS 1 x 10-7 mls 

~3m 
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3.2 Abdichtungssysteme (TASi, 10.4.1) 

Allgemein: 

- Austrag von Schadstoffen in den 
Untergrund unterbinden und 
Sickerwasser ableiten 

- Eindringen von Niederschlag in den 
Deponiekörper verhindern und 
anfallendes Niederschlagwasser 
ableiten 

3.2.1 Basisabdichtung 

- Beständigkeit gegenüber allen chemischen Beanspruchungen 

- Dichtigkeit 

- Verforrnbarkeit, um eytl. auftretende Setzungen und Verformun-
gen sch3densfrei aufzunehmen ' 

- Rückhaltevermögen gegen SickerwasseriIihaltsstoffe 

- Standsicherheit 

- Beständigkeit gegen Einwirkungen aus Folgenutzungen und 
Erosionsvor~ängen 

- Kontrollierbarkeit der Funktionsfahigkeit aIihand der Meßein­
Nr. 10.6.6.2 

Die Basisabdichtung hat die Aufgabe, über einen sehr langen Zeitraum (» 100 Jahre) 
den Durchtritt von wirksamen Schadstoffniengen in den Untergrund zu verhindern. 
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Mineralische Abdichtung 

*j kein Grobkies zulässig (nach DIN 4022: Grobkies ab 20 nun) . 
**) wpr Wassergehalt bei 100 % Proctordichte 

wO.9.5 ;= Was,sergehalt bei 95 % Proctordichte auf dem nassen Ast der. Proctorkw've 

Die LWA-RichtY-nie Nr. 18 gibt Hinweise zu Bestimmungsmethoden und Auswertun­
gen in Ergänzung zum Normenwerk. J 

Kunststoffdichtungsbahnen 

Kunststoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungssysteme bedürfen eines Eignungs­
nachweises durch einen Zulassungsbescheid. 

Zulassungen erteilt derzeit nur die Bundesanstalt für Materialforschung . und -prüfung 
(BAM), Berlin; nach einer Überleitungszeit (voraussichtlich nach 1996) das Deutsche 
Institut für Bautechnik (DIBi); . 

Die Anforgerungen an die Kunststoffdichtungsbahnen als Konvektionssperre . sind in 
der "Richtlinie für die Zulassung von Kunststoffdichtungsbahnen als Bestandteil einer 
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Kombinationsdichtung für Siedlungs- und Sonderabfalldeponien sowie für Abdichtun­
gen von Altlasten" der Bundesanstalt für Materialforschung und -p[Üfung (BAM), 
Berlin, in der aktuellen Ausgabe Juli 1992 zusammmengefaßt. Die Anforderungen und 
Prüfmethoden basieren darin teilweise auf den Festlegungen der NRW-Richtlinie De­
poniebasisabdichtungen an Dichtungsbahnen (z.B. die Liste der PCüfmedien). " . 

Sie regelt neben den materialtechnischen Maßnahmen auch die Anforderungen an die 
Herstellung und Verlegung der Kunststoffdichtungsbahnen als Teil der Kombinations- .. 
dichtung gemäß der Vorgabe von Anhang E, Abschnitt 2.2 der TA Siedlungsabfall. 

Folgende allgemeine Anforderungen Sind zu erfüllen: 

Bezüglich der Verbindungstechnik von Kunststoffdichtungsbahnen wird auf die Richt­
linie 2225, Teil 1 bis 3, des Deutschen Verbandes für Schweißtechnik e.V., Düssel­
dorf, verwiesen. 
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Nacltfolgende Tabelle zeigt den Stand von Zulassungen in aktueller Fonn:' 

08/BAMI 312/01/89 HT~AG glatt/glatt 3L12.97 
06/BAM/312/05/90 AGRU glatt/glatt 3L12.97 
08/BAM 3.6/01/91 HT-AG KaNo/Orga 31.12.97 
08/BAM 3.6/02/91 MT-AG Orgalglatt 3L12.97 
08/BAM 3.6/03/9'1 HT-AG KaNo/glatt 3L12.97 
QS/ßkM 3.6/08/91 HT-AG glatt/glatt 3 mm 3L12.97 
08/BAM 8.3/03/93 HT-AG KaNo/Orga 3 mm 3L12.?7 
06/BAM 8J/04/93 AGRU glatt/glatt 3 mm 3L12.97 
07/BAM 8.3/07/93 NSC,Naue glatt/glatt 3 mm 31.05:96 
07/BAM 8.3/12/93 NSC,Naue raiJh/(baIb )raub 3i.l2.96 
07/BAM 8.3/13/93 NSC,Naue glatt/raub 3L12.96 
13/BAM 8.3/17/93 SSL glatt/glatt 31.03.99 
13/BAM 8.3/18/93 SLT DRS 3L12.96 
13/BAM 8.3/19/93. SLT MRS 3L12.96 
13tBAM 8.3/20/93 SLT glatt/glatt 3 mm 31.03.99 
13/BAM 8.3/21/93 SLT DRS3Ill:in 3L12.96 
13/BAM 8.3/22/93 SLT MRS3mm 3L12.96 
08/BAM 8.3/08/94 HT-AG S2/S5 31.03.99 
13/BAM 8.3/18/94 SLTlPolyfeIt, glatt/glatt 3L12.96 
13 BAM 8.3/19/94 SLTlPolyfelt DRS 3L12.96 
13/BAM 8.3/20/94 SLTlPolyfelt MRS '3L12.96 
07/BAM 8.3/01/95 NSC' glatt/glatt 3L12.96 
06/BAM 8.3/03/95 AGRU Spike/Gitt 3L12.96 

Abkürzungen: DRS (beidseitig raub), MSR (einseitig raub), KaNo, Orga, Gitt, S2, S5 bezeichnen verschi~ 
dene'aofgeprägte Oberflächenmuster. . 

Neben den Kunststoffdichtungsbahnen ist auch ein Nachweis der Eignung von darauf 
aufliegen~en Schutzschichten durch einen Zulassungsschein erforderlich. Auch diese 
Zulassungen erteilt derzeit nur die Bundesanstalt fm Materialforschung und -prüfung 
(BAM), Berlin. Nach 1996 erfolgt eine Überleitung an das DIBt, Berlin. 
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In dem vorgestellten Merkblatt heißt es zu den Schutzmaßnahmen: 

Geeignete Maßnahmen zum Schutz der KunststoJfdichtungsbahnen von auflastbeding­
ten Beschädigungen bestehen zum einen in der Auswahl stofflicher und geometrischer 
Eigerischaften des Auflageplanums . (Kornstruktur, Absatzhöhen, Trokenrisse, Vernäs­
sung etc. S.Q. BAM-Zulassungsrichtlinie 07/1992, Abschnitt 8.3) und zum anderen in 
der Auswahl einer langfristig geeigneten Schutzlage zur Verteilung der ,Punktlasten 
aus der Flächenfilterkörnung (es ist ein Schutzwirksamkeitsnachweis gemäß BAM­
Zulassungsrichtlinie, 07/1992, Abschnitt 8.7 und GDA-Empfehlung E 3-9, Abschnitt 
2.2.3 efjorderlich). ) . 

DerSchutzwirksamkeitsnachweis kann entfallen; wenn der "Regelaufbau" dieser 
Schutzlage aus einem mechanisch gebundenen VliesstoJf (Nennflächengewicht 
1.200 g/m2) und einer 0,15 m dicken Brechkornschicht 0/8 mm ~esteht und nach den 
vorliegenden Versuchsergebnissen eine Auflast von 900 'KN/m nicht überschritten 
wird. Nähere Hinweise dazu s.a. BAM-Zulassungsrichtlinievon KunststoJfdichtungs­
bahnen, 07/1992, Abschnitt 8.3 und 8. 7. 

08IBAM 8.3/09/94 Naue Vlies PE 31.12.1996 
08IBAM 8.3110/94 . Naue. Vlies PP 31.12.1996 
08IBAM 8.3/12/94 Huesker Vlies PP 31.12.1996 
08IBAM 8.3/13/94 Polyfeld . Vlies PP 31.12.1996 
08IBAM 8.3/15/94 Gebr. Friedrich Sandmatte 31.12:1996 
08IBAM 8.3/17/94 , Naue Depomat 31.12.1996 

Die Werksfertigung von Kunststoffdichtungsbahnen und Schutzschichten ermöglicht 
die Vorlage von Werks- oder Abnahmeprüfzeugnissen sinngemäß nach DIN 50049 
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(EN 10 204) niit Ergebnissen der Eigenprüfung als Nachweis der Lieferqualität. Alter~ 
nativ haben sich Freigabeprufungen im Werk des· Herstellers vorAnlieferung auf die 
Baustelle bewährt, bei denen im Rahmen einer Ordnungs- und einer technischenPrü­
fung der "Lebenslauf' und damit die Qualität des Produktes überprüft werden kann. 

Kunststoffdichtungsbahnen, Schutzsysteme und (temporäre) Halteelemente (z.B. 
Geogitter) sind nach einem vorher festgelegten Verlegeplan einzubauen .. 

Der Verlegeplail hat die Notwendigkeit einer ganzflächigen Planlage der Kunststoff­
dichtungsbahn zu berüc}csichtigen. Er ist von der Fremdprüfung freizugeben und der 
zuständigen Überwachungsbehörde zlir Freigabe vorzulegen. 

Zum Schutz des Dichtungselementes, zur Sicherung ~einer ordnungsgemäßen Planlage 
und zur Vermeidung von Tauwasserbildung unter der Dichtungsbahnlage soll der Ein­
bau der darauf aufliegenden geotextilen und insbesondere niiner\llischen Schutz- und 
(ggfs.) Filtermaterialien einbautägJich erfolgen. 

3.2.2 . Oberflächenabdichtung 

Gemäß TA-Siedlungsabfall, Nr: 11.2.1 (h), kann bei Altdeponien sinnvoll sein,tempo­
. rär auch eine vorläufige Oberflächenabdeckung aufzubringen. Hierzu sei auf den 

Vorschlag der "Zwei-Phasen-Abdichturtg" hingewiesen. 

Oberflächenabdichtungen haben folgenden Anforderungen zu genügen: 



Mineralische Abdichtung 

*) kein Grobkies zulässig (nach DIN 4022: Grobkies ab 20 mm) 
**) wpr . Wassergehaltbei 100 % Proctordichte 

wQ,95.= Wassergehalt bei 95 % Proctordichte auf dem nassen Ast der Pr~ctorkurve 

KunststotTdichtungsbahnen 

Kunststoffdichtungsbahnen für Oberflächenabdichtungen müssen ihre Eignung 
durch einen Zulassungsbescheid nachweisen. Dazu weitere Informationenunter 3.2.1. 

. Erwünscht ist der Einsatz von Kunststoffdichtungsbahnen aus Recyclat, wenn deren 
Eignung durch einen Zulassungs bescheid nachgewiesen ist. 
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Rekultivierungsboden 

Die auszuführendeSchichtdicke der Rekultivierungsschicht ist in Abhängigkeit von 
dem Abdichtungssystem und dem vorgesehenen Bewuchs gemeinsam mit den zustän­
digen Fachbehörd~n festzulegen. Sie ist in der Regel deutlich größer als 1 m. 

Eine DurchwUrzelung der Dränschicht ist durch sorgfaltige Auswahl und Pflege eies 
Bewuchses auf der Oberfläche der Rekultivierungsschicht,zu vermeiden. 

Unter Beachtung der nach Nr. 10.6.6.2 in Verbindung mit Tabelle 1 des Anllangs G 
der TA Abfall zu erfassenden meteorologischen Datenreihen und un~er Anwendung 
von Wasserhaushaltsbetrachtungen ist der Bewuchs darüber, hinaus so auszuwählen, 
daß die Infiltration von Niederschlagswasser in das EntwäSserungssystem minimiert 
wird. 

4. Anfor~erungen an Entwässerungsschichten 

'Die Sickerwasserableitung auf der Basisdichtung erfolgt durch die Flächenfilter~ 
schicht, die Sammlung in Sickerrohren, die an Durchdringungsbauwerken zur Austra­
gung aus der Dichtungsfläche angeschlossen sind. 

Als Entwässerungsschicht der Oberflächenabdichtung können anstelle ~ines Mineral­
korngemisches auch geeignete geotextile, Dränschkhten zum'Einsatz gelangen. Nach­
zuweisen ist in diesem Fall, d~ren Transmissivität (Abflußleistung) 'und die Gleitsicher-
heit des Systems. ' 

Füf die mineralische Entwässerungsschicht (Flächenfilter) gelten folgende Anforde­
rungen: . 
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Durchlässigkeitsbeiwert k 

Beständigkeit 

Komverteilung 

~ 1 X 10-3 h)/s 

chemisch/physikalisch und mecha­
nisch beständig und stabil 

16/32 mm, auch 8/16 mm, 
"gewaschenes Material, 
Rundkom bevorzugt" 

Basis: 
~ 0,5 m (0,3 m + 0,2 m für Ein­
trag Abfallfeinanteile); kein Fil­
tervlies auf Basisflächenfilter! 

Oberfläche: 
~ 0,;3 m; geotextile Dränschichten 
weisen geringere Dicken auf 

-lanl:fristige Sicherstellung; 
Komanteil < 2 mm 
~.5Gew.-% 
(DIN 4226/TL-Min sm 83) 

gilt 

Basis: 
gilt; abschlemmbarer Gehalt:!> 0,5 
Gew.-%; Anteil KomforinUd > 
3:1 max. 20 Gew.-%; 0 <2 mm 
max. 5 Gew.-% 

Oberfläche: 
gilt; Einsatz von Sekundärrohstof­
fenprüfen 

Für die Sickerwassersammelrohre gelten nachfolgende Anforderungen: 

Ausführung 

Standsicherheit 

Einbau 

"213 gelocht oder geschlitzt" 

" ... muß nachgewiesen we!den" 

"DIN 19 667 (in Vorbereitung)" 

DIN 4266, Tl-T3 
~ 3 Längsreihen 

DIN 19667, ATV-M 127, 
geprüfter Nachweis 

DIN 19667 (DIN 4033); 
gelenkiger Anschluß an Festbau­
werke 

Bei den SickerwassersamIIllem haben sich unter größerer Auflast (biegeweiche) Rohre 
aus PE-HDnach DIN 8074/8075 gegenüber (biegesteifen) Rohren aus Steinzeug oder 
Beton besser bewährt. ' 
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Bezüglich des Rohrauflagers ist unbedingt darauf zu achten, daß ein trag- und verdich­
tungsfähiges Material eingebaut wird. Mancherorts vorgeschlagene Sand-Bentonit-Mi­
schung'tm (z.B. "Depomix 20") haben sich auch aus baupraktischen Gründen nicht be­
währt. Der Erfolg neuerer Vorschläge über eine Sand-Bentonit-Füller(Zement)-Mi­
schung bleibt abzuwarten .. 

5. Einsatz von Sekundärrohstoffen 

Der Einsatz von Sekundärrohstoffen als Teil von Dichtungsschichten blieb bisher auf 
spezielle Einzelfälle beschränkt, da eine zumeist erforderliche "Ertüchtigung" nicht zu 

. dem gewünschten Eignungserfolg führte. 

Hingegen konnten Erfolge mit Schmelzkammergranulat z.B. als mineralische 
Schutzlage (Körnung 0/8 mm) erzielt werden. 

Der Einsatz einer . Hochofenschlacke als mineralische Schutzschicht führte dagegen 
z.B. zu erheblichen Ausfällungen in den Rohrleitungen und Armaturen derSickerwas­
serleftung. 

Ferner wird angestrebt, sortenreines Kunststoffrecyclat für die Herstellung von Dich­
tungsbahnen für Oberflächenabdichtungen zu nutzen. Bisher entzogen sich Prototypen 
jedoch aufgtund ihrer schwankenden Eigenschaftswerte einer positiven Beurteilung 
mit erforderlicher Zulassung. 

6. . Zusammenfassung 

Die VerWaltungsvorschrift TA Siedlungsabfall beschreibt in un~erschiedlich konkfeter 
Fonn die Materialanforderungen an Abdichtungs- und Entwässerungsschichten. 

Durch das Merkblatt NRW als Umsetzungsempfehlung sollen noch offene Fragen 
konkretisiert und geregelt werden. Die vOl;liegende Ausarbeitung stellt zusammenge­
faßt dar, welche wesentlichen Ergänzungen bezüglich der Materialanforderungen bei 
der Auslegung der Vetwaltungsvorschrift in NRW beachtet werden sollten. 
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Optimierung der Betriebsführung und Hinweise 
zur Sickerwasserniinimierung 

Dipl.-Ing. Amann; Verw.-Zentrum Erftkreis 

1. Einleitung 

Seit den Anfangen der geordneten Abfallentsorgung mit Inkrafttreten des Abfallgeset­
zes 1972 'haben sich die Vorgaben des Gesetzgebers in technischer wie organisatori-

. scher Hinsi~lit fortlaufend erhöht Die Mindestanforderungen an die Organisation und . 
den Betrieb einer Abfallentsorgungsanlage werden heute durch die TA~Abfall und TA­
SiedlungsabfaU·beschiieben. Das Umwelthaftungsgesetz hat die Beweispflicht umge­
kehrt und die Betreiber solcher Anlagen verpflichtet, den ordnungsgemäßen Betrieb 
der Anlage zu jeder Zeit dokumentieren. 

Gleichzeitig haben die erhÖhten Anforderungen an Technik und Organisation - neben 
_ anderen Ursachen - zu rasant ansteigenden Abfallentsorgungskosten geführt. Auch 

hierdurch ergibt sich für den Deponiebetreiber die Pflicht, unter Berücksichtigung der 
genehmigungsrechtlichvorgegebenen Rahmenbedingungen für eine optinlale Betriebs" 
führung zu sorgen lind diunit die Höhe der Betriebskosten zu minimieren. Dazu kön­
nen neben Überlegungen zur Auslastung von Anlagen durch Verbundkonzepte im De­
poniebereich insbesondere Maßnahmen zur Sickerwasserminimierung beitragen .. ' 

2. Organisation d~r Betriebsführung 

. Anforderungen an die Organisation und das Personal von Deponien sind in der TA­
Siedlungsabfall unter Punkt 6 festgeschrieben .. 

Diese gelten nicht für sogenannte "unbedeutende" Anlagen'mit weniger als 10 Abfall­
arten, weniger als 5.000 tla Anliefetungsmenge und weniger als 6 Mit,arbeitern sowie 
für Anlagen, die in engem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Produkti­
onsanlagen stehen. Diese Definition hat .nichts zu tun mit der Differenzierung bei der 
Wahl des Oenehmigungsverfahrensnach § 7 (2) AbfG oder § 7(3) Abf9, sondern Soll 
Kleinanlagen ,nicht IIÜt zu hohen. Personalkosten belasten. Für alle übrigen Deponien 
sind umfangreiche organisatorische und personelle Maßnahmim zu ergreifen .. 

Als Teil des Betriebshandbuches ist ein Organisationsplan zu erstelIen, der die verant­
wortlichen Mitarbeiternamentlich'benennt. In der Abb. i ist ein solcher Organisations­
plan beispielhaft für ein Unternehmen dargestellt, das mehrere Deponien betreibt. Die 
durchgezogenen Linien zeigen dabei die direkte Verantwortlichkeit mit Vorgesetzten­
funktion, während die gestrichelten Verbindungslinien eine beratende Tätigkeit aus-
drücken. . . 
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Der sogenannten "OrganisationseinheH Kontrolle", die von den anderen betrieblichen 
Einheiten personell getrennt arbeiten muß, kommt dabei eine wichtige Aufgabe im' 
Rahmen der Annahmekontrolle und Umsetzung der Selbstüberwachung gemäß § 25 
LAbfG zu. Die Tätigkeit umfaßt die Überwachung der Annahmekontrollen mit Erfas­
simg. der Abfallait, Abfallmenge, Sichtkontrolle ('1 eranlassung der Kontrollanalyse ), 
Sicherstellung von nicht zugelassenen Abfällen und Information der zuständigen Be­
hörde sowie die Kontrolle der Überwachung der Deponie z.B. bezüglich der Grund­
wasserqualität . und der SiCkerwasserqualität, der Durchführung von Setzungs- und 
Verformungsmessungen sowie der Erhebung der Wetterdaten. 

Die Ergebnisse dieser Tätigkeit sind in einem Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
Hier kann der Deponiebetrieb nur durch den Einsatz geeign~ter EDV-Programme zur 
Betriebstagebuchführung optimal gestaltet werden. Neben der Erfassung der für die 
Überwachung der Deponie notwendigen Daten kann mit Hilfe eines solchen Betrtebs­
tagesbuches die Betriebsführung durch die Erstellung zusätzlicher statistisclIer Daten 
(z.B. Personalein,satz für das Papiersammeln) erleichtert werden bis hin zu einer auto­
matischen Verbindung zur 'Lohnbuchhaltung, die die eingetragenen Überstunden ein~ 
zelner Mitarbeiter direkt abrechnen könnte. 

Außer dem Betriebstagebuch ist zum Betrieb der Deponie eine Betriebsordnung und \ 
ein Betriebshandbuchmit den Angaben zur Verantwortlichkeit, Arbeitsanweisungen 
sowie den Informationen - Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten zu .erstellen. 

Die Aufbauorganisation einer Deponie wird künftig sicherlich durch die Einführung 
eines Qualitätsmanagementssystems nach DIN EN ISO 9000 ff. (QMS) deutlich an 
Effizienz und Transparenz gewinnen und somit im positiven Sinne die Betriebsführung 
durch einheitliche Verfahrensweisungen und Arbeitsanweisurigen unterstützen. Insbe­
sondere die Ablauforganisationwird von den in einem Qualitätsmanagementhandbuch 
festgeschriebenen Verfahrens- und Arbeitsanweisungen profitieren. 

Hieraus ergibt sich eindeutig die Forderung, daß künftig nach einem angemessenen 
Übergangszeitraumausschließlich zertifizierte Unternehmen mit der Betriebsführung 
beauftragt werden dürfen. 

3. Personal 

Ein Deponiebetreiber ist. auf die Qualifikation, Erfahrung und Zuverlässigkeit seines 
Personals angewiesen: Fehler können erhebliche wirtschaftliche Nachteile bis zum 
Widerruf der Betriebsgenehrnigung bedeuten. 

Auch hier wird die EinführUng eines Qualitätsmanagementssystems zur Fehlerreduzie­
rung und Fehlerbeseitigung durch vorgegebene Verfahrensanweisungen und Arbeits­
anweisungen hilfreich sein. 

Das gesamte Betriebspersonal muß über die Fach- und Sachktinde verfügen. Nur durch 
regelmäßige Schulungen kann die Qualifikation des Personal aufrechterhalten werden. 
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Betriebliche Schiilungensind bedarfsgerecht zu gestalten und systematisch durchzu­
führen und zu dokumentieren. 

4. Information und Dokumentation 

Ein geeignetes leistungsfähiges Informations- und Dokumentationssystem tiägt we­
sentlich zur Optimierung der Betriebsführung bei. 

Esist noch relativ einfach und unkompliziert, eine Betriebsordnung für eine Deponie 
aufzustellen und dieGrundinformationen für ,die Anlieferer und das Personal über 
grundsätzliche Verhaltensweisen in kurzer und' übersichtlicher -Form festzulegen. Hier-' 
zu zählt die F~stlegung der Annahmebedingungen, der Durchführung der Annahme­
kontrolle, der Abrechnuli.gsgrundlagen und der Hinweise zur Sicherheit und Ordnung 
sowie zur Haftung und Konsequenzen bei der Feststellung von Ordnungswidrigkeiten,. 
die durch Aushang den Benutzern zugifuglich gemacht werden müssen. 

Um ein Vielfaches 'komplizierter wird es jedoch, ein geeignetes für den täglichen' pr'ak~ 
tischen Betrieb nutzbares Betriebshandbuch aufzustellen. Nur allzuoft wird die Erstel­
lung des Betriebshandbuches als lästige, quälende Arbeit angesehen, was dann zur 
Folge hat, daß ein Handbuch an der Praxis vorbei erstellt wird, das dann - weil nicht 
praktikabel- in deli. Aktenschränken verschwindet und über ein Alibidasein nicht hin­
auskommt. 

Zur Erstellung eines Betriebshandbuches sollte daher auf die Fachkunde erfahrener' 
Deponiebetreiber bzw. geeigneter Planungsbüros zurückgegriffen werden. ' 

Das Betriebshandbuch dient zur internen Anleitung der Betriebsführung und umfaßt 
Regelungen zu 

Verantwortlichkeiten 
Gefahrenabwehrplänen 
Unterweisungs- und Weiterbildungsrichtlinien 
Dokumentationsvörschriften , 

. Prüfungsvorschriften und -intervalle 
Arbeitsordnung 
UDfallverhütung und Arbeitsschutz 
Betriebsordnung 

,Betriebsanweisungen. 

Da sich' der Deponiebetrleb im Laufe der Zeit durch den Verfüllfortschritt ändert und 
durch weitere Genehrnigungsbescheide zusätzliche Auflagen ergeben, ggfs. auch zu­
sätzliche Anlagentechniken für den Standort umgesetzt werden, muß ein solches Be­
triebshandbuch fortgeschrieben werden. Als Beispiel mag die Erstellung eines Feuer-' 
wehreinsatzplanes dienen, der regelmäßig auf die geänderte Gestalt der Deponie und 
ggfs. durchgeführte Erweiterung technischer Anlagen angepaßt werden muß. Hier ist 
.es sinnvoll, bei der Erstellung eines Betriebshandbuches durch ein-Ingenieurbüro ent-
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sprechende Regelungen zu treffen, die eine kontinuierliche Aktualisierung des Be­
triebshandbuches enthalten. 

Als tägliches Betriebsführungsdökument hat jede Deponie ein Betriebstagebuch zu 
führen. Das Betriebsuigebuch dokumentiert den ordnungs- und bestimmungsgemäßen 
Betrieb der Deponie. Die gewonnenen und erfaßten Daten werden zu Jahresberichten 
zusammengefaßt und bis zur Ent!assung aus der Nachsorgephase aufbewahrt. 

Die Daten können effektiv durch die Installation geeigneter Meß-, Steuer- und Regel­
technik und Leitsysteme mit automatischer Datenaufzeichnung bewältigt werden. 
Durch den Aufbau derartiger Systeme ist es möglich, eine strukturi~rte Dat,enverwal-
tung für die ' 

Betriebsoptimierung 
Instandhaltung , 
Reparatur 
besondere Vorkommnisse 
Betriebstagebuch 
Jahresübersicht 

zu erhalten. 

Das Betriebstagebuch unterliegt einer regelmäßigen Überprüfung durch den Leiter der 
"Organisationseinheit Kontrolle". 

s. BetriebsaJ>laufplanung 

Als Teil des Betriebshandbuches ist' ein Betriebsplan aufzustellen, der neben den 
technische~ Anforderungen zur Fassung von Gas, Sickerwasser und sonstigem Abwas­
ser Angaben zum Aufbau des Deponiekörpers insbesondere im Hinblick auf die abzu­
lagernden ~bfallartenuri.d Einbautechnik für jeden einzelnen Betriebsabschnitt enthält. 

Während des Betriebes wird die Ablagerung In Form von' Ablagerungsplänendoku­
mentiert mit Darstellung der abgelagerten Abfallarten ,sowie 'dem gewählten Einbaube­
trieb. Hierbei wird die Deponiefläche in Ablagerungsabschnitte von je 2.500 m2 mit 
einer Verfüllhöhe von 2 m unterteilt. Basis für die Ablagerungspläne bilden die zuvor 
erstellten Betriebspläne. -

Nach Beendigung der Verfüllung eines Abschnittes erfolgt die Erstellung von Be­
suml:isplänen zur Dokumentation der technischen Maßnahmen einschließlich des Abla­
gerungsplanes. 

, Nach heutigem Verständnis sind modeme Deponien komplexe Ingenieurbauwerke. 
Dies betrifft auch. den Abfallkörper selbst. Zur Gewährleistung der Stabilität und der 
Verhinderung von nachteiligen Reaktionen von Abfallstoffen untereinander sowie zur 
Minimierung der vom Abfall' ausgehenden Emissionen erscheint es sinnvoll, solche 
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Pläne im Vorfeld der Inbetriebnahine eines Abschnittes zu erstellen. Dabei ist aller­
dings zu berücksichtigen, das der Betreiber nur relativ begrenzten Einfluß auf die Art 
·und Menge der angelieferten Abfallstoffe hat und infolgedessen Abweichungen vom 
Betriebsplan zu erwarten sind. Um so wichtiger ist es jedoch, für die konsequente Um-

, setzung der erstellten Betriebspläne zu sorgen und diese für den Fall zu-überarbeiten, 
daß aufgru'nd einer veränderten Ahlieferungsstatistik die Randbedingungen bei der Er­
stellung der ursprünglichen Pläne nicht eingehalten werden können. 

6. Maßnahmen zur Sickerwasserreduzierung 

Die lahreskosten einer Deponie setzen sich zusammen aus den Kosten für die Ab­
schreibung der Investitionen und ihrer Verzinsung sowie aus Betriebskosten. Einen 
wesentlichen Bestandteil der Betriebskosten stellen die Kosten zur Sickerwasseraufbe­
reitung nach dem Stand der Technik dar. Vor dem Hintergrund insgesamt steigender 
Entsorgungskosten konnen Maßnahmen zur Sickerwasserininimierung zu einer Sen~ 
kung der Betriebskosten führen, unabhängig von dem gleichzeitig auftretenden Effekt 
der Umweltvorsorge. . 

Im nachfolgenden sollen prinzipielle Möglichkeiten zur Sickerwasserreduzierung an­
gesprochen werden und am Beispiel erläutert werden. 

Prinzipielle Möglichkeiten: 
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Deponieabschnitt so· anlegen, daß möglichst schnell die Endhöhe -erreicht wird 
und das endgültige Oberflächenabdichtungssystem aufgebracht werden kann. 

Bereits eingerichtete Betriebsflächen, jedoch nicht mit Abfall beschickten Flä­
chen, werden temporär abgedeckt und getrennt entwässert. 

Deponieabschnitt so aruegen, daß alle nicht aktueII betriebenen, jedoch schon mit 
Abfall belegten Betriebsftächen temporär 'abgedeckt werden und nur die aktuelle 
Betriebsfläche offenliegt. Noch nicht mit Abfall beschickte, jedoch-eingerichtete 
Betriebsflächen sind abgedeckt. Die Entwässerung erfolgt in jedem Fall getrennt. 

Deponieabschnitt so anlegen, daß alle bereits mit Abfall beschickten Betriebsflä­
chen temporär abgedeckt sind. Die AbfalIanlieferung erfolgt in einer· Annahme­
halle mit entsprechendem Pufferraum. Der Abfalleinbauerfolgt nur zu stabilen 
Trockenwetterlagen.-

Deponieüberdachung. , 

Die vorgenannten prinzipiellen -Möglichkeiten sind teilweise mit relativ hohen 
Investitionskosten behaftet. Dies gilt insbesondere für die Durchführung einer 
Deponieüberdachung oder die Annahme von Abfällen in einer Annahmehplle mit 
späterem Einbau bei Trockenwetterlagen. Es gibt jedoch auch relativ kosten­
gün~tige Maßnahmen, die ergriffen werden können, wenn bereits bei der Depo-



nieplanung der Aspekt der Sickerwasserminimierung berücksichtigt wird und 
entsprechend Deponieabschnitte festgelegt werden können. In jedem Fall sollte 
auch bei bereits betriebenen Deponien eine betriebs wirtschaftliche Betrachtung 
. bzgl. sickerwasserminimierender Maßnahmen durchgefÜhrt. werden. Dies gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund steigender Sickerwasseraufbereitungskosten 
nach dem Stand der Technik. 

7.' Zusammenfassung 

Organisatorische Maßnahmen, personelle Besetzung und Informations- und Dokumen­
tationssysteme sollen einen bestimmungs- und ordnungsgemäßen Deponiebetrieb in 
optimierter Art und Weise sicherstellen. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben sind zur Deponiebetreibung künftig - nac;h Ablauf einer 
angemessenen Übergangsfrist- nur noch nach DIN EN ISO 9000 ff. zertifizierte Un-
ternehmen zu beauftragen und zuzulassen. . 

Zur Unterstützung einer optirriierten Betriebsführung und zur Dokumentation eines 
ordnungsgemäßen Betriebes ist bei neuen Deponien - und soweit erforderlich bzw. be­

, triebs wirtschaftlich vertretbar bei Altanlagen - eine geeignete leistungsfahige Meß-, 
Steuer- und Regeltechnik und Leitsysteme mit automatischer Datenaufzeichnung auf­
zubauen oder nachzurüsten .. 

Ein im Vorfeld des Betriebsbeginns erstellter Betriebsplan regelt die Ablagerung der 
verschiedenen Abfallaften und sorgt so für eine Minimierung der durch Abfallarten 
verursachten Probleme im Tagesbetrieb. Gleichzeitig dient der während des Betriebs 
erstellte Ablagerungsplan zur DokUmentation des ordnungsgemäßen Betriebes. 

Maßnahmen zur Sickerwasserreduzierung sind auf den Einzelfall zugeschnitten und 
unter Berijcksichtigung der Betriebs- und Kostensituation umzusetzen. Prinzipielle 
Möglichkeiten dazu sind temporäre Abdeckungim und Deponieüberdachungen in ver­
schiedenen Varianten. 

Verfasser: 
Rainer Baumgart 
Abteilungsleiter Deponietechnik 
U.T.G. Gesellschaft für Umwelttechnik GmbH 
Gladbacher Straße 106 
41747 Viersen 
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Deponiegaserfassung bei 'Altdeponien 

Prof. Dr. Ehrig, Universität GHS Wuppertal 

I. Einleitung 

ReLallen Deponien, auf denenSiedlungsabfille, auch weitgehend separiert, abgelagert 
werden, bildet sich Deponiegas. Die Fassung, Ableitung und Entsorgung dieses Gases 
wird bereits seit etlichen Jahren gefordert und auf einer Reihe von Deponien durchge­
führt. Hier stand bisher der Sicherheitsaspekt im Vordergrund und nachfolgend die 
Möglichkeit der Energiegewirinung aus dem Deponiegas. Nachdem aber immer klarer 
wird, weIch wirksames Treibha:usgas das Methan im Deponiegas ist, kommt einer 
weitgehend Zerstörung dieses Gases eine immer 'größere Bedeutung zu. Das ist auch 
ein wesentlicher Grund, weshalb in der TA Siedlungsabfall (TASi) eine Entgasung 
schon bald nach Betriebsbeginn einer Deponie gefordert wird. 

Die Entgasung von Deponien ist durchaus keine neue Technik und wird auf einer gro­
ßen Zahl von Deponien' betrieben. Bei der Bewertung von Entgasungssystemen mUß 
man aber immer wieder festste11en, daß viele Punkte, die zwar nicht in Regelwerken 
festgelegt, wohl aber in der Fachwelt allgemein als richtig und notwendig erachtet 
werden (so etwas ähnliches wie allgemein anerkannte Regeln der Technik oder auch 
Stand der Technik), sehr-häufig nicht befolgt wurden. Aus diesem Grunde sind viele, 
vie11eicht manchmal als banal empfundene, Punkte in der TI\Si(Anhang G) festgelegt 
worden. Die Punkte dieses Anhangs G basieren zu einem erheblichen Teil auf einem 
nicht veröffentlichten Entwurf eines Deponiemerkblattes des Landes NRW; 

2. Gas in Alt- und Übergangsdeponien 

SiedIungsabfä11e enthalten auch bei sehr weitgehender Separierung organischer Frak­
tione~ noch soviel organische Verbindungen, daß bei der Ablagerung in Deponien mit 
einer erheblichen Biogasproduktion gerechnet werden muß. Dieses Biogas besteht aus 
den beiden Hauptkomponenten Methan (CH4) und Kohlendioxid (C02). Dieses Gas- , 
gemisch ist-brennbar und kann bei bestimmten Mischungen bei Vorhandensein eines 
Zündfunkens explosibel sein. Daneben kann es in Räumen und im Boden die Luft ver­
drängen und so zu Erstickungen '(auch von Pflanzen) führen. Ein typisches Mischungs­
verhältnis der beiden Gase ist 55 % CH4 und 45 o/d C02. Sehr häufig sind die Anteile 
geringer, weil bei der Probenahme noch Sauerstoff und/oder Stickstoff erfaßt werden. 
Diese beiden Komponenten sind'ein Zeichen dafür, daß Luft mit erfaßt,wird, da sie 
nicht bei der biologischen Umsetzung des Abfalls produziert werden. Dabei zeigt die 
Relation von Sauerstoff Zu Stickstoff an, auf weIchem Wege .die Luft zur Gasentnah­
meste11e gelangt ist. Ist das Verhältnis von Sauerstoff zu Stickstoff ähnlich dem in der 
Luft, so ist diese auf direktem Wege, ohne intensiven Kontakt mit dem Abfall, zur 
EntnahmesteIle gelangt. Sobald die Sauerstoffkonzentratlonen geg~nüber den Stick-
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stoffwerten absinken, kann man davon ausgehen, daß die Luft intensiven Kontakt mit. 
dem Abfall hat Und anaerobe Prozesse im Abfall ablaufen. Im zuerst genannten Fail 
wird man 'häuflgdiesen unerwünschten Luftzutritt ganz oder weitgehend ,abstellen 
können, während bei einem intensiven Kontakt der Luft mit dem Abfall in der Regel 
wesentlich aufwendigere Maßnahmen erforderlich sind. Gelangt Sauerstoff in den De­
poruekörper, so besteht immer die Gefahr, daß wärmeentwickelnde Reaktionen im Ab-

,fallkörper den Zündfunken für das Deponiegas-Luft-Gemischbilden und dann daraus 
langwierige Deponiebrände . entstehen. Auch außerhalb des Deponiekörpers kann die­
ses Gemisch bei Vorhandensein einer ZündqueUe zu Bränden! führen. Bei einem be, 

. stimmten Mischungsverhältnis von Deponiegas und Luft führenZündquellen zu Ex­
plosionen (Abb. 1). Im Explosionsdreieck in Abb. 1 sind auf den Achsen die Konzen­
trationen von Methan, Kohlendioxid und Luft dargestellt (Die Konzentrationen. werden 
jeweils in Richtung der Achsenmarkierungen abgelesen.). Imunteren linken.Teil die-

. ses Dreiecks sind zwei B~reiche dargestellt in denen das Gemisch explosibel ist. Die 
Bereiche geltenftir eine Inertisierung mit Kohlendioxid (C02) bzw. Stickstoff (N2). 
Da hier die Inertisierung mit C02 aus dem Deponiegas und mit Ni aUs der Luft erfolgt,. 
gilt ein mittlerer Bereich. Gellt man von einem mittleren CH.vC02~Verhältni]) von 
55 % zu 45 % aus, so erkeniIt man deutlich, daß erheblich Luftzutritte (Rohrbrücke, 
große Klüfte und Spalten) notwendig sind, um in diesen Explosionsbereich zu gelan­
gen. Dagegen führt das Eindringen von Deponiegas in' geschlossene Räume (mit 
100 % Luft) schon bei geringen Mengen zu explosiblen Gemischen. . 

Ablagerungen weitgehend separierter Siedlungsabfälle (inkl. separierter organischer 
Fraktionen) lassen sich nach den bisherigen .Erfahrungen relativ schlecht verdichten, 
d.h., es verbleiben Hohlräume. Derartige Hohlräume lassen Außenluft in den Abfall­
körper eindringen. Es wird damit in vielen Fällen nicht möglich sein, die Mischung 
von Deponiegas und Luft und damit pie Bildung brennbarer oder explosibler Gemische 
zu vermindern. Bisher ist die Handhabung derartiger Gemische nicht erprobt und si­
cherheitstechnisch nicht abgesichert. Um die Forderungen der T ASi für derartige Ab­
lagerungen zu erfüllen, sind noch erhebliche Überlegungen und Entwicklungen erfor­
derlich. 

Bei alten Deponien kann-der Methangehalt bis auf ca. 70 % ansteigen. Dies ist in der 
Regel ein Zeichen für eine geringe restliche Gasproduktion. 

Neben den beiden Hauptkomponenten Methan und Kohlendioxid enthält Deponiegas 
eine große Anzahl vonSpurenstoffen (Tab. 1). Dies sind z.T. leicht flüchtige Inhalts­
stoffe des Abfalls, aber auch Verbindungen, die bei den im Abfallkörper ablaufenden 
Prozessen gebildet werden. Angesichts der geringen Konzentrationen dieser Verbin­
dungen und der generellen Erstickungsgefahr durch höhere Gehalte Von Deponiegas 
sind die primären Gefahren aus den Spurenstoffen nur gering. Allerdings sind Lang­
zeitschäden nicht auszuschließen. Außerdem können bei der thermischen Entsorgung 
daraus noch wesentUch problematischere Verbindungen gebildet werden. Daneben 
sind die Spurenstoffe im Deponiegas ein wesentlicher Grund für die Geruchsprobleme 
bei Deponien. ' 
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Abb.l: Dreistoffdiagramm für den Explosionsbereich des Systems Methan, Luft und 
Inertgas (C0:V (Die W~rte sind jeweils in Richtung der Achsenskalierung zu le­
sen.) (Der gestrichelte Keil stellt Deponiegas mitMethangehalten von 45 bis 65 % 
dar, dem Luft zugemischt wird.) 
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Tabelle 1: Spurenstoffe in luftfreiem Deponiegas [4] 

Ethan C2HQ 0,8- 48 

Ethen C2H4 0,7""31 
Propan C3H8 0,04-10 

Butan C4HlO 0,3 - 23 

Buten C4HR 1 - 21 

Pentan C<;H12 0-12 

2 Methylpentan . C5H1~ 0,02 - 1,5 

3 Methylpentan C6H1~ 0,02 - 1,5 

Hexan " C6H14 3 -18 

Cyc10hexan C6H12 0,03 - 11 
2 Methylhexan C6H16 0,04 - 16 

3 Methylhexan C6Hio 0,04 -13 
Cyclohexen C6H12 2-6 

Heptan C7H16 3-8 

2 Methylheptan CRHIR 0,05 - 2,5 

3 Methylheptan CRHIR 0,05 - 2,5 

Oktan CRHIR 0,05 -75 

Nonan CqH20 0,05 - 400 
Cumo1 CqH12 0-32 

Bicyclo(3,2,1)Oktan-2,3~Methyl-4-Methylen ClOH16 15 - 350 
Dekan Cl0H"l2 0,2 - 137 
Bicyclo(3,1 ,0)Hexan-2,2-Methyl-5-Methylethyl CtoHn 12 _ 153 

Undekan Cll H24 7 - 48 

Dodekan C12H26 2-4 

Tridekan Cl "lH2R 0,2 -1 

Benzol C6H6 0,03 -7 

. Ethylenbenzol q HlO " 0,5- 236 

1,3,5-Methylbenzo1 CqH12 10 - 25 

Toluol C7HR 0,2 - 615 

mlp/Xylo1 CRHIR 0,376 

o-Xy1ol CRH lO 0,2 -7 

Tnchlorfluormethan CClJF 1- 84 

Dichlordifluormethan CCl2F2 4"- 119 

Chlortrifluormethan CClF3 0-10 

Dichlormethan CH2Cl2 0-6 

Trichlormethan CHCl3 0-2 

Tetrachlormethan CCl4" 0-0,6 

1,1,1-Trichlorethan C2H"lCl"l 0,5 - 4 

Chlorethan C2H3Cl 0,- 264 

Dichlorethen C:2H2C12 0-294 

Trichlorethen C2HCl3 0_182 

Tetrachlorethen C2Cl4 0,1 - 142 

Chlorbenzol C6HSCl 0-0,2 
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lti der Regel enthält der Abfallkörper soviel Feuchtigkeit, daß das gebildete Biogas 
Wasser bis zur Sättigung aufnimmt. Angesichts der hoheri Temperaturen im Deponie­
körper aus <;Ien biologischen Aktivitäten (ca. 30 bis 70. 0c) ist der Sättigungswasserge­
halt des Gases hocn. Sobald das Gas den Deponiekörperverläßt, wird es abgekühlt und 
ein Teil des Wassers kondensiert und mit dem Wasser die leicht flüchtigen Substanzen 
i.rh Gas. Dieser Stoffgruppe gehören vor allem leicht flüchtige halogenierte Verbin­
dungenan, die dann das anfallende Kondensat belasten. 

-- . 
Während die Gaszusammensetzung sehr leicht an jeder Deponie überprüft werden 
kann, ist die Abschätzung der Gasmenge und deren spätere Überprüfung relativ 
schwierig un<;l ungenau. In der TASi wen;!ep für die Gasmenge 150-- 250 m3/t Sied­
lungsabfall genannt. Diese Angabe muß als äußerst optimistisch' bezeichnet werden. 
Als realistisch- können Werte von 60 - 180 m3/t Siedlungsabfall angesetzt werden. Je 
intensiver Papier und organische Fraktionen vom Siedlungsabfallsepariert werden, um 
so geringer ist das produzierbare Gasvolumen. Für die Auslegung eines Entgasungs­
systems ist diese Gesamtgasmenge aber nur von geringer Bedeutung. Dafür ist die 
Kenntnis des zeitlichen Verlaufs der Gasproduktion erforderlich. Eine erste Abschät-

_ zung kann durch eine Proguoserechnung nach dem folgenden exponentiellen 'Ansatz 
durchgeführt werden: --

Gt = M * G * k * e-k*t (Nm3/a) 

In dieser Gleichungbedeilten: 

M = abgelagerte Abfallmenge in t (bei Betriebsdeponie jährliche Abfallmengeund 
die ermittelte Gasmenge über alle Jahre aufaddiert; bei abgeschlossen~n De­
ponien kann die gesiunte abgelagerte Abfallmenge eingesetzt werden) 

G = produzierbare spezifische Gasmenge = Nm3/t 

k = Koeffizient (Abbaukonstante) = -(lnO,5)/to,5 

to.5 = Halbwertszeit = 3- ~10 a (je intensiver die Gasproduktion, um so geringer die 
Halbwert.szeit) 

t = Zeit seit der Ablagerung (abzüglich der Verzögerungszeit bis zum Start der 
Gasproduktion von ca. 0,5 - 3 Jahren) in Jahre -

Mit sinkenden organischen Anteilen in den Siedlungsabfällen wird die Halbwertszeit 
in der Regel größer. 

Die einzusetzende Gesamtmenge ergibt sich aus den oben genannten Zahlen; während 
die Halbwertszeit abgeschätzt werden muß. Angesichts der großen möglichen Schwan~­
kungsbereiche beider Werte, die nur sehr schwer verifiziert werden können, ist es 
simivoll, mit mehreren Rechengängen die Schwankungsbreite der Gasmengen abzu­
schätzen.-Spezielle Feldversuche zur Abschätzung der Gasmengen sind sehr aufwendig 
und liefern in der Regel keine exakten Ergebnisse, da zwar die Gasmenge exakt etfaßt 
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wird, aber der Einzugsbereich . nur schwer abzuschätzen ist. Sinnvoll erscheinen nur 
Feldversuche an Teilentgasungssystemen oder noch nicht voll ausgebauten Entga­
sungssysternen. Damit ist eine Optimierung des Entgasungssystems möglich. Aller­
dings ist dafür eine 'sehr s.orgfältige Kontrolle des Versuches über mind. 1 Monat er­
forderlich [5]. Zur Abschätzung ist auch eine Abfallprobenahme bei der Erstellung der 
Erfassungselemente mit anschließenden Laborversuchen zur Gasentwicklung möglich. 

3. Entgasung von Deponien 

In der TASi wird gefordert, daß Deponien bereits während des Betriepes entgast wer­
den sollen und die Entgasungsanlage spätestens 6 Monate nach Ablagerungsbeginn 
betriebsbereit sein soll. Diese Betriebsbereitschaft wird allerdings in der Regel noch 
nicht einen derart frühen Betrieb der ~Iage beinhalten. Allerdings ist zur Erfassung 
eines Großteils des produzierten Gases eine möglichst frühe weitgehende Entgasung 
schon während Betriebes erforderlich. Nach den bisherigen Beobachtungen an Depo­
nienverläuft die Gasproduktion sehr zügig und intensiv, So daß zum Betriebsende ei­
ner Ablagerung in der Regel bereits 50 oder mehr Prozent der Gesamtgasmenge pro­
duziert worden sind . 

. Eine effektive Gasentsorgung ist in der Regel nur mit ein~r aktiven Entgasung reali­
sierbar. Eine passive Entgasung ist' nur bei sehr geringen Gasmengen alter Deponien 
einsetzbar. Eine Ausnahme könnten schwer verdichtbare Ablagerungen weitgehend 
separierter Abfälle sein, bei denen Luft in weite Bereiche des Deponiekörpers ein­
dringt. 1st eine aktive Entgasung wegen des Sicherheitsrisikos auszuschließen, so sollte 
evtl. mit modifizierten passiven Entgasungen das Problem der Deponiegasemissionen 
so weit wie möglich reduziert werden. 

Das Deponiegas sollte mÖglichst energetisch genutzt werden. Um diese Nutzung zu 
optimieren, kann es sinnvoll sein, ein Schutz- und ein Nutzentgasungssystem zu instal­
lieren. Die Auslegung und der Bereich derartig geteilter Systeme müssen allerdings' 
sehr variabel und sorgfältig durchgeführt werden. Das bedeutet, daß jedes Fassungsele­
ment kurzfristig jeweils einem der bei den Systeme zugeordnet werden kann. In der 
TASi werden folgende Fassungselemente unterschieden: 

punktförmige, 
vertikale flächige und linienförmige, 
horizontale flächige und linienförmige, 
Kombination aus horizontalen und vertikalen Fassungseiernenten. 

Berücksichtigt man allerdings die verschiedenen Randbedingungen wie 

Entgasung schon früh während des Betriebes der Deponie, 
keine Inanspruchnahme des Entwässerungssystems für die Entgasung, 
Vermeidung des Eintritts von Luft in das Erfassungssystems, 
langfristige Betriebssicherheit, . 
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so muß man feststellen, daß die oben angegebene AuswahilIn Fassungselementen stark 
eingeschränkt ist. So sind punktfötmige Fassungselemente auch nach T ASi kaum lang­
fristig sicIie~ zu betreiben. Flächige Elemente (horizontal und vertikal) sind bisher 
nicht erprobt und dürften mehr, Probleme denn Möglichkeiten einer sicheren Entgasung 
aufweisen. AJs Ausnahme kann die bei einer Oberflächenabdichtung erforderliche 
Entgasungsschicht angesehen werden. Obwohl es bis heute eine Reihe von Beispielen 
für vertikale, linienförmige Systeme während des Betriebes gibt, so muß doch festge­
stellt werden, daß deren Einzugsbereich angesichts der dabei auftretenden Einbaupro­
bleme nur gering sein kann. Soll das Entgasungssystem den gesamten Abfallkörper er­
fassen, sind die Fassungselemente so eng zu setzen, daß der Einbaubetrieb praktisch 
nicht mehr möglich ist. Obwohl diese Probleme bei horizontalen, linienförmigen Sy­
stemen ausgeschlossen werden können, ergibt sich bei diesen ein eingeschränkter Ein­
satz durch die zu erwartende begrenzte Zeit der Funktionstüchtigkeit. 

Um die Forderungen derTASi zu erfüllen, wird die z.Z. absehbare Regelentgasung aus 
einem horizontalen, linienförmigen Erfassungssystem während der Betriebsphase und 

. einem' danach errichteten vertikalen linienförmigen Erfassungssystem bestehen. Da bei 
derartig'eh Kombinationen die geforderte Lebensdauer der horizontalen Elemente be­
grenzt ist, sollte abweichend von der TASi auch bei deren Konstruktion darauf Rück-
sicht genommen werden. • 

Wichtig bei der Gestaltung von Fassungselementen unterschiedlicher Art ist, daß,diese 
soweit wie möglich gegeneinander abgeschottet werden, da sich sonst Lufteinbrüche in 

. ein System gleich gravierend auswirken. So sollen Gasdränagen unter Oberflächenab­
dichtungen nicht an Brunnen angeschlossen werden, da davon a4szugehen ist, daß 
Lufteinbrüche in die Gasdränage schneller und häufiger erfolgen können als in verti­
kalegut abgedichtete Gasbrunnen. 

Sobald das abgesaugte Gas den Deponiekörper verläßt, wird es abgekühlt. Dabei bildet 
sich Kondensat, das in der Regel vor allem mit leicht flüchtigen Verbindungen, die 
ebenfalls kondensieren, belastet ist. Die Zusammensetzung der Kondensatbelastung 

"unterscheidet sich häufig von der des Sickerwassers. Nur wenn für beide Abwasser­
ströme die Sickerwasserreinigung das geeignete Behandlungsverfahren ist, kann eine 
gemeinsame Behandlung durchgeführt werden. Das besondere Problem dieser Kon­
densate ist häufig die hohe Belastung mit leicht flüchtigen halogenierten Verbindungen 
(AOX). Da diese sich deutlich vom AOX in Sickerwässern unterscheiden, kimn eine 

. Vorbehandlung oder getrennte Entsorgung erforderlich werden. 

Die Kondensate werden.in Kondensatabscheidern vom Deponiegas abgetrennt. Dl! 
diese Abtrennung häufig nicht vollständig ist, sind in der Regel mehrere Abscheider 
bzw. besondere Konstruktionen erforderlich, um das gesamte Kondensat abzutrennen 
und von den nachfolgenden Anlagen femzuhalten. 

Da aufgrund der abgesaugten Gasmengertnicht festzustellen ist" welcher Anteil der 
produzierten Gasmenge erfaßt wird, kann dieses nur indirekt über eine Wirkungskon­
trolle erfolgen. Dabei ist sowohl an der Deponieoberfläche (nach Abschluß des Betrie­
bes) als auch an Entgasungseinrichtungen und Bauwerken zu kontrollieren, ob Gase 
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austreten. Diese Überprüfungen können in vielen Fällen mit den Sicherheitskontrollen 
kombiniert werden. Die Ergebnisse von, Wirkungskontrollen sind mit den Daten der -
Gasproduktionsschätzungen und den abgesaugten Gasmengen zu verknüpfen. Diskre­
panzen zwischen den Daten gehören nicht in die Ablage, sondern sind soweit möglich 
aufzuklären. 

4. Zusanunenfassung 

, Bei allen Ablagerungen von Siedlungsabfällen. die noch biologisch reagieren, ist mit 
der Produktion von Deponiegas ZU rechnen. Dieses Deponiegas entsteht bei der biolo­
gischen Umsetzung organischerSiedlungsabfallfraktionen unter Ausschluß von Sau­
erstoff = anaerober Abbau. Es besteht aus ca 55 Vol-% Methan und ca. 45 Vol-% 
Kohlendioxid. In der Regel sind außerdem in der Summe welliger als 1 % verschie­
denster Spurenstoffe enthalten, die u.a. zu erheblichen Geruchsbelastungen führen 
können; Aufgrund des Methangehaltes hat das Deponiegas Heizwerte von 3,5 bis 
5,5 kWhlm3 je nach Methananteil). Gemische von Deponiegas und Luft sind in Kon­
zentrationen von ca. 5 -15 Vol-% Methan explosibel und bei höheren Methangehalten 
besteht Brandgefahr. ' . 

Das Deponiegaspotential bei wenig vorsortiertem Hausmull liegt im Bereich von 
60 - 180 m3 Gas/t Hausmüll. Bei einer weitgehenden Reduktionder organischen Frak­
.tionen in den abgelagerten Abfällen wird vor allem, der obere Wert deutlich absinken 
und sich zusätzlich die Gasbildungsgeschwindigkeit verändern. ' 

Das Deponiegas muß erfaßt werden, um Brand- und Explosionsgefahren zu verringern. 
Beeinträchtigungen des Pflanzenwuchses zu reduzieren und um die Emission des Met­
hans (eines starken Treibhausgases) soweit wie möglich zu vermindern~ Eine ausrei~ 
chende Gaserfassung kann in der Regel nur durch eine aktive Entgasung (Absaugung 
mit Unterdruck) erreicht werden. Nur bei geringer Gasbildung bei alten Deponien kann 
eine passive Entgasung ausreichen. Dies gilt evtl. auch bei der Ablagerung von Sied­
lungsabfällen mit sehr geringem organischen Anteil und geringer Verdichtbarkeit. Da 
nach Untersuchungen der letzten Jahre die Gasproduktion sehr schnell und intensiv 
nach Ablagerung der Abfalle einsetzt, ist eine Entgasung wahrend des Deponiebetrie­
bes unabdingbar. Die Menge des produzierten Gases kann durch 'rechnerische Progno­
semodelle und/oder durch Feldversuche ermittelt werden. 

Die Erfassung des Deponiegases erfolgt durch sogenannte Fassungselemente 
(Kollektoren) unterschiedlichster Art: z.B. 

punktförmig, 
vertikal flächig und linienfÖrmig, 
horizontal flächig und linienförmig. 

Diese Systeme können evtl. kombiniert werden und sind der jeweiligen Ablagerung 
und deren Aufbau anzupassen .. Das gesamte Fassungs- und Gassarnmlungssystem ist 
so auszulegen; daß keine wesentlichen Migrationen aus der Deponie stattfinden und 
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-
gleichzeitig der Sauerstoffanteil soweit wie möglich minimiert wird. Wichtig bei der 
gesamten Dimensionierung ist die Berücksichtigung von Unsicherheiten bei der Ab­
schätzung der Gasmengen sowie aus Mengenänderungen im zeitlichen Verlauf. Ange~ 
sichts der Explosionsgefahren bei Zutritt von Luft in das Entgasungssystem ist ein be­
sonderes Augenmerk auf die erforderlichen Sicherheitseinrichtungen zu richten. Die 
Funktionstüchtigkeit und Sicherheit des Entgasungssystems ist in regelmäßigen Ab­
stände zu überprüfen. Dazu gehört die kontinuierliche Erfassung von wichtigen Be­
triebskenndaten. Da die Gaserfassungsrate nicht exakt ermittelt werden kann, ist zu­
sätZlich eine regelmäßige Wirkungskontrolle zum Schutz der Einrichtungen auf unq in 
de! Umgebung. . 
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Anforderungen an die Überwachung und Kontrolle 
nach TA Siedlungsabfall 

ORR'in Dr. Winkler, Staatliches Umweltamt Aachen 

1. Rechtliche ,Grundlagen von Kontrollen 

Betreiber vün nach dem Abfallgeset~ genehmigten. 'Oder planfestgestellten Deponien 
sind in der Regel durch die Zulassung verpflichtet, bestimmte Küntrüllen an ihrer De­
pünie durchzuführen bzw. durchführen zu lassen; Die generelle Nütwendigkeit vün 
Küntrüllen läßt sich aus dem Abfallgesetz ableiten, in dem gefürdert wird, daß 
"Abfälle sü zu entsürgen sind, daß das Wühl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 
wird". 

Speziell ist die Küntrülle in Fürm einer Selbstübetwachung im LAbfG § 25 geregelt. 
Die Betreibervün Abfallentsürgungsanlagen werden,dariI). vet-pflichtet, die "Errichtung 
und den Betrieb zu überwachen und im Einwirkungsbereich der Anlage anfallendes 
Sicker- und Oberflächenwasser und das Grundwasser süwie vün der Anlage ausge­
hende Emissiünen untersuchen und darüber Aufzeichnungen fertigen zu lassen". Zur 
Art und Häufigkeit der Untersuchungen gibt es - abgesehen vün derdurch Erlaß einge­
führten Wü-77 für die Wasseruntersuchungen - in NRW bislang nüch keine expliziten 
Regelungen. ,§ 25 Abs. 2 LAbfG enthält jedüch die Ermächtigung, daß das MURL 
durch 'Ordnungsbehördliche Verordnung. solche. Regelungen treffen kann. Einige ande­
re Bundesländer, z.B. Hessen, haben die Überwachungsanfürderungen detailliert in ei­
ner Eigenküntrüll-Verordnung fürmuliert. Die TA Siedlungsabfall und TA Abfall sind 
demnach inNRW zur Zeit die einzige rechtliche Grundlage, durch die die erfürderli­
. chen'Überwachungsmaßnahmen an Depünien in ihrer Art und Häufigkeit vürgeschrie­
ben sind. 

2. Zweck der Deponiekontrollen gemäß TA Siedlungsabf~ (TASI) 

Inhaltlich geht die TASI auf Küntrollenin Nr. 10.6.6 ein, wo der Zweck der Küntrül­
len defniert wird, die erfürderlichen Meßeinrichtungen aufgezählt werden und - durch 
den Verweis auf Anhang G der TA Abfall- festgelegt wird, welche Küntrüllen wie 'Oft 
outchzuführen sind. Anders als im Entwurf der T ASI vüm August 1992 gelten diese 
Anfürderungen nur für die Depünieklasse TI, während sie für die Deponieklasse I ent­
sprechend den Erfürdernißsen des Einzelfalles reduziert werden können. Sie gelten je­
düch uneingeschfänkt für die Altdeponien nach Nr. 11.2, obwohl sich einige Messun­
gen aufgrund fehlencter künstruktiver Vüraussetzungen in vielen Fällen als nicht 

. durchführbar erweisen. Der Zweck der Eigenküntrüllen ist aus zwei Bestimmungen d~r 
T ASI abzuleiten (Abb. 1). 
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Abb. 1: ZwecklZiel der Eigenkontrollen gemäß T ASI 

Nr.10.6.6.l 

Es ist "nachzuweisen, daß 
die Anforderungen an das Deponieverhalten 'eingehalten werden, 
ein bestimmungs gemäßer Deponiebetrieb erfolgt, 
die Funktionsfähigkeit der Deponieabdichtungssysteme sowie der Grund­
wasserkontrollbrunnen sichergestellt" sind. 

Nr. 10.6.6.3 

"Das Deponieverhalten ist durch den zeitHchen Verlauf der (verschiedenen 
Meßergebnisse) ... zu dokumentieren. Auf der Grundlage der Jahresauswertung ... 
ist eine Erklärung zum Deponieverhalten zu erstellen ... Dabei ist der zeitliche 
Verlauf des Deponieverhaltens ... darzustellen und mit den rechnerischen ... und 
getroffenen Annahmen .. zu vergleichen". . 

Zur Erreichung dieser Ziele nennt die TASI eine Reihe vorzuhaltender Meßeinrichtuß­
gen (Nr. 10.6.6.2) und ein entsprechendes Kontro'nprogramm (Anhang G der TA Ab­
fall). 

3. Meßeinrichtungen und Meßprogramm 

Im folgenden sind die nach T ASI vorzuhaltenden Meßeinrichtungen und die nach An­
hang G durchzuführenden Messungen in' Stichworten genannt und mit erläuternden 
Anmerkungen versehen. Die Häufigkeit der Messungen ist hierbei in der Regel für die 
Betriebsphase angegeben. Die Vorgaben aus der TASI sind iI). Abbildungen übersicht-
lich zusammengefaßt. . 

3.1 Grundwasserüberwachungssystem 
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Abb. 1: Grundwasserüberwachungssystem 

1 Meßstelle im Anstrom 
ausreichende Anzahl im Abstrom (mind. 4) 
gesamten GW -Ab strom ausreichend genau. überwachen 

Anhang G, Tabelle 

GW -Stand mind. monatlich 
GW -Beschaffenheit mind. alle 6 Monate 
Analyse entsprechend der Sickerwasserzusammensetzung 
WÜ-77 beachten 
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, 
Ausbau der Filter- bzw. Vollrohre in DN 150, Bohrungsdurchrnesser' 300 rrim, entspre­
chend den einschlägigen Vorschriften (Leitfaden zur Grundwasseruntersuchung bei 
Altablagerungen und Altstandorten des LWA; DVGW-Regelwerke zum Bau und Be­
trieb von Grundwasserbeschaffenheitsmeßstellen); 

Anzahl richtet sich nach den hydrogeologischen Verhältnissen am Standort; Abstand 
zum Deponiekörper im Anstrom so, daß beim Abpumpen kein GW aus Deponiebe­
reich zufließt, Abstand im Abstrom möglichst gering; Wartung der Meßstellen durch 
wiederholtes Vermessen und Funktionsprüfungen (DVGW Regelwerk) erforderlich. 

Die Qualitätsuntersuchung soll durch die geplante SüDWas (s. Vortrag Prof. Lender­
mann) neu geregelt werden 

3.2 Setzungen und Verformungen des Deponiekörpers 

Messung der Setzung des Deponiekörpers jährlich; tägliche Registrierung der. für den' 
Bestandsplan erforderlichen Daten (einschließlich Abfallkataster, TA Abfall 9.6.3) 
zwecks Kontrolle des Aufbaus und der' Zusammensetzung des Deponiekörpers 
(Anhang G, Taqelle Nr. 3.2). 

,Für die Verfüllphase wird damit der Nachweis bezweckt, daß .der Deponiekörper in 
Abhängigkeit von den Eigenschaften der abgelagerten Abfalle und von deren Einbau 
sowie von der Betriebsweise stabil ist. Diese Daten ergeben sich aus dem Betriebs­
bzw. Ablagerungsplan, der Bestaridteil des Bestandsplans wird (TASllO.6.1 - 10.6.3). 
Für die Setzungs- und Verformungsmessungen eignen sich besonders photogrammetri-
sche Aufnahmen durch Befliegung. . 

Abb. 3: Setzungen und Verformungen des Deponiekörpers ' I 

Anhang G, Tabelle 

Daten zum Deponiekörper 
Aufbau und Zusammensetzung (Daten fürden Bestandsphin); täglich 
Setzung des Deponiek~rpers; jährlich 

3.3 Setzungen und Verformungen der Depo~ieabdichtungssysteme 

Messungen sind an dem Basis-, Oberflächen- und ggf Zwischenabdichtungssysterq' 
durchzuführen. Basis: Verformungen mittels durchgehender Höhenvermessung der 
Sickerrohre des Entwässerungssystems in jährlichen Intervallen kontrollieren; Oberflä­
che (Nachsorgephase): Die Verformung ist in jährlichen Intervallen zu ermitteln. Die 
erfordt;rlichen Höhenmeßpunkte sind im Raster des Abfallkatasters (höchstens 1000 
m2, TA Abfall 9.6.2) anzulegen. 
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Zwischenabdichtung bzw~ Abdeckung: nach 11.2.1 (h) derTASI (keine Angaben zu 
Setzungsmessungen); Verfahren zur Setzungs- und Verformungsmessung sind in Heft 
4/93 der LWA-Materialien "Oberflächenabdichtungen für Deponien" zusariunenge­
stellt. Über Probleme und Erfahrungen der Höhenvermessung der Deponiebasis .in 
Sickerrohren von Hausmülldeponien wurde auf der Tagung. der TU. Braunschweig 
1994 berichtet. Nach Möglichkeit sind für die Verformungsmessungen getrennte Lei­
tungen vorzusehen und - in Abhängigkeit von der jeweiligen Problemstellung - unter-
halb der Abdichtung anzuordnen. . 

Ais Orientit!rungswert für das Vermessungsraster von Setzungsmeßpegeln gilt ein Maß -
von 30 m x 30 m; es wird in kritischen Bereichen (z.B. durch unterschiedliche Schutt­
höhen, Wechsel der Abfallzusammensetzung, Veränderung der Betriebsweise) ver­
dichtet oder in unkritischen Bereichen aufgeweitet. 

Abb. 4: Setzungen und Verformungen der Deponieabdichtungssysteme 

Aßhang G, 3.1. 1 

Basis 
Höhenvermessungen der Sickerrohre im Entwässerungssystem; jährlich 
Vergleich mit Berechm!llgen . 

Oberfläche 
jährliche Ermittlung 
Vergleich mit Prognosen 
Raster tnax. 1000 m2 

Abdeckung 

Anhang G, 3.2.2 

TASI i 1.2. 1 

, bis zum Abklingen der Hauptsetzungen 
keine Angaben zu Setzungsmessungen 

Da all Altdeponien größere Setzungen auftreten, sind bei' der Zwischenabdichtung und 
nach dem Aufbringen der Oberflächenabdichtung Verformungen und Setzungen in 
kürzeren Intervallen zu ermitteln. Es wird ein vierteljährliches Intervall empfohlen, das 
entsprechend den Meßergebnlssen angepaßt werden kann. 
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3.4 Meteorologische Datenerfassung 

Abb. 5: Meteorologische Datenerfassung 

Anhang G, "I:abelle 

. . 

Niederschlagsmenge, Niederschlagsintensität, Temperatur (Min., 14.00 Uhr, Max.) , 
Windrichtung, Windstärke,.Verdunstung (Lysimeter oder Berechnung 

täglich (Tagessummenwert) 
Ermittlung nach DIN 19685 

Die Verdunstung spielt bei den ·erforderlichen Wasserhaushaltsbilanzen eine wese~tli­
che Rolle. Sie wird in der Regel nach Baude aus der Luftfeuchtigkeit und Temperlltur. 
von 14 Uhr und einem kulturspezifischen KoeffizIenten berechnet. Für die offene De­
ponieoberflä~he. wird vermutlich meistens der Koeffizient für. unbewachsenen Boden 
verwendet. Es ist allerdings fraglich, ob dieser das tatsächliche Verdunstilngsvermögen 
eines Abfallkörpers widerspiegelt. 

3.5 Erfassung der Wassermengen, die zur Aufstellung der Wasserhaus­
haltsbilanzen erforderlich sind 

Messung der Oberflächenwassermengen von· den überdachten, abgedeckten oder en­
. dabgedichteten Flächen und der Sickerwassermengen täglich (Anhang G, Tabelle Nr. 
2.3 bzw. 2.1); Funktionsfahigkeitsprüfung des Oberflächenabdichtungssystems anband 
der Wasserhaushaltsbilanz, Erfassung de{ Wasserabflußmengen auf dem Deponie­
oberflächenabdichtungssystem und der Verdunstung iI). der Nachsorgephase (Anhang 
G,3.2.3). 

:Neben der Niecterschlagsmenge gehört hierzu die Erfassung des auf der Oberfläche der 
rekultivierten Deponie abfließenden Wassers, des an der Oberfläche im Dränagesystem 
gesammelten Wassers und die Erfassung der SickerWassermenge. Beigrößeren Be­
triebsabschnitten sind diese für die Wasserhaushaltsbilanzen getrennt zu untersuchen. 

Ist die Oberflächenwassermenge für die gesamte Deponie nicht exakt zu ermitteln 
(z.B. wegen Fremdwassereinflüssenoder unkontrollierbare~ Versickerungen), kann sie 
an einem repräsentativen Deponieabschnitt gemessen und für die Wasserhaushaltsbi­
lanz der Gesam~lage umgerechnet werden. Eine kontinuierliche Aufzeichnung der 
Meßergebnisse ist sicherzustellen. Prüfung der' Funktionsfähigkeit der Sickerrohre . 
durch vierteljährliche10der (nach Erreichung von 2 m Abfallschütthöhe) jährliche Ka-· 
merabefahrung, ggf. Rohrreinigung (Anhang G, 3.1.2). 

Sind direkte Prüfungen bei Altdeponien (beispielsweise wegen der Unz~gänglichkeit 
der Sickerrohre) nicht möglich, ist die Deponie auf Sickerwassereinstau zu kontrollie-
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ren; ggf. sind Sickerwasserförderbrunnen zu installieren. Die Erfassungssysteme des· 
Oberflächenwassers .sind ebenfalls regelmäßig zu überprüfen. 

AbbJ6: Wassermengen zur Aufstellung der Wasserhaushaltsbilanzen 

Anhang G, 3.2.3 

. Deponieoberflächenabdkhtungssystem 
Wasserabflußmengen auf dem Deponieabdichtungssystem und die Verdunstung 
auf der Deponie erfassen 
Wasserhaushalt im System bilanzieren 

Anhang G, Tabelle 

Ernissionsdaten 
Oberflächenwassermengen von den überdachten oder abgedeckten bzw. endab­
gedichteten Flächen; täglich (Tagessmnmenwert) 
Sickerwassermenge; täglich (Tagessumrnenwert) 

Anhang G, 3. 1.2 

FunktionsfähigkeH der Sickerrohre 
durchgehende Kamerabefahrung bis 2 m Abfallschütthöhe vierteljährlich, dac 

nach jährlich 
bei Inkrustationen Rohrreinigung 

, . 3.6 Erfassung'der Qualität von Sickerwasser und sonstigen Wässern 

Untersuchung von Oberflächenwasser und Sickerwasser im ersten Betriebsjahr monat­
lich; bei erwartbarer Gleichwertigkeit der Meßergebnisse während der Meßintervalle 
Ausdehnung auf bis zu 3 Monaten möglich; Untersuchungsparameter entsprechend der 
Zusammensetzung der abgelagerten Abfalle; Sickerwasser: die Untersuchungsparame­
ter müssen Abschätzungen zum Einfluß auf das Deponieabdichtungssystem und Be~ 
trachtungen zum Auslaugverhalten des Deponiekörpers ermöglichen (Anhang G, Fuß-
note 1 zur Tabelle). ' -

Um Einflüsse des Alters, der Einbautechnik und der Abfallzusammensetzung erkennen 
zu können, ist nach Möglichkeit das Rohsickerwasser getrennt nach Entwässerungs­
einheiten zu beproben und zu analysieren. Unter "sonstigen Wässern" sind z.B. Ober-, 
flächenwasser gemäß Anhang G, Tabelle 2.3, und das Kondensat im Falle der Entga­
sung zu verstehen. 

Weitere Erläuterungen werden im Vortrag von Prof. Lendermann Zl:lf geplanten SüD-, 
Was gegeben. 

90 



Abb.7: Qualität von ,Sickerwasser und sonstigen Wässern 

Anhang G, Tabelle 

Sickerwassetzusammensetwng; regelmäßig (Analysen im 1. Betriebsjahr mo­
natlich; bei Gleichwertigkeit größerer Intervalle aufgrund der Datenauswertung 
Ausdehnung auf bis zu 3 Monaten möglich) , 
Oberflächenwasserzusammensetzung; regelmäßig 

Anhang e, 5.3 

, Kondensat; regelmäßig untersuchen ' 
Kondensatmenge (als Bemessungsgrundlage ist die Wassermenge anzusehen, 
die beim Abkühlen des Gases von 55 oe auf 20 oe 'entsteht) -

3.7 Überwachung der Temperatur an der Deponiebasis 

Jährliche Aufnahme von Temperaturprofilen in den Sickerrohren vor deren Spülung; 
gemäß Anhang G, 3.1.3 Ausdehnung des Meßabstandes auf bis zu 2 Jahre möglich (bei 
abgeschlosenen Deponieabschnitten und der Tendenz fallender Temperaturen). 

3.8 Deponiegasmessungen und Gaspegel zur Emissionsüberwachung 

Einrichtungen sind nur vorzusehen, wenn mit Deponiegas zu rechnen ist. 
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Abb. 8: Deponiegasmessungen und Gaspegel zur Emissionsüberwachung 
;: . 

Anhang G. Tabelle. 

Gasemissionen*; regelmäßig 
*DurchfUhrung der Deponiegasmessungen nach' dem "Meßprogramm zur 
Ermittlung der Massenkonzentrationen relevanter Schadstoffe ini Deponiegas 
und,'im Abgas von Deponiegasverbrennungsanlagen··(Hessische Landesanstalt 
für Umwelt, 1989) 

AnhangC 

Wirkungskontrollen der Entgasung auf 
offenen Abschnitten wöchentlich durch Deponiebetreiber, vierteljährlich 
durch Fremdkontrolle 
auf abgedic1!teten Abschnitten durch Fremdkontrolle, halbjährlich mittels 
FlD und ggf. regelmäßige Messungen in den Gaspegeln 

Deponiegasuntersuchungen 
gefaßtes Deponiegas mindestens jährlich 
erforderliche Emissionsmessungen an den Verbrennungs- und Behand­
lungsanlagen 

Bei den Deponien de~ Khisse I und II der TASI ist im allgemeinen nicht mit Gasbil­
dung zu rechnen. Zum Nachweis sind einfache Kontrolleinrichtungen vorzusehen bzw. 
Kontrollen durchzuführen. Während der Verfüllung können dies regelmäßige Oberflä­
chenbegehungen mit einem FlD-GasspÜfgerät und zur Ergänzung, mit einem PID-Gas­
spÜfgerät sein. An festgestellten Gasaustrittsstellen lassen sich. die Gasaustrittsraten 
durch eine Gasbox messen. . 

Um das Lang~eitverhalten der Abfallablagerungen zu erfassen, eignen sich tiefendiffe­
renzierte Gasmeßstellen, die mit der Abfallverfüllung hochgewgen oder nach Verfül­
lende in' den Deponieköipergebohrt werden müssen. Durch regelmäßige Gasabsaug­
versuche lassen sich die. Gaskon~iItrationen ermitteln. Die Meßstellen eignen sich 
auch zur Entnahme von Gasproben, anband derer die Gaszusammensetzung hinsicht­
lich der Hauptbestandteile Methan, Kohlendioxid, Stickstoff und Sauerstoff sowie der 
Spurenstoffe (leichtflüchtige Chlorkohlenwasserstoffe; Schwefelwasserstoff,Mercap-
tane)zu bestimmen ist. ~ 

Zur Gasproblematik bei Altdeponien wird auf den Vortrag von Prof. E~g verwiesen. 

4. Sonstige Kontrollen 

Im Entwurf der TASI von 1992 waren unter den vorzuhaltenden Meßeinrichtungen 
auch Einrichtungen zur Erfassung von Staubemissionen\lnd Von Liirmemissionen ent-
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halten; Sie -wurden wegen des hohen meßtechnischen Aufwandes und der fraglichen 
Bedeutung der Ergebnisse wieder gestrichen. So ist davon auszugehen, daß seinerzeit 
Abfallentsorgungsanlagen einschließlich. der Deponien wie Anlagen. nach dem 
BlmSchG betrachtet wurden; abgesehen von den Deponien, werden sie inzwischen 
rechtlich als BImSch-Anlagen eingeordnet. bies ergibt sich auch aus der Tatsache, daß 
im Anhang G, Tabelle Nr. 2.5 und 2.6 die regelmäßige Überprüfung der Gasemissio­
nen und der Geruchsemission gefordert wird. 

Gasemissionen (Abb. 7): Durch den Hinweis auf das anzuwendende Meßprogramm 
, (Fußnote 8) wird ersichtlich, daß es hier um die chemische Untersuchung des Rohga­

ses und des bei der Beseitigung oder Verwertung des Dei:>oniegases entstehenden Ab­
gases geht. Gasfackelnund Gasmotorenkraftwerke sind genehmigungspflichtige Anla­
gen nach dem BImSchG (Nr. 1.2 oder 8.1 der 4. BIniSchV). Es gilt demnach die TA 
Lüft, die. die Begrenzung, Messung und Bewertung der Emissionen anlagenspezifisch 
regelt. Daneben sind die maßgeblichen VDI-Richtlinien und Empfehlungen des Län­
derausschusses für Immissionsschutz (LAI) zu beachten. 

Geruchseffiission (Abb. 8): Die Fußnote 9 nennt VPI-Richtliriien, die die Olfaktome­
trie als Meßverfahren Zur Ermittlung von Geruchsschwellen und der daraus abgeleite­
ten Geruchsstoffkonzentrationen· behandeln. bieses Verfahren ist jedoch zur Erfassung 
der von einer Deponie flächenhaft ausgehenden Geruchsbelastung nicht zweckmäßig. 
Vielmehr ei~et sich hierfür die olfaktorische Erhebung im Rahmen einer Rasterbege­
hung mit Probanden. Die methodische Vorgehensweise ist in der Geruchsimmissions­
richtlinie (GIRL) in Verbindung mit der VDI~Richtlinie3940 dargestell~. Die Anwen­
dung der GIRL ist im Januar 1995 vom MURL erlassen worden. Da die Erhebung des 
Geruchs für das Untersuchungsjahr repräsentativ sein muß, _dauert sie mindestens ein 
halbes Jahr. Von daher wird es von den örtlichen Verhältnissen des Einzelfalles ab­
hängen, ob und in welcher· Form die Geruchsemissionsüberwachung . regelmäßig' 
durchgeführt wird .. 

Nach Nr. 3.2.1 Anhang G ist in der Nachsorgephase die Funktionsfähigkeit des Ober­
flächenabdichtungssystems zu kontrollieren. Ergeben sich aufgrund der Wasserhaus­
haltsbilanzen, Setzungsmesssungen und Begehungen der Oberfläche Anhaltspunkte für 
ein Versagen der Oberl1ächenabdichtung, ist diese freizulegen und zu sanieren. 

Zur Vervollständigung wirda,uf die Nr. 3.2.4 Anhang G ver:wiesen, in der weitere 
Selbstüberwachungsaufgaben zur Langzeitsicherung genannt sind (Zustand der Rekul­
tivierung und des'Entwässerungssystems, Nutzung der Oberfläche). 

. . 
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. Abb. 9: Sonstige Kontrollen 

Anhang G, Tabelle 

Geruchsemission*; regelmäßig (Betrieb) ggf. Kontrolle der Funktionstüchtigkeit 
der Gasdrains<;hicht (Nachsorge); .. 
*Bestimmurig entsprechend den VDI-Richtlinien 

Anhang G, 3.2.4 

Langzeitsicherungsmaßnahmen,ohalbjährliche Begehungen auf stillgelegter De­
.ponie· 

5. Bedeutung der Kontrollergebnisse 

Die ermittelten Ergebnisse sollen den definierten Zweck der Kontrollen erfüllen (vgl. 
Abb.l): 

Die Funktionsfilhigkeit der Abdichtungssysteme wird durchSetzungs- und Ver­
formungsmessungen, die Grundwasserqualität und die Wasserhaushaltsbilanzen 
nachgewiesen; für die Grundwassermeßstellen ist sie durch Vermessung, Befah­
rung, Pumpversuche uSW.zu überprüfen. 

Weniget konkret ist die Vorgabe, mit den Kontrollergebnissen die Einhaltung der 
Anforderungen an das Deponieverhalten nachzuweisen. Denn Anforderungen 
sind, wenn überhaupt, nur allgemein gestellt(das Grundwasser darf nicht beein­
trächtigt werden; die Sickerwllssermenge ist gering zu halten; das Abdichtungs­
system muß seine Funktion erfüllen usw.) und nicht eindeutig durch Zahlenwerte 
definiert. Von daher kommt der Auswertung und Bewertung der Ergebnisse eine 
besondere Bedeutung zu. 

Wie die Kontrollergebnisse zielgerichtet ausgewertet werden können, wird im Kapitel 
"Erklärung zum Deponieverhalten" (TASIIO.6.6.3) deutlich. Danach dokumentieren 
die numerischen Meßergebnisse zunächst den jeweiligen Zustand der Deponie, Durch 
die Darstellung des zeitlichen'Verlaufs der Zahlenwerte wird die Entwicklung der De~ 
ponie nachvollzogen. Hieraus läßt sich erkennen, ob die Entwicklung den Annahmen 
und Erwartungen entspricht, die der Planung zugrundegelegt wurden. Das Verhalten 

. der Deponie als komplexes, lebendiges System wird deshalb nicht allein durch die sta­
tistische Auswertung der Daten erfaßt, sondern erst durch die Interpretation aller Er­
gebnisse in ihrer Gesamtschau erklärbar. 
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6. Schlußfolgerung 

Die Selbstüberwachung der Deponie ist seitens der Deponiebetreiber im eigenen Inter­
esse durchzuführen - und nicht nur wegen der Erfüllung einer behördlichen Auflage. 
Von,daher gilt es auch als selbstverständlich, daß die Deponiebetreiber die Ergebnisse 
der laufenden Untersuchungen rechtzeitig auf Auffälligkeiten hin überprüfen. Denn 
mit eigenverantwortlicher Selbstüberwachung im Sinne der Gesetzgebung ist es nicht 
verträglich, daß Depöniebetreiber oder eine beauftragte Stelle sich mit der Fülle der 
Kontrolldaten erst bei der Erstellung des Jahresberichtes befassen. 
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Auswirkungen von unterschiedlichen 
Oberflächenabdeckungenl Abdichtungen 

auf das Emissionsl7erhalten von Altdeponien 

Dipl. -Biol.'in Krümpelbeck 

1. Einleitung 

Zur Zeit gibt e~ eine Reihe von Altdeponien, die noch nicht über eine Oberflächenab­
dichtung verfügen. Die 1993 in Kraft getretene TA Siedlungsabfall (TASI) fordert, daß ' 
nach Verfüllung eines Deponieabschnittes eine Oberfl-ä~henabdichtung aufzubringen 
ist Ausnahmen sind nur bei bereits rekultivierten Deponieabschnitten möglich. Eine 
Zwischenlösung gibt es ftir Deponien, bei denen mit großen Setzungen gerechnet wird. 
Für diese gibt es die Möglichkeit, mit dem Aufbringen der Enditbdichtung bis zum 
Abklingen der Hauptsetzungen zU: warten. Für den dazwischen liegenden Zeitraum soll 
eine Abdeckung aufgebracht werden. Deren Ziel soll ebenfalls die Minimierung der 
SICkerwasserbildung und die Verhinderung der Deponiegasmigi'ation sein. Hieraus er­
geben sich einige bis heute noch, nicht zur Genüge beantwortete Fragen. Bisher ist 
nicht bekannt, welche langfristigen Folgen für Sickerwasser und Gas durch die Auf­
bringung einer Abdichtung zu erwarten sind. Es ist ebenfalls größtenteils noch unbe­
kannt, wie sich der minimierte Wasserzutritt auf die anaeroben Zersetzungsprozessse 
auswirkt. Ein weiteres Problem stellen die.Setzungen dar. Aufgrund der Heterogenität 
des Altmüllkörpers ist die Dauer und die Größenordnung der Setzungen bis heute seht 
schwierig zu prognostizieren. ' 

Das Ziel einer im Auftrag des Landesumweltamtes NRW durchgeführten Studie zur 
Auswirkung von unterschiedlichen Oberflächenabdeckungen auf das Emissionsverhal­

,ten von Altdeponien ist die vergleichende Darstellung der ausgewählter Überwa- . 
. chungsdaten von 4 Altdeponien.'Es soll das langfristige Emissiortsverhalten dokumen­
tiert und den aus Laborversuchen gewonnenen Erkenntnissen gegenübergestellt wer-
den. ' 

2.· Charakterisierung der untersuchten Deponien 

Bei den in dieser Studie untersuchten Deponien handelt es sich um Hausmiilldeponien 
mit unterschiedlichen Anteilen an Bauschutt und Gewerbeabfallen. Die Deponien wur- . 
den zwischen 1972 und 1992 verfüllt. Die Deponie D wird zur Zeit noch verfüllt., Es 
handelt sich sowohl um endrekultivierteals auch "offene" Deponien ohne definierte 
Oberflächenabdeckung. Tabelle 1 zeigt eine Zusammenstellung der relevanten Depo-
niedaten; . - ' 
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Tabelle 1: Zusammenstellung der Deponiedaten 

Abfallzusarnmen­
setzung 

verwendetes Ma­
terial 

20cmAus­
gleichsschicht, 
50 cm Formsand, 

,20 cm Kies 0/32 
nut1 als Fiächen-

20 cm bis mehrere 
m Ausgleichs­
schicht, . 
30 cm Formsand, 
10 - 15 cm Ober-

drainage, 90 cm boden; 
Rekulti vierungs-
fahiger Boden, 
10 cm Oberboden. 

2.1 Gasmengen 

teilweise mit 1 m 
sandhaltigem Bo­
den abgedeckt und 
10 - 20 cm Re1cul­
tivierungsschicht. 

50 (:m bindiger 
Boden, I m kultur­
fahiger Boden. 

Für die Deponien wurden in Anlehnung an Rettenberger und Tabasaran [1981] und 
dem Handbuph Altlasten der LFU Baden-Württemberg [1992] Gasprognoseri erstellt. 
Es wurden zwei Ansätze gewählt. Ansatz A gründet sich auf einen organischen Koh­
lenstoffanteil von 220 kg/t, einem k-Wert von 0,04 und einer Temperatur von 33 oe. 
Der Ansatz B geht von einem Kohlenstoffanteil von 180 kg/t, einem k-Wert von 0,03 
und einer Temperatur von 22 oe aus. Für die Berechnung WUrde nur der jeweiHge 
Hausmüllanteil berücksichtigt. Es wurden außerdem keine weiterert Faktoren mitein­
bezogen. In Abb. 1 und 2 sind die Gasprognosen und die erfaBten' Gasmengen der De­
,ponien A und B dargestellt. Aus beiden Abbildungen ist zu ersehen, daB die Kurven 
der Daten der Gasmengenprognosen einen ähnlichen Verlauf zeigen. 

In beiden Fällen erfolgt zunächst ein kontinuierlicher Anstieg, dann eine sehr langsame 
Abnahme. Der Kurvenverlauf der Daten der erfaBten Mengen ähnelt sich {lbenfalls. 
Zuerst wird mehr Gas gefaBt als prognostiziert (A),dann verringern sicn die Mengen 
schneller als erwartet (A und B). Das erste Phänomen kann bei der Deponie B nur ten­
denziell erkannt werden, da hier nur drei Jahresmeßwerte vorliegen. 
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2.2 Gasqualität 

Bei der Gegenüberstellung der Gasqualität der Deponien A und B läßt sich erkennen, 
daß die Methangehalte der einzelnen Gasbrunnen auf beiden Deponien starken· 
Schwankungen unterworfen sind. Insgesamt sind die gesamten Methanvolumenprozen­
te der Deponie A rü(!kläufig., die der Deponie B stagnieren. 

2.3 Sickerwassermengen 

Beim Vergleich der Sickerwassermengen der D~ponien konnte eine große Mengenva­
rianz beobachtet werden. In der Abb .. 3 ist der Quotient aus Sickerwasser .und Nieder­
schlag dargestellt worden. 

Es zeigt sich, daß bei den Deponien,die über keine (C) bzw. nur eine teilweise Ab­
deckung (D) verfügen, die Sickerwassermengen 30 - 50 % des Niederschlags betragen. 
Bei den Deponien, die über eine Abdeckung verfügen (A und B), läßt sich insgesamt . 
ein sehr viel geringeres Sickerwasseraufkommen 'erkennen. Hier beträgt die Menge 

. lediglich 10 - 20 % des Niederschlags. Die geringe Menge von 10 % des Niederschlags 
wird allerdings nur von Deponie B erreicht, die zusätzlich zur Abdeckung über ein 
5%iges Gefalle verfügt. 

Ein weiteres Phänomen ist, daß abgesehen von Deponie D, bei allen Deponien zu An­
fang der Verfüllung ein hohes Retentionsvermögen zu erkennen ist. Der Abfall hat in 
diesem Fall eine Art Schwammwirkung [Weber; 1990]. Bei der Deponie D fließen re-
lativ konstante Sickerwassermengen ab. . 

2.4 Sickerwasserqualität 

Die Sickerwasserqualitäten der einzelnen Deponien sind zum Teil sehrunterschiedlich, 
ihr prinzipieller Verlauf ähnelt sich aber (Abb. 4 und 5). Die Daten, die als Indiz für 
die Schadstoffbelastung dienen~ sind in den ersten Betriebsjahren der jeweiligeri De­
poniesehr hoch. Ein Beispiel hierfür ist der CSB (Abb. 4). Die Werte für den CSB der 
Deponien variieren zwischen 38~000 mgll CSB (B) und 5.000 mg/l CSB (D). Nach ca. 
10 -15 Betriebsjahren erreichen die CSB-Werte Konzentrationen von ungefähr 
500 - 3000 mg/l. Ein weiterer" Paramt';ter für die Güte des Sickerwassers ist der Quoti-
ent BSB 5/CSB (Abb. 5). . 

Die biochemische Stabilisierung einer Deponie und das Ende der stabilen Methanphase 
wird dadurch angezeigt, daß im Sickerwasser der Quotient einen Wert von unter Q.,1 
annimmt. In diesem Fall sind weniger als 10 % der organischen Stoffe noch biologisch 
abbaubar [LFU Baden-Württemberg, 1992]. 
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In Abb. 5 sind die Werte für die untersuchten Deponien dargestellt. Anband der Abbil­
dung wird deutlich, daß der Wert 0,1 nach etwa 15 Jahren errejcht wird. Dies würde 
bedeuten, daß bereits zu die~em Zeitpunkt nur noch ein geringer Anteil an biologisch 
abbau barer Substanz im Abfallkörper vorhanden ist. 

2.5Setzungen 

Seit ·1986 werden auf der Oberfläche der Deponie A Setzungsmessungen durchgeführt; 
seit 1990 auch auf c;ler Deponie B. Bei den beiden anderen Deponien wurden bisher 
noch keine Setzungspegel vermessen. Auf der Deponie A betragen die Setzungen zwi­
schen 1 .und6 % der Abfallhöhe. In· absoluten Zahlen sind dies zwischen 17 und 
94 cm. Hierbei zeigten sich die prozentual größten Setzungen auf dem zuletzt verfüll­
ten Abschnitt. Letzteres konnte auch auf der Deponie B beobachtet werden. Hier wur­
den insgesamt geringere Setzungen gemessen. Die Setzungen betrugen zwischen 0,6 
und 4 % der Abfallhöhe. Dies entspricht 10 - 57 cm. Anband der sich ergebenden Set­
zungsprofile und -linien können deutliche Untetschiede der beiden Deponien erkannt 
werden. 

Die Setzungsprofile der Deponie A zeigen, daß auf dem Deponiegelände größere plane 
Flächen ausgebildet wurden. Hier kann es zu einem Regenwassereinstau kommen. Ein 
gegensätzliches Bild ergibt sich auf der Deponie B. Hier sind keine ausgeprägten plac 
nen Flächen zu verzeichnen. Stattdessen erkennt man dort ein ausgeprägtes Gefalle, 
was auf einen hohen Oberflächenabfluß schließen läßt. 

3. Diskussion der Ergebnisse 

Die Zielsetzung der Studie ist, das langfristige Verhalten von Deponien darzustellen 
und gleichzeitig allgemeine Tendenzen aufzuzeigen. 

3.1 c Vergleich der erfaßten Gasmengen mit den prognostizierten Mengen 

Die Kurven, die sich aus den Daten der Gasmengenprognosen der hier untersuchten 
Deponien ergeben, weisen alle eine charakteristischen Verlauf auf. In den Jahren der 
Verfüllung erfolgt ein steiler Anstieg der Mengen. Je kürzer der Verfüllup.gszeitraum, 
desto steiler ist die sich daraus ergebende Kurve. Danach erfolgt eine kontinuierliche 
Abnahme, die viel langsamer ist als zuvor die Zunahme. 

Die erstellten G\lsmengenprognosen treffen auf die hier analysierten Deponien nur be-
. dingt zu. Der Gasrnengenrückgang erfolgt bei den betrachteten Deponien schneller iüs 
aufgrund der Prognose zu erwarten gewesen wäre. Aufgrund dieser TatsCache lassen· 
sich keine v~rläßlichen Prognosen für die Dauer der Entgasung abgeben. In der Litera­
tur findet man sehr unterschiedliche. Angaben. Ehrig [1987] nennt einen Zeitraum von. 
70 - 150 Jahren, Baccini und Belevi [1992] sprechen sogar davon, daß organische Stof­
fe noch mehr als 1000 Jahre aus der Deponie auslaugen können. Nach so langer Zeit 
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werden in den untersuchten Deponien nur dann noch nennenswerte Gasmengen auftre­
ten, wenn große Teile der Deponien bisher zu trocken waren, um durch Mikroorganis­
men verstoffwechselt zu werden. 

3.2 Sickerwassermengen auf den Deponien 

Aus dem Vergleich der flächenbezogenen Sickerwasserdaten der Deponien lassen sich 
drei Trends erkennen: . 

Erstens, bei Deponien ohne vollständige und -qualifizierte Abdeckung liegt das 
Sickerwasseraufkommen ungefähr zwischen 30 und 50 % des Niederschlags 
(Deponie C undD). Ehrig prognostizierte 1989 ein Sickerwasseraufkommen von 
30 - 40 % des Niederschlags für diesen Deponietyp. Deponienrnit vollständiger· 
Abdichtung bzw. Abdeckung haben ein Sickerwasseraufkommen von ungefähr 
10 - 20 % des Niederschlags (Deponie A und B). Die Sickerwasserqualität hat 
sich tr()tz dieser Verringerung nicht verschlechtert, sondern -kontinuierlich ver­
bessert. 

Zweitens, bei den drei älteren Deponien A, B undC ist ein hohes Wasserrückhal­
tevermögen inden Anfangsjahren zu beobachten. Erst nachdem ein bestimmtes 
Maß überschritten wird, gibt der Abfall das Wasser wieder ab. 

Drittens, mit Hilfe der Daten läßt sich erkennen, daß nicht nur die Qualität der. 
Oberflächenabdeckung bei der Verringerung der Sickerwassermenge wichtig ist, 
sondern auch die Geometrie der Abdeckung. Eine wichtige Rolle spielte hierbei 
das Gefalle der Deponie B. Das Gefälle ist ein wesentlicher Punkt für die gerin­
geren Sickerwassermengen dieser Deponie gegenüber der Deponie A. 

3.3 Vergleich der Sickerwasserqualitätller unterSuchten Deponien 

Charakteristisch für den Verlauf der Kurven der Sickerwasseranalysen ist, daß die ge­
messenen Daten nach 10 Jahren geringe Werte erreichen. Eine Ausnahme bildet die 
Deponie D. Ihre Analysen zeigen von Anfang an keine extrem erhöhten Werte. Die ge­
messenen Chloridionenwerte weichen von diesem Muster ab. Sie sind höher als bei 
allen anderen Deponien. Kruse [1993] berichtet, daß erhöhte Chloridionenkonzentra­
tionen mit der Ablagerung von Salzschlacke aus dem Alurecyc1ing in Verbindung ge­
bracht werden können. Dies wäre für den vorliegenden Fall eine Erklärung. Die anson­
sten' geringen Belastungen könnten dadurch erklärt werden, daß aUfgrund des beson-

. ders verdichteten Einbau des Abfalls, dieser keine Schwammwirkungmehr zeigt und 
. so eine Aufkonzentration an Schadstoffen im Sickerwasser unterbleibt. Eine andere 
Möglichkeitwäre, daß durch die Umstellung der Deponiebetriebe vom Kippkantensy­
stem in den siebziger Jahren zum Schichteneinbau die Saure Phase verkürzt wird und 
somit der Schadstoffaustrag im Sickerwasser verringert wird, Hierzu berichteten be-
reits Kruse und Kayser [1993]. - , 
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Bei allen anderen Deponien werden am Anfang sehr hohe CSB- und BSBs-Werte ge­
messen. Danach fallen sie kontinuierlich ab. Die Sickerwasserfracht ist in diesen Fäl­
len ein Indikator für die im Abfall stattfindenden Zersetzungsprozesse. Zuerst fmdet 
die anaerobe saure Gärung statt, bei der große Mengen an niederen Fettsäuren ausge­
tragen werden. Dies hat hohe CSB- uild BSB5-Werteund einen hohen Quotienten aus 
den bei den Parametern zur Folge [Ehrig, 1989]. In d,er anaeroben Methanphase verrin­
gern sich die Werte dieser Parameter. Ein weiterer Grund für die hohen Sickerwasser­
belastungen dieser Deponien liegt in dei geringen Sickerwassermenge. ,Dadurch wer-
den die Schadstoffe zusätzlich aufkonzentriert. . 

3.4 Vergleich der Setzungen 

, Insgesamt wurden im Untersuchungszeitraum geringe Setzungen gemessen. In der Li­
teratur geht man von Setzungen zwischeJ1lO und 30 % aus [Jessberger, 1992]. Die Ur­
sache liegt möglicherweise am Zeitpunkt qer Messungen. Die Deponie A war bereits 3 
Jahre geschlossen, die Deponie B sogar 5 Jahre. Somit konnten die Erstsetzungen nicht 
erfaßt werden. 

Detaillierte Setzungsmessungen und -auswertungen liegen von der Deponie Leppe vor 
[Schrnidt, 1993]. Bei dieser Deponie wurden in den ersten 5 Jahren nach der Verfül­
lung Setzungen zwischen 5 und 9 % gemessen. Im Vergleich dazu sind die auf den 
Deponien A und B gemessenen Werte angesichts des späteren Zeitpunkts des Meßbe­
ginns relativ groß. Eine Erklärung könnten die kurz vor Aufbringung der Pegel durch­
geführten Rekultivierungsmaßnahmen sein. Hierdurch wurde eine zusätzliche Auflast 
aufgebracht, wodurch die Setzungen möglicherweise erneut in Gang bzw. verstärkt 
wurden. 

4. Zusammenfassung 

In dieser Studie wurden die Überwachungsdaten von vier SiedlungsabfaIldeponien 
ausgewertet. Dabei hat sich gezeigt, daß die hier untersuchten Deponien innerhalb von 
10 - 15 Jahren nach ihrem Abschluß ungeflihr 90 % ihrer biologisch abbaubaren, im 
Sickerwasser nachweisbaren, Schadstoffracht reduzieren. Außerdem wurde demon­
striert, daß bei den gänzlich unabgedeckten Deponien zwischen 30 und 50 % des Nie­
derschlages als Sickerwasser anfallt, bei,zwischen- und endrekultivierten hingegen nur 
10 - 20 %. Die Einhaltung eines 5%igen Gefalles für die DeponieQberfläche war hier­
bei von ausschlaggebender Bedeutung. Dlldurch ließ sich die_Menge auf der Deponie 
B auf 10 % reduzieren. 

Zudem konnte gezeigt werden, daß die in Anlehnung an Rettenberger und Tabasaran 
erstellten Gasmengenprognosen im Falle der Deponien A und B von langfristig zu ho-

, hen Gasmengen ausgehen. Auf den Deponien traten ,im, Gegensatz zur Prognose kurz­
zeitig (5 Jahre) sehr viel höhere Mengen auf. In den folgenden Jahren nahm die Menge 
aber erheblich ab. Für den langfristigen Verlauf können z\:Jm jetzigen Zeitpunkt nur 
erste Hinweise gegeben werden. Voraussichtlich gehen die Gasmengen (Deponie A 
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und B) innerhalb von ungefähr 10 - 15 Jahren auf sehr geringe Werte zurück: Je länger 
eine Deponie verfüllt wird, desto länger wird die· Deponie nach der Schließung noch 
Gas produzieren. 

Ehrig konnte 1991 in Laborversuchen zeigen, daß, sobald der Quotient BSBs/CSB 
. unter den Wert 0,1 sank, bereits 62, 4 - 96,8 % der Gesamtmethanmenge produziert 
worden war. Dieses Ergebnis würde die obige These unterstützen. 

Anband der ausgewerteten Setzungsmessungen wurde demonstriert, daß auch nach 
mehreren Jahren noch mit Setzungen zwischen 1 - 6 % der Abfallhöhe zu rechnen ist. 
Besonders, wenn eine Auflast in Form einer Oberflächenabdichtung aufgebracht wird, 
können die Setzungen verstärktbzw. erneut wieder in Gang gebracht werden. 
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Entwurf einer neuen Richtlinie zur 
Selbstüberwachung bei Deponien 

Teilbereich Wasser 

Prof. Dr. Lendennann, GRS Paderborn 

Zusammenfassung 

Der vorliegende Entwurf sieht ein gestuftes Vorgehen für die Selbstüberwachung von _ 
Deponien im Teilbereich Wasser vor. Die enge Zusammenarbeit detBeteiligten, pro­
blemorientiert anpaßbare Parameterpak~te und Flexibilität im zeitlichen Ablauf, sollen 
unter Beachtung ökonomischer Aspekte eine gute Qualität der Ergebnisse sicherstel­
len, wobei neue·wissenschaftlic~e Erkenntnisse jederzeit eingebracht werden können. . 
Für die praktische Durchführung ist die einheitliche Struktur bei Sickerwasser- und 
Grundwasseruntersuchungen besonders vorteilhaft. 

Einleitung 

Die Selbstüberwachung von Grund~, Sicke~- und Oberflä~henwasser bei Deponien er­
folgte bisher nach den Vorgaben der "Richtliine für das Vorgehen bei physikalischen 
und chemischen Untersuchungen im Zusammenhang mit der Beseitigung von Abfällen 
(WÜ77)" der LAGA. Seit Erstellung dieser RichtlInie hat es einige neue Erkenntnisse 
über deponietypische . Parameter gegeben, insbesondere über organische Inhaltsstoffe. 
Um diesen Erkenntnissen Rechnung zutragen, wurde der in der WÜ77 vorgegebene 
'Untersuchungsumfang von den Verantwortlichen vor Ort vielfach erweitert. Die Aus: 
wertung des vorhandenen umfangreichen Datenmaterials aus der Deponieüberwachung 
zeigt, daß die zur Zeit durchgeführten Untersuchungsprogramme die standorttypischen 
und abfallspezifischen Besonderheiten oft nur unzur~ichend berücksichtigen. Ein fle­
xibles Vorgehen, das einerseits alle für die jeweilige D~onie aussagekräftigen Para­
meter berücksichtigt 'und andererseits auf nicht aussagekräftige Parameter verzichtet, 
ist aus ökonomischen und überwachungstechnischen Gründen anzustreben. Aus diesen 
Gründen, und durch die Notwendigkeit einer Konkretisierung der Anforderungen der 
TA Siedlungsabfall in NRW, wurde ein neues Konzept erarbeitet, das nun im Entwurf 
vorliegt. Dieser Entwurf wird zur Zeit in einer Arbeitsgruppe der Bundesländer disku­
tiert. Mit einer endgültigen Fassung ist in Kürze zu rechnen. 

Zielsetzung 

Das Konzept dieser neuen Richtlinie verrolgt drei wesentliche Ziele. Eine größtniögli~ 
ehe Flexibilität bei der Anpassung an deponiespezifische Besonderheiten, die Be­
schränkungder Untersuchungen auf ein unbedingt notwendiges Maß, und die Stärkung 
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der Eigenverantwortung des Deponiebetreibers. Damit sind zukünftig aussagekräftige 
Ergebnisse zu erwarten, die den Stoffinhalt des Abfallkörpers lind die typischen 
Standortbedingungen berücksichtigen, aber nicht aussagekräftige Untersuchungen 
venneiden und damit Kosten minimieren. . . 

Bewußt wird auch eine Stärkung der Eigenverantwortung des Deponiebetreibers an­
gestrebt. Der Betreibermußin alle Maßnahmen mit einbezogen werden, z.B. die Fest­
legung der Programmpakete, die Festlegling der zeitlichen Untersuchungsabfolge, oder 
die örtliche Festlegung und Ausstattung der Probenentnahmestellen. Damit ist eine en­
ge Zusammenarbeit zwischen Deponiebetreiber, Überwachungsbehörde und den mit 
der Durchführung der jeweiligen Maßnahmen beauftragten Personen oder Instituten 
unerläßlich. Eine regelmäßige, mindestens jährliche Besprechung der Untersuchungs­
ergebnisse und die gemeinsame Festlegung zukünftiger Maßnahmen ist durchzuführen. 

Untersuchungsprogramm 

Das Untersuchungsprogramm unterscheidet zwischen verschiedenen Wassertypen, wie 
Grundwasser, Sickerwasser, Oberflächenwasser und gegebenenfalls Einleitungen in 
Fließgewässer . 

Bei den chemischen und physikalischen Untersuchungen gibt es zwei verschiedene 
Untersuchungstypen, das Standardprogramm und das Übersichtsprogramm. Das Stan­
dardprogramm besteht aus Parameterpaketen mit einem Minimalsatz an Untersu­
chungsparametern, das Übersichtsprogramm besteht aus Parameterpaketen mit einem 
erweiterten Satz an Untersuchungsparametern. Das Standardprogramm wird in kurzen 
Zeitabständen wiederholt, das Ubersichtsprogramm kommt in größeren Zeitabständen 
zur Anwendung. . 

Die Parameterpakete gliedern sich' in Messungen vor Ort, obligatorische Messungen 
im Labor (paket A), erweiterte Messungen im Labor (pakete BI und B2) und Mes­
sungen im Labor, die Standardprogramme bedarfsgerecht ergänzen (Paket B*l). Die 
schematische Abfolge ergibt sich aus der nacl}stehenden Graphik. 

*) B ist ein bedarrsgerechter Auszug aus den Paketen BI und B2 
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Tabelle 1: Beispielhafter schematischer AblaUf der Wasserüberwachung bei 
Deponien 

Ubersichtsprogramm [Ü] Beginn 

Messungen I paket1 Paket I Paket 
vor Ort A Bi B2 

Festlegung des 8tandardprogramms [8] 

8tandardprogramm [8] 

Messungen Paket 1 Paket 
I vorOrt A B* 

Übersichts programm [Ü] Wiederholung 

Messungen 1 Paket I. Paket 1 Paket 
vor Ort A. Bi B2 

Änderungen 
Ja erforderlich? nein 

B* ist ein bedarfsgerechter Auszug aus den Paketen Bi und B2. 

Die Parameterpakete, insbesondere die des Übersichtspiogrammes, decken den Über­
wachungsumfangim Regelfall ab. In Sonderfällen kann darüber hinaus die Festlegung' 
spezifischer Einzelparameter erforderlich werden. 

Vor Inbetriebnahme und im ersten Jahr der Betriebsphase sind umfangreiche Untersu­
chungen als Übersichtsprogramm durchzuführen, damit der Ausgangszustand ausrei­
chend dokumentiert wird und alle standorttypischen bzw. abfallspezifischen Besonder­
heiten erkannt werden. Während der nachfolgenden Betriebsphase wird anhand der 
Ergebnisse aus dem Übersichtsprogramm ein' an die jeweilige Deponie angepaßtes 
Standardprogramm zusammengestellt. Dieses Standardprogramm stellt einen Auszug 
aus dem Übersichtsprogramm dar und dient der regelmäßigen Kontrolle. Zusätzlich 
werden in der Betriebsphase, im Regelfall nach 3 Jahren, Untersuchungen dem Über­
sichtsprogramm entsprechend durchgeführt. Diese Untersuchungen sind erforderlich, 
um das Standaroprogramm hinsichtlich seiner Aktualität zu überprüfen und ggf. den 
jeweiligen Betriebszuständen der Deponie anzupassen. In der Nachsorgephase werden 
die Untersuchungen weitergeführt, wobei eine zeitliche Streckung erfolgen kann. Der 
zeitliche Ablauf ist beispielhaft in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. . . 
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Tabelle 2: Beispielhaftes Zeitschema für die Wasserüberwachung bei Deponien 

Liegt bei Altdeponien umfangreiches Datenmaterial aus einem Zeitraum von minde­
stens 3 Jahren vor, so kann unter Berücksichtigung des Datenbestandes mit der Über­
sichtsanalyse des 5. Beiriebsjahres begonnen werden. ­

Durchführung der Untersuchungen . 

Die Auswahl und Anzahl der Probenahmestellen sind für die Qualität der Überwa­
. chung von ausschlaggebender Bedeutung. Sie müssen für die Fragestellungrepräsen­

tativ sein und sich nach den örtlichen Gegebenheiten richten. Für · das Grundwasser 
sind zusätzlich die lokalen geologischen und hydrogeologischen Verhältnisse entschei­
dend. Praktische Gesichtspunkte, wie z.B. die Schaffung einer guten Zuwegung, die 
Zugänglichkeit mit Geräten und .die Sicherung der Probennahmestellen gegen Beschä­
digung sind zu beachten. 

Untersuchung von Sickerwasser 

Das Sickerwasser wird durch die abgelagerten Abfälle, sowie durch die Betriebsweise 
der Deponie bestimmt. Für Sicke~wasser von Deponien gemäß;TA Siedlungsabfall, TA 
Abfall, sowie von Altdeponien wird ein Untersuchungsprogramm(Übersichts- .und 



Standardprogramm) festgelegt, das vom Autbau und zeitlichem Ablauf gleich ist. Die 
vorstehenden Ablaufschemata finden Anwendung. 

Das Übersichtsprogramtn gliedert sich in Messungen vor Ort und in die Parameterpa­
kete A, BI und B2' Die Messungen vor Ort und das Paket A beinhalten unverzichtbare 
Parameter, die zu jeder Analyse gehören. Bei Monodeponien können in begründeten 
Ausnahmefällen einzelne Parameter des Untersuchungspaketes A dem Paket BI zuge­
ordnet werden. Aus den Parameterpaketen BI und B2 sind die Parameter als Paket B in 
das Standardprogramm zu übernehmen, die sich bei der Sickerwasseruntersuchung im 
Übersichtsprog~amm als relevant für die Deponie. herausgestellt haben. 

Tabelle 4 enthält den Parameterumfang für die Sickerwasseruntersuchungen. 

Untersuchung von Grundwasser 

Das Untersuchungsprogramm für Grundwasser entspricht im Autbau und Prinzip dem 
Programm für die Sickerwasseruntersuchungen. Bei einem Schadensfall ist zu erwar­
ten, daß das Grundwasser Verunreinigungen aufweist, die auch im Sickerwasser vor­
handen sind. 

Das Übersichtsprogramin gliedert sich in Messungen' vor Ort und in die Parameterpa­
kete A, BI und B2' Die Messungen vor Ort und-das PaketA beinhalten unverzichtbare 
Parameter, die zu jeder Anfllyse gehören. Bei Monodeponien können in begründeten 
Ausnahmeflillen die Parameter Bor, Fluorid und Cyanidgesamt dem Parameterpaket 
BI zugeordnet werden. Aus den Parameterpaketen BI und B2 sind die Parameter als 
'Paket B in das Standardprogramm zu übernehmen, deren Relevanz sich im Übersichts-
programm ergeben hat. . 

, 
, Tabelle 5 enthält den Parameterumfang für die Grundwasseruntersuchungen. 

Die Beprobung von Grundwasser sollte grundsätzlich durch Abpumpen der Grundwas­
sermeßstellen erfolgen. Besondere Gegebenheiten können auch andere Techniken, z.B. 
Schöpfen, erforderlich machen. In jedem Fall sind die Einzelheiten der Probenahme 
der Problemstellung anilupassen. . 

Eine besondere Bedeutung kommt bei der Grundwasserüberwachung den vor Ort ge­
messenen Parametern zu. Sie sind die einzigen Meßgrößen, die eine Aussage über 
zeitliche Veränderungen der Wasserqualität während der Beprobung liefern können. 
Diese Informationen sind für die Wahl des geeigneten Probeentnahme-Zeitpunktes 
wichtig: Darüber hinaus bietet die Kenntnis des zeitlichen Verlaufes der vor Ort ge­
messenen Parameter aber auch eine unverzichtbare Information für die Bewertung der 

. im Labor ermittelten Daten. Sie lassen beispielsweise die Repräsentativität von Labor­
ergebnissen für den Grundwassercherriismus in der Umgebung der Beprobungsstelle 

,erkennen. 
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Tabelle 4: Parameterumfang bei der Sickerwasserüberwachung 

*) nach dem jeweils gültigen Stand der Deutschen Einheitsverfahren (DEV) 
**) Quantifizierung nach den gültigen DEV oder anderen anerkannten Verfahren 
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Tabelle 5: Parameterumfang bei der Grundwasse~berwachung 

~) nach dem jeweils gültigen Stand der Deutschen Einheitsverfahren (DEV) 
") Quantifizierimg nach den gültigen DEV oder anderen anerkannten Verfahren 
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Beim Abpumpen der Meßstetle sind folgende Parameter kontinuierlich aufzuzeichnen 
und als Bestandteil der Operwachungsmaßnahme mitden Analysendaten zu dokumen­
tieren: 

Wassertemperatur, 
pR-Wert, 
Leitfähigkeit, bezogen auf 25°C, 
Sauerstoff, 
TrQbung. 

Ebenfalls sind nach Möglichkeit die geförderte Was~ermenge und der Verlauf der Ab­
senkung des Grundwasserspiegels beim Abpumpen zu dokumentieren. 
, 

Untersuchung von Oberflächenwasser 

Auf der Deponie entstehen in den verschiedenen Anlagenbereichen Oberflächenwäs­
ser, die unterschiedlich belastet sein können. Zu den gesondert zu betrachtenden Berei­
chen zählen u.a. Verkehrsflächen, Lagerflächen: noch nicht 'mit Abfall beaufschlagte 
Ablagerungsflächen, Zwischenabdeckungen, sowie der Oberflächenabfluß von rekul­
tivierten Deponieabschnitten. 

Bei der Ableitung von Oberflächenwasser ist grundsätzlich zu unterscheiden nach: 

a) Einleitung in den Untergrund bzw. in ein Gewässer und 
b) Einleitung in di~ Kanalisation bzw.Ableitungzur Sickerwasserbehandlungsan­

lage 

Bei der Einleitung von Oberflächenwasser aus erwartungsgemäß unbelasteten Berei­
chen in den Untergrund bzw. in ein Gewässer, ist dieses auf die in Tabelle 3 aufgeführ­
ten Parameter zu untersuchen. Bei diesem Parameterumfang handelt es sich um ein 
Mindestprograrnm, das den Standortbedingungen im Einzelfall entsprechend zu ergän­
zen ist. 

. Bei der Direkteinleitung in ein Gewässer sind darüber hinaus Untersuchungen entspre­
chend den "Allgemeinen Güteanforderungenfür Fließgewässer (AGA)" [LWA-Merk­
blatt Nr.7, Entscheidungshilfe für die Wasserbehörden in wasserrechtlichen ErlaiJbnis­
veifahren, 1991] zu berücksichtigen. 

Bei der Ableitung in die Kanalisation sind die Anforderungen zum Betrieb öffentlicher 
Abwasseranlagen (Ortssatzung) zu beachten. 
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Tabelle 3: Mindestpararneterumfang für die Untersuchung von Qberflächenwasser 
bei Einleitungin den Untergrund bzw.in ein Gewässer ' 

Abfluß (falls nicht möglich, qualitative 
Agaben) 

Berichterstattung 

Die Untersuchungsergebnisse sind der; zuständigen Überwachungsbehörde unaufge­
fordert, entsprechend den Vorgaben der TA.Siedlungsabfall bewertet Imd in den Jah­
resbericht ~ingebunden, 3 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres vorzulegen: 

Darüber hinaus kann die Überwachungsbehörde weitergehende Anforderungen zur 
Vorlage der Ergebnisse im Einzelfall treffen. 

Weitergehende Angaben zur Vorlage und Bewertung der Analysendaten als Dokument 
bzw. zur t'rbermitilung der Daten auf Datenträger sind der Richtlinie "Angaben zur 
Übermittlung und Bewertung von Überwachungsdaten für den Jahresbericht" 
(Fertigstellung August 1995) zu entnehmen. . 
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G:rundsätzliche Vorgehensweise bei der Beurteilung 
der Gleichwertigkeit von alternativen 
Abdichtungssystemen durch das Dmt, 

BD Dipl.-Ing. Herold, DIBt Berlin 

1. Einleitung 

D~ponien sind Bauwerke, die zunächst der geordneten Sammlung von Abfällen und 
ggf. auch deren Verwertung durch Umwandlungs- und Autbereitungsprozesse dienen. 
Sie müssen zu diesem Zweck so hergestellt und betrieben werden, daß die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere qas Leben oder die Gesundheit der dort tätigen 
Menschen, nicht geflihrdet werden. Deponien sind aber vor allem auch Bauwerke, die 
so konstruiert sein müssen, daß sich aus <:lern dem abgelagerten Deponiegut keine Ge­
flihrdungen unserer natürlichen Lebensgrundlagen wie Luft, Boden und Wasser erge­
ben. Hierzu bedarf es besonderer Abdichtungsmaßnahmen, die angepaßt an das vor-

. handene Geflihrdungspotential einen optimalen Schutz garantieren. Ihre Gebrauchs­
tauglichkeit ist nachzuweisen. 

Eine besondere Problematik, die in diflser Form bei kaum einem anderen Bauwerk 
auftritt, ist, daß diese Maßnahmen über Zeiträume von mehreren humlert Jahren funk. 
tionieren müssen. Über das Langzeitverhalten der zu verwendenden Materialien gibt es 
jedoch. vielfach nicht immer ausreichende Kenntnisse. Deswegen wäre grundsätzlich 
eine Kontrolle der Funktion der Abdichtung zu fordern. Eine andere Frage ist, ob und 
wie sie für derartige Zeiträume zu garantieren ist. 

Gerade der Aspekt der Dauerbeständigkeit prägt ganz wesentlich die nun schon seit 
längerem apdauernde Diskl!ssion um die vorgesehenen Rege1abdichtungssysteme und 
deren mögliche Alternativen. Sie wird wohl-auch nie zu Ende geführt werden können, 
so daß letztlich mehrheitliche Meinungen, Einschätzungen und Erfahrungen einer 
möglichst breit angelegten Fachöffentlichkeit zu verantwortbaren Lösungen führen 
müssen. 

Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) befaßt sich seit Anfang 1993 in einem ei­
genen Referat mit Fragen der Deponietechnik und hier vor allem auch mit der .Bewer­
tung von alternativen Deponieabdichtungssystemen. In den folgenden Abschnitten soll 
daher ein Einblick' in den :ßeratungsstand zu den hierfür maßgebenden Grundlagen 
sowie in die derzeit laufenden Zulassungsverfahren für alternative Abdichtungen ge­
geben werden. 
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2. . Rechtliche Grundlagen 

Die komplexe Aufgabep.stellung fm: eine Deponie führt dazu, daß unterschiedliche 
Rechtsbereiche unseres Gemeinwesens an der Funktion der Deponie als Ganzes je­
weils aus ihrer Verantwortlichkeit und Zuständigkeit heraus interessiert sind und ggf. 
eigene Anforderungen stellen. 

Abfallrecht - Abfallgesetz (AbfG) 1986, 1993 

Bauordnungsrecht - Musterbauordnung (MBO) 1993 
Landesbauordnungen (LBO) 1994/1995 

Wasserrecht - Wasserhaushal~gesetz(WHG) 1986, 1992 

NaturschutzreCht - Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 1987, 1990 

Umweltrecht - Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) 1990 

Raumordnungsrecht - Raumordnungsgesetz (ROG), 1989, 1991 

Verwaltungsrecht - Verwaltungsverfahrengesetz (VwVfG), 1976 
(Planfeststellungsverfahren) 

Bergrecbt - Bundesberggesetz (BBergG) 1980, 1990 .. 

Detaillierte Anforderungen an die Konstruktion des Bauwerks Deponie und dessen 
Abdichtung werden dabei vom Abfallrecht und vom Baurecht gestellt; während die 
anderen Rechtsbereiche vorwiegend bei der Planung der Maßnahme zu berücksichti­
gen sind. 

Die primäre Zuständigkeit hat das Abfallrecht, das auch im Genehmigungsverfahren 
die Belange anderer Rechtsbereiche mit zu berücksichtigen hat. Die genannten Gesetze 

, sind bis auf die Bauordnung Bundesgesetze, die vielfach durch Verordnungen, Ver­
waltungsvorschriften und Ländergesetze umgesetzt und konkretisiert werden. 

2.1 Abfallrecht 

Die Umsetzung des Abfallgesetzes (AbfG) [1] erfolgt durcl1 die rechtlich verbindli­
chen Verwaltungsvorschriften TA-Abfall (TA-A) [2] und TA-Siedlungsabfall (TA-Si) 
[3]. Hierin werden u.a. abgestuft nach Deponieklassen sogenannte Regelaufbauten für 
AbdicptuRgssysteme an Deponiebasis und -oberfläche festgelegt. 

Als Basisabdichtung für die Peponieklasse 11 und die sogenannte Sonderabfalldeponie 
nach TA-A (im weiteren Deponieklasse ID) genannt, ist die Kombinationsabdichtung 
bestehend aus einer Kunststoffdichtungsbahn auf einer mineralischen Abdichtung un­
terschiedlicher Mächtigkeit vorgesehen. Der Einsatz von alternativen Abdichtungen 
wird ausdrücklich ermöglicht, wenn die "Gleichwertigkeit" mit dem Regelsystem 
nachgewiesen wird. Offen blieb bisher jedoch, wie diese Gleichwertigkeit nachzuwei-
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sen ist und wo hierlür die Zuständigkeiten bei möglichst einheitlicher Vorgehensweise 
für alle Bundesländer liegt. -

Als Gutachter für entsprechende Eignungsnachweise werden in den Verwaltungsvor­
schriften die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM) und das Deut­
sche Institut für Bautechnik (DlBt) genannt. 

. Zulassungen für Kunststoffdichtungsbahnen werden auf der Basis eines niedersächsi-
schen Erlasses seit 1989 von der BAM erteilt. -

2.2 Baurecht 

Nach einem Beschluß der ARGEBAU (Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, Woh­
nungs- und Siedlungswesen zuständigen Minister der Länder) sind Deponien bauliche 
Anlagen im Sinne von § 2 der Musterbauordnung (MBO) [4]. Danach sind bauliche 
Anlagen so zu. errichten, daß die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere 
Leben oder Gesundheit oder die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden 
und sie gebrauchstauglich sind (§ 3). Jede bauliche Anlage muß im ganzen und in sei­
nen Teilen standsicher sein (§ 15). Die Technischen Baubestimmungen sind zu beach­
ten. Wenn von ihnen abgewichen wird oder wenn es keine Technischen Baubestim­
mungen gibt, so ist die Verwendbarkeit von Bauproduktennach § 20 MBO durch eine 
allgemeine bauaufsichtliche Zulassung, ein allgemeines bauaufsichtliches Piüfzeugnis 
oder im Rahmen einer Zustimmung im Einzelfall nachzuweisen . 

. Im Falle von Deponien ist primär die Frage der Standsicherheit unter Berücksichtigung 
des Verhaltens der Abdichtung zu beurteilen. Ebenso muß die Abdichtung aber auch 
im o.g. Sinne gebrauchstauglich sein. Maßgebend hierlür sind die abfallrechtlichen 
Anforderungen an die Wirkung der,Deponieabdichtung. 

Für die Erteilung von allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen ist das DlBt die zu­
ständige Behörde für alle Bundesländer. Es wirkt ebenso mit bei der Erstellung von 
bauaufsichtlichen Piüfzeugnissen und bei Zustimmungen im Einzelfall.. 

2.3 Koordinierung der Zulassungstätigkeit 

Basierend auf diesen Zuständigkeiten erlolgte eine Koordinierung der notwendigen 
Zuhissungstätigkeiten: . 

Die BAM bearbeitet zunächst weiter abfallrel(htliche Zulassungen der Kunststoffdich­
tungsbahn und Schutzschichten Z\lf Anwendung in den Reg(!lsystemen. Diese Zulas­
sungen werden"grundsätzlich auch für die baurechtlichen Belange akzeptiert. Mittel­
fristig soll die Zulassung in bauaufsichtliche Piüfzeugnisse überlührt werden. Dies er­
fordert jedoch noch eine Abstimmung zwischen den betroffenen Rechtsbereichen. 
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Das DIBt bearbeitet allgemeinebauaufsichtliehe Zulassungen für alternative Abdich­
tungen I,lnd erstellt auf Antrag der Genehmigungsbehörde Gutachten für die Verwen­
dung alternativer Systeme in Einzelfällen. Dies geschieht unter Berücksichtigung der 
abfallrechtlichen Forderung nach "Gleichwertigkeit" mit den Regelsystemen. 

2.4 Abfallrechtliches Genehmigungsverfahren 

Für Deponien sind nach Maßgabe <;ler gesetzlichen Vorschriften Planfeststellungs- oder 
Plangenehmigungsverfahren . durch die abfallrechtlich zuständigen Landesbehörden 
vorzunehmen. Der Zulassungsschein der BAM oder die allgemeine bauaufsichtliehe 
Zulassung oder ein Gutachten für eine Einzelfallentscheidung vom DIBt dienen dabei 
als Grundlage für die Genehmigung des Abdichtungssy~tems. 

3. Grundsätze für die Bewertung von Deponieabdichtungssystemen 

Die Erteilung von allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen für alternative Deponie­
abdichtungssysteme erfolgt im wesentlichen auch unter Berücksichtigung der abfall­
rechtlichen Anforderungen. Diese erschöpfen sich im wesentlichen darin,daß sie nach 
TA-A und TA-Si dem Stand der Technik entsprechen und mit den beschriebenen Re" 
gelsystemen "gleichwertig" sein sollen, ohne daß gesagt wird, worin eigentlich die 
konkrete Leistung der Regelsysteme bestehen soll, an denen sich das Alternativsystem 
in gleichwertiger Weise zu messen hat. 

Während die . mineralische Dichtungskotnponente in gewisser Weise beschrieben 
wurde, wird bei der Kunststoffdichtungsbahn der Nachweis der Eignung einer Zulas­
sung überlassen. Hierin zeigt sich eine gewisse Unsicherheit darübet, ob ül:ierhaupt die 
mehr oder weniger scharf beschriebenen Regelsysteme dem Stand der Technik auch in 
Zukunft noch entsprechen können. Zum Teil Werden ja auch immer wieder begründete 
Zweifel daran vorgetragen. - , 

- '. 

Es ist festzustellen, daß sich "Gleichwertigkeit" auf dieser Basis nicht nachweisen läßt. 
Somit kahn es nur darum gehen, im Einklang mit den' grundsätzlichen Festlegungen 
der TA-A und TA-Si zum Aufbau und die daraus abzuleitende Wirksamkeit der Regel­

. systeme sowie unter Berücksichtigung eIer EinwirkUngen, mit denen in Deponien zu 
rechnen ist, eine Basis für die Beurteilung der Eignung von Deponieabdichtungssyste­
'men zu schaffen. Hierbei sine! die gegenwärtigen Erkenntnisse und praktischen Erfah­
rungen mit den Regelsystemen soweit wie möglich einzubeziehen. Dazu gehören na­
türlich auch die Erkenntnisse, die aufgrund der langjährigen Zulassungspraxis . der 
BAMfür PE-HD Kunststoffdichtungsbahnen auf der Basis der BAM-Prüfrichtlinie [5] 
und aus vielfältigen Forschungsaktivitäten an derart konzipierten Kombinationsabdich­
timgen gewonnen wurden. 

Um die Ausfüllung der Begriffes "GleichwertigkeIt" wurde lange Zeit ohne konkretes 
Ergebnis gerungen, vielleicht auch deshalb, weil man sich zu sehr an den Vergleich 

121 



von zwei Systemen aufhielt, ohne den eigentlichen Vergleichsmaßstab vorher definiert 
zu haben. 

Nach Auffassung des DIBt ist jedoch zunächst der Leistungsmaßstab festzulegen. Die­
ser soll sich orientieren an den bewährten und anerkannten Leistungen· des Regelsy­
stems, sofern diese angegeben werden können. Die Leistungsanforderungen müssen 
andererseits einen direkten Bezug zu den in Deponien zu erwartenden Einwirkungen 
haben. Dieser Leistungsmaßstab muß material- und systemunabhängig formuliert wer­
den, wenn er für alle alternativen Abdichtungssysteme grundsätzliche Anwendung fin­
den soll. Ein alternatives Abdichtungssystem ist dann auch im Sinne der abfallrechtli­
chen Forderung nach "Gleichwertigkeit" geeignet, wenn es grundsätzlich den Anforde­
rungen dieses Leistungsmaßstabes, in dem sich die Leistungen des Regelsystems in 
gewisser Weise widerspiegeln, entspricht. Auf diese Weise wird also der 
"Gleichwertigkeitsnachweis" in einen "Eignungsnachweis" überführt. 

3.1 , Organisatorische und inhaltliche Vorgehensweise 

Die Voraussetzung für die. Erstellung dieses grundsätzlichen Bewertungsmaßstabes 
wurde vom DIBt durch die Gründung des Arbeitskreises "Grundsätze der Deponie­
technik und Sicherung von Altlasten" (AK GDSA) geschaffen, der seine Arbeit iin 
November 1993 beggnnen hat. Er ist zugleich eine Projektgruppe des inzwischen im 
DIBt eingerichteten Grundsatzausschusses für Boden- und GewäSserschutz (GA 3). 
DerAK GDSA besteht z.Z. aus ca. 25 Mitgliedern aus Bauwirtschaft, Planung; For­
schung, Prüfung und Verwaltung. Der Arbeitskreis berät ein Papier mit dem Arbeitsti­
tel "Deponieabdichtungssysteme - Grundsätze für· Anforderungen und Bewertung" mit 
der obengenannten Zielsetzung. Die Beratungen können voraussichtlich im Laufe die-
ses Jahres abgeschlossen werden: ; 

Die konkrete Beurteilung der Eignung eines .alternativen Abdichtungssystems erfolgt 
dann unter Einschaltung materialspezifisch ausgerichteter Sachverständigenausschüsse 
(SV A). Die Beratungen findert auf der Basis der im AK GDSA arbeiteten 
"Grundsätze" statt, die in materialspezifischer Weise auf ein konkretes Abdichtungs­
system anzuwenden sind. Es existieren derzeit folgende Sachverständigenausschüsse: 

Sachverständigenausschüsse (SV A) 

SV A - "Deponieabdichtungen mit Asphalt" 

SVA - "Deponie~bdichtungenmit mineralischen Baustoffen" 

Sie arbeiten in eigenverantwortlicher Weise, die Geschäftsführung liegt beim DIBt. 

Die SV A arbeiten derzeit parallel zur Beratung der "Grundsätze" im AK GDSA. Hier­
durch soll eine allzu starke zeitliche Verzögerung bei der Bearbeitung von~-Zulassun­
gen vermieden werden; andererseits wirkt sich die Beratung konkreter Zulassungen_be­
fruchtend auf die Abfassung der materialunabhängigen Beurteilungsgrurtdsätze aus. 
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Auf der Basis der Beratungen in den Sachverständigenausschüssen werden dann vom 
DIBt allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen erteilt. Diese sollen jedoch nicht vor ei-
nem Abschluß der Beratungen zu den Grundsätzen im AK GDSA erfolgen. . 

3.2 Derzeitiger Beratungsstand des AK GDSA 

. Die Formulierung der Anforderungen an Deponieabdichtungen erfolgt materialunab­
hängig in einem Grundsatzpapier mit dem Arbeitstitel "Deponieabdichtungssysteme 
- Grundsätze für Anforderungen". Soweit möglich, werden dies quantitative'Anforde­
rungen sein, wo nicht, sind die Anforderungen qualitativ zu beschreiben., Sie sind dann 
in materialspezifischer Weise umzusetzen und auf ein alternatives Abdichtungssystem 
anzuwenden. 

'Hierin werden folgende Themenbereiche behandelt: . 

AKGDSA 
"Deponieabdichtungssysteme 

Grundsätze für Anforderungen und Bewertung" 

BeurteiliIngsgrundsätze 
Systemleistungen 
Einwirkungen 
Leistungsanforderungen 
Leistungsnachweise 
Qualitätssicherung 

Soweit derzeit bereits konkret möglich, kann zum jetzigen Beratungsstand folgendes 
gesagt werden: 

Unabhängigkeit der Barrieren 

Entsprechend den Vorgaben von TA-A und TA-Si sind Basis- und Oberflächenabdich­
tungssysteme als unabhängige Barrieren zu sehen. -Unabhängig von der Qualität der 
geologischen Barriere erfolgt daher die Formulierung von Anforderungen für die Ab­
dichtung .. 

Gleichwertigkeit 

Die in den Grundsätzen formulierten Anforderungen stellen die Umsetzung des Begrif­
fes "Gleichwertigkeit" in der unter 3. definierten Weise dar. Es wird erläutert, aufgrund 
welcher Überlegungen der Nachweise der Gleichwertigkeit in einem Eignungsnach-

. weis überfUhrt wird. . 
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Systemleistungen (Abh.l) 

Betrachtet werden die Systemleistungen 

Dichtigkeit, 
mechanische Widerstandsfähigkeit, 
Beständigkeit und 
HersteIlbarkeit. 

Einwirkungen 

Die Systemleistungen sind für die· maßgebenden deponiespezifischen Einwirkungen 
und daraus zusammengesetzten Lastfälle nachzqweisen. Es werden physikalische, 
biologische und chemische Einwirkungen beschrieben. Hinsichtlich der Häufigkeit ih­
res Auftretens wird unterschieden zwischen planmäßigen, ständigen oder veränderli­
chen Einwirkungen, mit denen zu rechnen ist, wenn die Anforderungen nach TA-A. 
und TA-Si hinsichtlichAbfallzusammensetzuhg eingehalten werden und unplanmäßi­
gen außergewöhnlichen Einwirkungen, die auftreten können,~ennvon den genannten 
Anforderungen abgewJchen wird; Hierzu gehören z.B. chemische Einwirkungen durch 
aggressive Medien, flir die angenommen wird, daß sie bei Deponieklasse 11 zusammen 
mit dem Sickerwasser in verdünnter und bei Deponieklasse III in konzentrierter Form 
aber mengenmäßig auf 10l/mz begrenzt über einen Zeitraum von 3 Jahren auf die Ab-
dichtung einwirken können. . 

Weiterhin wird bei den Einwirkungen hinsichtlich der Abdichtungsbereiche 
(Oberflächenabdichtung, Basisabdichtung) sowie den Deponieklassen DK 1,11 und III 
unterschieden. Schließlich erfolgt eine Zuordnung der Einwirkungen zu den maßge­
benden Zeiträumen, in denen mit ihnen zu rechnen ist. 

Zustandsphasen (Abb: 2) 

Grundlage für diese zeitliche Zuordnung der Einwirkungen sind die jeweils zu erwar­
-tenden Deponiezustände und das Zusammenwirken von Oberflächen und Basisabdich­
tung. Im Zusammenhang mit einer für bestimmte Komponenten der Regelabdichtung 
anzunehmenden begrenzten Beständigkeit ergeben sich unterschiedliche Zustandspha-
sen für die Abdichtung im Verlaufe der Existenz einer Deponie. . 

Hierdurch wird unterstrichen, daß 

a) der Oberflächenabdichtungdie wesentliche Sicherung der Langzeitfunktion der 
Deponie zukommt, 

b) in den Phasen 11 und lIla bei voller Funktionsfähigkeit der Abdichtungssysteme 
die in dieser Zeit stark belasteten Sickerwasser über Entwässerungssysteme abge-
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EinWirkQngen, die \,)ei der Über-

Systemleistungen 
zu überprüfende prüfung der Eigenschaften zu 

Eigenschaften berücksichtigen sind 
(5.a. Tabelle 1) 

Konvektionsverhalten - hydraulischer Gradiem 
- Durchtrittszeil - Schadstoffpotential 
- Durchfluß' - Konzentration der Lösung 

Djffuslonsverhalten - Schadstoff 
- Induktionszeil ' - Konzentrationsgradient 
- Permeationsrate - Schadstoffpoteritial 

Dichtigkeit - 'Temperatur 

Sorptionsverhalten - Schadstoff 
- Adsorption - Konzemration der Lösung 

- Schadstoffpotenti~1 
,Sensitivität, 

• Verhalten des Abdichtungs-' Mechanische Einwirkungen: 
systems bei mechanischer - Verformungen aus Set zungen 
Belastung - Kräfte resultierend aus Ver-

- Standsicherheit ' formungen 

Mechanische - Verformungsbestän- - Kräfte resultierend aus Neigung 
digkeit und Auflast 

Widerstandsfähigkeit - hydraulische Wider-, - Sonderlasten 
slandsfahigkeil z.B. Radlasten 

Hydraulische Einwirl:u'ngen: 
Sensitivität - Kräfte resultierend, aus Strömungs-

vorgängen 

Beständigkeit gegenüber Chemische Einwirkungen: 
chemiscHen Einwirkungen - An und Zusammensetzung des 

Sickerwassers (Prüfflüssigkeiten) 
- Dauer der Einwirkungen 
- Gase 

Beständigkeit I) 
Beständigkeit gegenüber Physikalische Einwirkungen: 
physikalischen, Einwlrku~gen - Hohe bzw. niedrige Temperaturen 

- Dauer der Temperatureinwirkung 

Beständigkeit gegenüber Biologische Einwirkungen: 
biologischen Einwirkungen - Wachstuiwvon Mikroorganismen 

- Pflanzen 
- Tiere 

Einbaubarkeit - Einbautechnik ' 
mechanische Empfindlichkeit - Witterung 
Witterungscmpfindlichkeil - mech. Beansp'ruchungen 

HerstelJbarkeit Prülbarkcit . 
; 

Eigenschaften der Materialien 
im ingcbauten Zustand -Anschlüssen u. 

Durchdringungen " 

Abb.l: Systemleistungen, an die Anforderungen zu stellen sind 

gilt als nachgewiesen, wenn das Abdichtungssystem unter den Einwirkungen, die unter Deponiebedin­
gungen auftreten, den Anforderungen an die mechanische Widerstandsfähigkeilund Dichtigkeit genügt, 
Mehrfachbelastungen müssen' b~rücksichtigt werden.' 
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( Zustandsphaseh der Abdichtung J 

. ~ PHASE Ö·.~ ~ PHASE] ~ ~ pHASE 11 . ~ ~ PHASE illa ~ PHASE Illb 

Bauphase 
der Basisabdichtung 

Belastung durch 
Einbau, 
Herstellungs­
maßnahmen, 

. Eigengewicht, 
Witterung 

Betriebsehase: 
Vor der Verfü/lung 

Basisabdichtung 
liegt frei; 
Belastung durch 
Fahrzeuge, 
Witterung 

Abb. 2: Zustandspl)asen der Abdichtung 

Betriebsphase: 
Während der Verfü/lung Nachbetfiebsphase a Nachbetriebsphase b 

Basisabdibhtung ist 
abgedeckt; . 
Belastung durch 
steigende Müllauflast, 
Verformungen,stark 
schadstoffbelastetes 
Sickerwasser; 
Herstellung der 
Oberflächenabdichtung 
am Ende der Phase 

Beanspruchung. der ObA Bei Sicherung der 
durch zunehmende dauerhaften Wirkungsweise 
Setzungen und der ObA weitere 
Oberflächensickerwasser; Reduzierung des 
Abnahme des Deponie- Deponiesickerwassers 
sickerWassers . an der Basis; 
an der Basis; abnehmende· Schadstoff-
voIle Funktionsfähigkeit belastung; 
des Abdichtungssystems abgeklungene Setzungen; 

zeitl. abnehmende 
WirkSamkeit bzw Ausfall 
der Entwässerung führt zu 
größeren Aufstauhöhen; 
nachlassend,e Wirksamkeit 
bestimmter Dichtungs­
komponenten durch 
begrenzte Beständigkeit, 
Alterung; 
Phase IIlb ist unbearenzt 



führt werden, ohne daß eine nennenswerte Perrneaiion von Schadstoffen durch' 
die intakte Basisabdichtung erfolgen darf, 

c) mit einer natürlichen Begrenzung der Beständigkeit durch alterungsbedingte Ver­
änderungen bestimmter Komponenten des Abdichtungssystems gerechnet werden 
muß. Die dauerhafte Restwirksamkeit der Abdichtung muß daher durch eine, 
langzeitbeständige Komponente gesichert werden. 

Anforderungen an die Dichtigkeit 

Die Festlegung der Anforderungen an die Systemdichtigkeit steht im Mittelpunkt der 
"Grundsätze". Sie erfolgen in bezug zu den für die Dichtigkeit maßgebenden Einwir­
kungen, wobei die Leistungseig~nschaften des Regelsystems die Anforderungsgrund~ 
lage darstellen. Maßgebende Einwirkungen für die Systemleistung Dichtigkeit gegen­
über Deponiesickerwasser und darin gelösten Schadstoffen sind Aufstauhöhe und 
Temperaturen des Sickerwassers in ständiger, veränderlicher und außergewöhnlicher 
Kombination. Unter Berücksichtigung konvektiver und diffusiver Transportvorgänge 
werden Anforderungen für Durchtrittsmengen, Durchtrinsraten bzw. Perrneationsraten 
und Induktionszeiten festgelegt. Als' Leitsubstanz für die Betrachtung der Diffusion 
soll das La. sehr schnell diffundierende Chlorid dienen. 

Die Dichtigkeit gegenüber aggressiv wirkenden Medien stellte eine Anforderung ge­
genüber 'einer als unplanmäßig und außergewöhnlich eingestuften, zeitlich begrenzten 
Einwirkung dar, der sich auch die Anforderungen anzupassen haben. Hierbei wird es 
mehrheitlich nicht für gerechtfertigt gehalten, sich ausschließlich an den Leistungen 
des Regelsystems, das wesentlich durch die BAM-Zulassung für eine PE-HD Kunst­
stoffdichtungsbahn bestimmt wurde, zu orientieren.' Der Zulassung liegen Einwirkun­
gen von konzentrierten aggressiven Medien zU Grunde, was der als außergewöhnlich 
eingestuften Einwirkung der Deponie nicht entspricht. Daran .orientierte unrealistische 
Anforderungen würden ggf. zum Ausschluß von Materialien, deren Anwendung aus 
anderen Gründen durchaus Vorteile bringen würde, führen~ 

Nach Auffassung des DIBt ist für diese außergewöhnlichen Einwirkungen zu fordern, 
daß die verdünnten bzw.- mengenmäßig begrenzten konzentrierten Medien innerhalb 
ihres Einwirkungszeitraums die Abdichtung nicht perrneieren dürfen. Als Prüfflüssig­
keiten sind Medien auf der Basis Medienliste der NRW-Richtlinie [6] zu verwenden, 
die gegenüber dem verwendeten Abdichtungsmaterial als am ungünstigsten wirkend 
einzustufen sind. Diese Auffassung wurde von der überwiegenden Mehrheit des Aus­
schusses bestätigt. 

In diesem Zusammenhang ist jedoch der Hinweis wichtig, daß zu unterscheiden ist 
zwischen Anforderungen an die Dichtigkeit gegenüber aggressiven Medien und An­
forderungen an die Beständigkeit. Für die Beständigkeitsnachweise sind u.U. andere 
Prüfmedien anzuwenden als sie für den Nachweis der Dichtigkeit. benötigt werden (s. 
Beständigkeit). 
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Der Nachweis der Dichtigkeit hat für die genannten Einwirlmngskombinationen und 
Zustandsphasen zu erfolgen. Dabei dürfen günstig wirkende ständige Auflasten bis zu 
einem gewissen Grade berücksichtigt werden. Der Nachweis kann durch Versuche 
oder Berechnung erfolgen und muß die Materialeigenschaften berücksichtigen, wie sie 
sich nach dem Einbau der Abdichtung ergeben. Gegebenenfalls ist die Veränderung 
maßgebender Materialeigenschaften dur~h Alterungsvorgänge in geeigneter Weise zu 
berücksichtigen (s. Beständigkeit). Ebenso sind die Verfonnungsgrenzen zu bestim­
men, innerhalb derer die Anforderungen an die Dichtigkeit erfüllt werden. 

Eine Einschätzung möglicher Imperfektionen (Fehlstellen), die bei Herstellung der 
Abdichtung und .Einbau des Abfalls auftreten können und somit Einfluß auf die Sy­
stemdichtigkeit haben können, soll vorgenommen werden. Hieraus ergeben sich ggf. 
Konsequenzen für die Beurteilung der Herstellbarkeit oder die Qualitätssicherung. 
Wegen der kaum möglichen Quantifizierung derartiger Fehlstellen werden sie beim di­
rekten Leistungsnachweis nicht berücksichtigt. Konstruktive und qualitätssichernde 
Maßnahmen müssen so ausgelegt sein, daß Fehlstellen sehr unwahrscheinlich werden. 
Dies kann z.B. durch eine Mehrlagigkeit der Dichtungsschicht erzielt.werden, was bei 
den vor Ort hergestellteri Dichtungselementen grundsätzlich gefordert wird. Erforderli­
chenfalls können unterschiedliche Aufgaben von verschiedenen aufgebauten Furikti­
onsschichten erfüllt werden. Eine Redundanz im Sinne einer kontrollierten Mehr~ 
schichtigkeit wird jedoch nicht gefordert. Kontrollsysteme liefern wegeri ihrer auf, 
Dauer nicht gesicherten Funktionsfähigkeit im Hinblick auf den Nachweis der Dich­
tigkeit grundsätzlich keinen Beitrag. Sie können jedoch als zusätzliche Absicherung 
etwa bei neuartigen Systemen sinnvoll eingesetzt werden, 

Anforderungen an die mechanische Widerstandsf"ähigkeit 

Im Rahmen der Systemleistung "mechanische Widerstandsfähigkeit" werden vor allem 
Aspekte der Standsicherheit und der Verfonnungssicherheit von Deponieabdichtungs­
systeip.en behandelt. Diese Nachweise sind grundsätzlich auf der Basis üblicher bo­
deinnechanischer Verfahren unter Beriicksichtigung der maßgebenden Lastfälle für je­
de Deponie zu erbringen. Unter Anwendung des -in Ee 7 [7] definierten Sicherheits­
konzepts erfolgt dies mit Hilfe von Teilsicherheitsbeiwerten für Einwirkungen und 
Widerstände. 

Im Rahmen der Zulassung von Abdichtungssystemen werden die charakterisierten 
Werte der anzunehmenden Materialwiderstände festgelegt. Dies erfolgt ggf. unter Be­
rücksichtigung von Einwirkungen, die wie z.B. Temperaturen und Alterungsprozesse __ 
einen unmittelbaren Einfluß auf die maßgebenden Materialeigenschaften haben kön­
nen . 

. Anforderungen an ~lie Beständigkeit. 

Im-Hinblick auf die Systemleistungen Dichtigkeit und mechanische Widerstandsfähig­
keit spielt die Beständigkeit der hierfür erforderlichen Materialeigenschaften eine we~ 
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sentliche Rolle. Alle Materialien unterliegen Alterungsprozessen. Nach DIN 50035 [8] 
werden äußere und innere Alterungsursachen unterschieden. Die Bewertung· dieser· 
Alterungserscheinungen unter Berücksichtigung der maßgebenden Einwirkungen muß 
in bezug.zu den genannteri Systemleistungen für die erforderliche Dauer eine ausrei- . 
chende Beständigkeit erbringen. 

In tjbertragung der Leistungen des Regelsystems wird z.B. für die mineralische Kom­
ponente des Dichtungssystems eine unbegrenzte Beständigkeit gegenüber den als 
ständig eingestuften Einwirkungen gefordert, während von der Konvektionssperre 
(hergeleitet aus der KDB des Regelsystems) eine Langzeitbeständigkeit von minde-· 
stens ·50 bis 100 Jahren erwartet wird. Für außergewöhnliche Einwirkungen ist nach­
zuweisen, daß die Bestäridigkeit mindestens für den angenommenen Einwirkungszeit-
raum gegeben ist. . 

Die Nachweise können dJlfch belegte Praxiserfahrimgen, theoretische Verfahren oder 
Versuche erbracht werden. Dabei ist zu berücksichtigen, in welcher Weise die Einwir­
kungen auftreten können. Es handelt sich in der Regel um einseitige Oberflächenan­
griffe, worauf entsprechende Untersuchungen. abzustellen sind. Günstig wirkende 
ständige Auflasten können bis zu einem Maximalwert berücksichtigt werden. Für zeit­
lieh begrenzte Einwirkungen ist dabei auch zu untersuchen, in welcher Weise sich 

. nach Beendigung der Einwirkungen veränderte Materialeigenschaften wieder regene­
rieren. Durch Temperaturerhöhunsen, Konzentrationserhöhungen oder erhöhte me­
chanische Beanspruchungen können Zeitraffungen vorgenommen werden, um eine 
Abschätzung der Funktionsdauer für den geforderten Zeitraum zu ermöglichen. 

Die Beständigkeit ist gegeben, wenn keine unvertretbar großen Änderungen der maß­
gebenden Materi3.Ieigenschaftenfestgestellt werden. Gegebenenfalls erfolgt eine Be­
rücksichtigung durch Abminderungsfaktorenbei den Materialwiderständen. Die Fest­
legungen hierzu erfolgen materialspezifisch. 

Anforderungen .an die HersteIlbarkeit 

Abdichtungssysteme müssen unter den' örtlichen Gegebenheiten auf Deponiebaustellen. 
mit ausreichender Sicherheit herstellbar sein. Die hierfür erforderlichen Randbedin­
gungen und EinbauverfahreIi sind für jedes Abdichtungssystem in der Zulassung oder 
durch eine überprüfte Verarbeitungs anweisung de~ Produzenten zu beschreiben. 

Anforderungen an die Qu8IitätssicherJlng 

Weitere Voraussetzung für eine sichere Herstellung &~r Abdichtung 'ist eine auf das 
jeweilige Produkt abgestimmte Qualitätssicherung. Sie umfaßt sowohl den Produkti­
onsprozeß von Materialien oder Komponenten im Werk wie auch den Herstellungs­
vorgang der Abdichtung auf der Deponie und ist auf die besonderen Erfordernisse des 
jeweiligen Systems abzustimmen. Hierin einbezogen werden auch ggf. erforderliche 
Eignungsprüfungen, die objektbezogen vorzunehmen ·sind. Merkmale der Qualitätssi-

129 

http:bezug.zu


cherung ~sind Eigen-und Fremprüfung sowie die Überwachung durch die· genehmi­
gende Behörde. Eine grundsätzliche Voraussetzung dafür ist, daß die KOIllPonenten 
des Abdichtungssystems eindeutig gekennzeichnet und geprüft werden können. Ent­
sprechende Vorgaben für den zu erstellenden Qualitätssicherungsplan sind Bestandteil 
der Zulassung. 

4. Zulassung von alternativen Abdichtungen 

Auf der Basis der stoffunabhängig formulierten Grundsätze des AK GDSA werden auf 
Antrag beim Dmt Zulassungen für alternative Abdichtungssysteme bearbeitet. Vor­
ausgesetzt wird dabei, daß derartige Systeme bereits mit Erfolg hergestellt und im Be­
trieb erprobt sein,müssen, wobei die heranzuziehenden Erfahrungen auch aus anderen 
Baubereichen kommen können. Die Erteilung von Zulassungen geschieht auf der 

. Grundlage von Beratungen in den rriaterialspezifisch ausgerichteten Sachverständigen­
ausschüssen. Sie beraten das Dmtbei der Aufgabe, die "Grundsätze" auf das jeweilige 
System anzuwenden und die vorgelegten Leistungsnachweise zu bewerten. 

Die für ein bestimmtes System erforderlichen Nachweise und Beurteilungskriterien 
können in sogenannten Zulassungsleitlinien zusammengefaßt werden. Dabei soll so- . 
weit wie möglich· auf anerkannte Prüfverfahren und Beurteilungsgrundlagen Bezug 
genommen werden. 

Die für die Verwendung des Bauprodukts notwendigen Informationen werden dann in 
der allgemeinen bauaufsichtlichenZulassung zusammengefaßt. Die Zulassung wird 
widerruflich in der Regel für 5 Jahre erteilt. 
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Allgemeine bauaufsichtliehe Zulassung 

I. Allgemeine Bestimmungen 
II. Besondere Bestimmungen 

Zulassungsgegenstand 
Anwendungsbereich 
Zusammensetzung und Eigenschaften 
Herstellung im Werk . 
Verpackung, Transport, Lagerung, Kennzeichnung 
Übereinstimmungsnachweis, Qualitätssicherung 
Angaben zur Verwendung des Bauprodukts 

Systemaufbau 
Anforderungen an angrenzende Funktionsschichten 
objektbezogene Nachweise (Eignungsprüfung, 
Standsicherheit ... ) 
Verarbeitung auf der Deponie 
Qualitätssicherung der Verarbeitung 



Es ist darauf hinzuweisen, daß es das Wesen der bauaufsichtlichen Zulassung ist, im 
sogenannten ungeregelten Bereich die Anwendung von noch nicht allgemein gec 

bräuchlichen Bauprodukten !Jnter weitgehend abgesicherten Bedingungen nach dem 
Stand der Technik zu ermöglichen. Die Erteilung einer Zulassung kann nach verant­
wortlicherAbwägung etwaiger Risiken somit erfolgen, auch wenn noch nicht alle Fra­
gen restlos geklärt sind. Hierfür kann es in der Zulassung besondere Einschränkungen 
geben. Insbesondere kann auch dieVerlängerung einer Zulassung an besondere Bedln­
gungen, z.B. Zl:I erbringende Nachweise oder erfolgte Funktionskontrollen, gebunden 
sein. Hierdurch soll auch die Weiterentwicklung von Systemen unter kontrollierbaren 
und verantwortbaren Bedingungen gefördert werden. 

4.1 Beratungsstand im SV A "Deponieabdichtungen mit Asphalt" 

Der seit November 1994 offiziell berufene Sachverständigenausschuß "Deponü:~ab­
dichtungen mit Asphalt" hat seine Arbeit im Februar 1994 aufgenommen und bisher 
drei Sitzungen gehabt. 

Anlaß für die Aufnahme der Tätigkeit ist ein Antrag auf bauaufsichtliehe Zulassung 
von Asphaltbeton zur Verwendung als Depönieabdichtung. Auf diesem Sektor gibt es 
auch in Deutschland bereits praktische Erfahrungen. Im Zusammenhang damit sind 
zunächst eine ganze Reihe von grundsätzlichen Fragen zu klären, die sich aus den auf 
Asphaltbeton anzuwendenden Grundsätzen des AK GDSA ergeben. Es ist an dieser 
Stelle nicht der Raum, auf die vielfältigen Einzelheiten der Beratungsergebnisse einzu­
gehen. Es kann daher nur ein Überblick über die Vorgehensweise und die Beratungs­
schwerpunkte gegeben werden. 

In drei Arbeitsgruppen werden zwischenzeitlich Beratungsunterlagen als Beschlußvor­
lage für den SV A erarbeitet. 

AG 1 Leistungseigenschaften 

Vor dem Hintergrund einer breiten, häufig sehr kontrovers geführten Diskussion über 
die Eignung von Asphaltbeton als Deponieabdichtung erschien es dem DIBt notwen­
dig, daß vor Erteilung einer Zulassung die hiermit im Zusammenhang bestehenden 
Fragen grundsätzlich zufriedenstellend beantwortet werden können. 

Hierfür wurde eine Arbeitsgruppe gebildet. Sie steht unter der Leitung von Herrn 
Dr. Vater von der BAM. Ihre Aufgabe ist es, den derzeitigen Stand der Kenntnisse zu 
den für Deponien relevanten Leistun~skriterien zusammenzustellen und auf ihre Ver­
wendbarkeit für die Erfordernisse einer Zulassung zu überprüfen. 

Folg'ende Problemschwerpunkte stehen dabei im Vordergrund: 

Dichtigkeit und Beständigkeit gegenüber Sickerwasser und darin gelösten 
Schadstoffen, 
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Dichtigkeit Ulild Beständigkeit gegenüber Lösemitteln in wäßriger Lösung oder 
konzentrierter Form, 
Alterungsbeständigkeit von Asphalt gegenüber maßgebenden Einwirkungen, 
Verformungsverhalten unter maßgebenden Einwirkungen. 

Insgesamt wurden 14 Themen bearbeitet. Die Beratungsergebnisse sollen in einem ab­
schließenden Bericht veröffentlicht werden. 

AG 2 . Eignungsprüfung, QuaUtätssicherung 

Vor der Herstellung von Asphaltbeton für eine Deponieabdichtung ist eine objektspe­
zifische Eignungsprüfung erforderlich. Diese wird unter Bindung an die diesbezügli­
chen Angaben in der Zulassung durchgeführt. Die zu verwendende Mischgutzusam­
mensetzung muß sich im Rahmen der'durch die Zulassung festgelegten Parametergren-

, zen befinden, für die die Eignung grundsätzlich nachgewiesen· wurde. Die für den De­
ponieasphalt im Rahmen der objektSpezifischen . Eignungsprüfung erforderlichen spe­
zifischen Nachweise werden in der AG 2 unter Leitung von Herrn Dr. Wömer von der 
TU München betreut. 

Eng verbunden mit der Eignungsprüfung ist die Qualitätssicherung bei Herstellung und 
Einbau des Asphalts. Ihr kommt eine entscheidende Bedelltung zu, wenn realisiert 
werden soll, daß der "Deponieasphalt" hinsichtlich Zusammensetzung undeinzuhal­
tenden Toleranzen höheren Qualitätsanforderungen genügen muß, als dies bei her­
kömmlichem Wasserbau- oder Straßenasphalt üblich ist. Die hierfür erforderlichen 
Prüfungen im Rahmen des bauaufsichtlichen Ubereinstimmungsnachweises für die 
Herstellung im Mis.chwerk und des abfallrechtlichen Qualitätssicherungsplans bezogen 
auf den Einbau auf der Deponie werden ebenfalls in dieser Arbeitsgruppe ,bearbeitet. 

'. . 
Es ist vorgesehen, hierüber Merkblätter zu verfassen, auf die in den Zulassungen in 
einfacherer Weise Bezug genommen werden kann. 

AG 3 Asphaltzusammensetzting 

Schließlich befaßt sich die AG 3 mit der in der Zulassung zu beschreibenden Asphalt­
zusammensetzung und den bei der Herstellung des Mischguts einzuhaltenden Toleran­
zen. Diese Angaben begründen sich im. wesentlichen auf die qurch, die AG 1 zusam­
mengestellten Kenntnisse. Auch hierbei wird deutlich, daß hinsichtlich der zulässigen 
Bandbreiten von Mineralstoffen, Bindemittel~ und Hohlraumgehalten an den Depo­
nieasphalt besondere Anforderungen gestellt werden. 

Hinzuweisen ist weiterhin auf das im AK 8A von DVWK und DGGT erarbdtete 
Merkblatt "Deponieabdichtungen 'in Asphaltbauweise", das zu Beginn 1995aJs Ent­
wurf erschienen ist. Wesentliche Beratungsergebnisse des SVA sind in Teile des 
Merkblatts einge:f;1ossen bzw. sollen im Rahmen des Einspruchsverfahrens noch be­
rücksichtigt werden, so daß zu den Bereichen HersteIlbarkeit, Standsfcherheitsnach-
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weis und ggf: Eignungsprüfung und Qualitätssicherung in der Zulassung dann auf die­
ses Merkblatt verwiesen werden kann. 

Der sich bisher in den Beratungen des SV A abzeichnende Kenntnisstand führt dazu, 
daß in Einzelfallentscheidungen zur Eignung von Asphalt als Deponiebasisabdichtung 
vom DIBt positive gutachterliche Stellungnahmen abgegeben werden konnten. Diese 
haben jedoch grundsätzlich keinen präjudizierenden Charakter für die Erteilung von 
Zulassungen. Dabei wurde eine zweilagige Asphaltabdichtung (2'x 6 cm) mit einem 
Hohlraumgehalt von< 3 % auf einer Asphaltbetontragschicht in Verbindung mit einer 
mineralischen Dichtungsschicht empfohlen. 

Es wurde im SV A beschios~en, daß ein solches System zunächst a~ch die Basis für die 
Erteihing einer Zulassung von Asphaltbeton zur Verwendung in Deponieabdichtungen ' 
sein wird. 

4.2 Beratungsstand im SV A "Deponieabdichtungen mit mineralischen' 
Baustoffen" . 

Ebenfalls seit November 1994 existiert offiziell der SV A"Deponieabdichtungen mit 
mineralischen Baustoffen". Er hat seit 1994 bisher ebenfalls drei Sitzungen gehabt. 
Dem DIBt liegen mehrere Anträge auf Zulassung von Bentonitrnatten und modifizier-
ten Mineralstoffen.für Oberflächeriabdichtungen vor. . 

,Auch hierbei ergaben sich eine ganze Reihe von grundsätzlichen Fragen; die vor Ertei­
lung einer Zulassung für derartige Produkte grundsätzlich zu klären sind und auf die 
im Rahmen dieses Vortrages auch nur skizzenhaft eingegangen werden kann . 

. Zunächst wurde für die Bentonitrnatten ein Kriterienkatalog aufgestellt, nach dem fol­
gende Eigenschaften in bezug zu den Grundsatzanforderungen des AK GDSA und 
unter Berücksichtigung produktionsspezifischer Eigenschaften zu beurteilen sind: 

Dichtigkeit gegenüber Sickerwasser,' 
Dichtigkeit unter Dehnungsbeanspruchung, 
Dichtigkeit gegenüber Deponiegas, 
Standsicherheit, . 
Beständigkeit gegenüber relevanten Einwirkungen, 
HersteIlbarkeit, 
Qualitätssicherung. 

Neben der Sicherung einer ausreichenden Dichtigkeit der' vergleich weise dünnen 
Dichtungselemente kommt bei Bentonitrnatten der inneren Scherfestigkeit eine we­
sentliche Bedeutung zu. Diese wird fast ausschließlich dutch die vernadelten oder ver­
nähten Fasern, die die geotextilen Deck- und Trägereinlagen untereinander verbinden, 
bestimmt. Ihr Verhalten ist wesentlich für den Nachweis einer ausreichenden Standsi­
. cherheit an Böschungen. Hierbei kommt auch dem Dauerfestigkeitsverhalten und der 
Beständigkeit von Fasern'und Verbundeigenschafteneine zentrale Bedeutung zu. Ent-
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sprechende Vorschläge zum Nachweis und zur Bewertung dieser Eigenschaften wur­
den von einer Arbeitsgruppe verfaßt. 

Ebenso befaßte sich eine weitere Arbeitsgruppe mit der Formulierung von Qualitätssi­
cherungsanforderungen. Das grundsätzliche beschlossene Konzept hierzu bezieht sich 
auf die Beschreibung und Kontrolle sowohl der Ausgangsprodukte Bentonit .und 
Formmassen für die Faserherstellung als auch die Qualitätssicherung bei der Herstel­
lung der Bentonitmatte. Für die Qualitätssicherung der Verarbeitung auf der Baustelle 
wurden ebenfalls die erforderlichen Randbedingungen festgelegt. 

In allen Fällen besteht eine enge Abstimmung mit dem AK 14A der DGGT, der sich in 
einer eigenen Unterarbeitsgruppe mit der Formulierung von einheitlichen Prüfverfah­
ren für B.entonitmatt:en befaßt. 

Nach den sich derzeit abzeichenden Anforderungsprofil der Grundsätze des AK GDSA 
erscheint ein Eignungsnachweis und eine Zulassung von Bentonitmatten für die Ober­
flächenabdichtung zunächst in der Deponieklasse I möglich. 

Bei mit Stoffen wie Wasserglas, Erdwachse o.ä. modifizierten mineralischen Abdich­
tungsmaterialien wird in vergleichbarer Weise derzeit einKriterienkata~og erstellt, auf 
dessen Basis von den Antragstellern entsprechende. Nachweise zu erbringen sind. 
Hierbei ist daran gedacht, im wesentlichen die Modifizierungsmittel zum Gegenstand 
der bauaufsichtlichen Zulassung zu machen. Gleichzeitig werden jedoch die Randbe­
dingungen festgelegt, unter welchen bei der Vermischung mit Mineralstoffen die . 
Funktion als Abdichtung erreicht werden kann; Die Herstellung des Abdichtungsstof­
fes erfolgt nach Durchführung einer objektspezifischen Eignungsprüfung, bei der die 
besonde,ren Bestimmungen der Zulassung zu berücksichtigen sind. Die Eigl).ungsprü- . 
fung, das Mischen vor Ort und der Einbau sind abfallrechtlich zu überwachen. 

5. Zusammenfassung 

Das DIBt hat mit der Einrichtung des AK GDSA die Voraussetzung dafür geschaffen, 
daß eine einheitliche Grundlage für die Bewertung der "Gleichwertigkeit" von aIterna­
tiven Abdichtungssystemen geschaffen wird. Die vom AK GDSA erarbeiteten 
"Grundsätze" stellen die Basis für den Eignungsnachweis von Deponieabdichtungssy­
sternen dar. 

Das DIBt bearbeitet z.Z. bauaufsichtliche Zulassungen für alternative Deponieabdich­
tungssysteme unter Verwendung von Asphalt, Bentonitmatten und modifizierten mine­
ralischen Abdichtungen. Es stützt sich dabei auf die Beratungen in entsprechend mate~ 
rialspezifisch ausgerichteten Sachverständigenausschüssen. Die Beurteilung der Sy­
steme erfolgt auf der Basis der "Grundsätze" des AK GDSA. 

Die bauaufsichtliche Zulassung berücksichtigt gleichzeitig die abfallrechtlichen An­
forderungen an die Abdichtung. Mit ihr wird der geforderte Nachweis der 
"Gleichwertigkeit" erbracht. 
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Zulassungen für alternative Deponieabdichtungssysteme werden nur erteilt, wenn 
hiermit bereits positive Erfahrungen ggf. auch aus anderen Baubereichen vorliegen. 
Auch wenn noch nicht alle Fragen im Zusa.mmenhang mit der Eignung des Systems 
zufriedenstellend geklärt sind, können nach verantwortlicher Abwägung etwaiger Risi­
ken Zulassungen ggf. auch unter eingeschränkten Bedingungen und Auflagen.befristet 
erteilt werden. 

Mit der Verabschiedung der "Grundsätze" vom AK GDSA, womit im Laufe des Jahres 
1995 gerechnet wird, können auch die ersten Zulassungen für alternative Abdicptungs­
systeme erteilt werden. 
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Einsatzmöglichkeiten von erweiterten 
Kapillarsperren 

Dr. Melchior, Bernd Steinert, Karin Burger und Günter Miehlich, 
Universität Hamburg, Institut für Bodenkunde 

Als. erweiterte Kapillarsperren werden Verbunddichtungen bezeichnet, die aus· einer 
Kapillarsperreund einer zusätzlichen Dichtung bestehen. Oie obere Dichtung hat dabei 
.die Aufgabe, die Zusickerung in die unten liegende Kapillarsperre so zu begrenzen, 
daß eine Überlastung der Kapillarsperre verhindert wird. Im Vortrag werden der Auf­
bau und die Anwendungsmöglichkeiten von erweiterten KapiHarsperren gezeigt. 
Grundlage hierfür ist die Erläuterung des Funktionsprinzips und der Eigenschaften der 
Kapillarsperre .. 

Im folgenden finden Sie gen Nachdruck der Publikation "Dimensionierung von Kapil­
larsperren zur Oberflächenabdichtung von Deponien und Altlasten - Zwischenergeb­
nisse". Dieser Text ist dem Tagungsband der 3. Arbeitstagung des BMBF-Verbund­
vorhabens "Weiterentwicklung von Deponieabdichtungssystemen" entnommen, die 
vom 21..23. März 1995 in Berlin durch die Bundesanstalt für Materialprüfung und 
-Forschung (BAM) veranstalt wurde. Der Beitrag faßt die Anfang 1995 vorliegenden 
Zwischenergebnisse des gleichnamigen Forschungs-und Entwicklungsvorhabens zu­
sammen, das durch den BMBF (vormals (BMFT) unter dem Kennzeichen 
1440 569A5-[391 gefördert wurde und im September 1995 abgeschlossen wird. Der 
Beitrag gliedert sich wie folgt:· . 

1. Kapillarsperrenals Oberflächenabdichtungssysteme 235· 
2. . Uhtersuchungskonzept . . 236 
2.1 Aufbau der Kippririne 237 . 
2.2 Meßtechnik 239 
3. Untersuchte Materialien 240 
4. Versuchsergebnisse . 241 
5. Bewertung der Zwischenergebnisse, Empfehlungen und offene Fragen_ 247 

Literatur 252 
Dank 253 

Aus Zeitgründen war es leider nicht möglich, den Beitrag im Hinblick auf erweiterte 
Kapillarsperren gezielt zu überarbeiten. In Kapitel 5 werden jedoch. die wichtigsten 
praxisrelevanten Schlußfolgerungen und Empfehlungen dargestellt, die auch die Ein­
.satzmöglichkeiten der erweiterten Kapillarsperre bestimmen. 

Ich bitte um Verständnis, daß kein neuer Originalbeitrag vorgelegt werden konnte. Für 
weitere Fragen zur Kapillarsperre und deren Anwendungsmöglichkeiten im Einzelfall 
stehen meine Kollegen und ich Ihnen unter folgender Anschrift gern zur Verfügung: 
Institut für Bodenkunde der Universität Hamburg, Allende-Pla~ 2, 20146 Hamburg. 
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Deponieabdichtungssysteme 

3. Arbeitstagung 1995 SAM 

Dimensionierung von Kapillarsperren zur Oberllächenab­

dichtung von Deponien und Altlasten 

- Zwischenergebnisse -

Ste/an Me/chior, Bernd Stelnert, Karin Burger und Günter Miehlich 

Institut für Bodenkunde der Universität Hamburg . 

1 KapiIIarsperren als Oberflächenabdichtungssysteme 

Zur Oberflächenabdichtung von Deponien und Altlasten werden verschiedene Systeme 

eingesetzt. Üblicherweise werden unter einer ReIruItivü~rungs-und einer EntwässerungS­

schicht für flüssiges Wasser möglichst gering durchlässige oder undurchlässige Dich­

tungen angeordnet (bindige mineralische Dichtung, Kunststoffdichtungsbahn, neuerdings 

auch. vergütete mineralische Dichtungen, Bentonitmatten oder Asphaltbeton). Die 

abdichtende Wirkung der Kapillarsperre beruht auf einem anderen'Prinzip. Es werden 

zwei im wassergesättigten Zustand hoch durchlässige Schichten kombiniert. Eine Sand­

schicht (Kapillarschicht) wird über eine Kiesschictit (Kapi/larblock) gelegt. DieserSchich­

tenaufbau wirkt unter wasserungesättigten Bedingungen als Dichtung. / 

Abb. 1 zeigt in ihrem oberen Teil die WassergehaIts-/Wasserspannungs­

charakteristik (pF~Kurven) der beiden Schichten, in ihrem unteren Teil die ungesättigten 

Wasserleitfähigkeitsfunktionen (ku-Kurven). Bei Sättigung (Wasserspannung = 0 cm 

Wassersäule) ist der gesamte Porenraum wassergefüllt. Im Zuge der EntwässelUng 

. (steigende Wassersplmnung) kann die Sandschic;l'It zunächst ihr Wasser gegen die 

Schwerkraft als Haftwasser halten, während die Kiesschicht ihr Wasser sofort abgibt. 

Dieses hat zur Folge, daß in der Sandschicht ein deutlich größerer wassergefüllter 

Porenquerschnitt für die ungesättigte Wasserbewegung zur Verfügung steht als in der 

Kiesschicht. Im Kies sind im ungesättigten Zustand nur noch sehr dünne Wasserfilme, 

vor allem in den Zwickeln der Kornko~taktpunkte, vorhanden, so daß die ungesättigte 

Wasserleitfähigkeit d~r Kiesschicht zwischen 10 und 60 cm WS einige Zehnerpotenzen 

unter der der Sandschicht liegt. Unter Hangbedingungen sickert das Wasser daher in der 

Sandschicht hangparallel ab, anstatt vertikal in die Kiesschicht zu infiltrieren. 
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Abbildung 1 

pF- und ku-Kurven von Kapillarschicht (Sand) und 
Kapillarblock (Kies). Ungesättigte Wasser­
leitfähigkeit nach /8/ berechnet (nach Anpassung 
der pF-Kurven an gemessene Werte) . 

2 Untersuchungs konzept 

Diese Zusammenhange 

sind seit vielen Jahrzehnten be­

kannt. Überlegungen, sich diese 

Prinzipien zu Abdichtungszwecken 

zunutze zu machen, reichen bis in 

die 70er Jahre zurück. Erste Un­

tersuchungen wurden in U.S:A, 

Frankreich, Dänemark und auf 

der Deponie Georgswerder durch­

geführt /4, 5/. Mittlerweile wer­

den Kapillarsperren in U.S.A, in 

der Schweiz und in Deutschland 

großtechnischeingesetzt, obwohl 

wesentliche Grundlagen für die 

Dimensionierung ~er Schichten 

noch fehlen. Dieses Vorhaben hat, 

wie die Untersuchungen unserer 

Kollegen von der TII Dannstadt 

/2,3/, zum Ziel, die Zusammen­

hänge zwischen Hangneigung, 

Hanglänge, Zusickerung in die 

Kapillarschicht, hangparallelem 

Abfluß' in der Kapillarschicht und 

Absickerung in den Kapillarblock -

für verschiedene Materialkom­

binationen in Kipprinnenversuchen 

zu untersuchen. 

Ziele, technischer Aufbau und die geplante Durchführung der Versuche wurden bereits 

in /5/ erläutert. Im Mittelpunkt des Vorhabens steht die Untersuchung unterschiedlicher 

Materialkombinationen in einer 10· m langen Kipprinne. Entwicklung und Herstellung 

der Rinne waren ein wesentlicher Teil der im Vorhaben geleisteten Arbeit. Im folgen­

den sollen der Aufbau der Rinne sowie die Meßtechnik kurz erläutert werden. 
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2.1 Aufbau der Kipprinne 

Die Rinne ist eine Rahmenkonstruktion aus Stahl mit den Innenmaßen B 500, Ii 1000, 

L 10 000 mm (Photo 1). Sie kann durch eine handbetriebene Scherenhubvorrichtung bis 

zu einer Neigung von 1:3 (-= 18,4°) in Längsrichtung gekippt wergen. Die Seitenwä:nde 

der Rinne sind teils aus Acrylglas, teils aus St!lhl und teils aus PEHD-Platten mit 

Durchführungen zur Aufnahme von Meßgeräten gefertigt. Der Boden der Rinne ist 

durch zwei 15 tm ho~e Längsblec~e und neun bugartige Querbleche unterteilt. Die 

entstandenen Kammern lassen die getrennte Erfassung der Randumläufigkeiten undd"r 

Abflüsse einzelner Blockabschnitte zu. 

'Photo 1 Die 10-m-Kipprinne bei einer Neigung von 1:5 (11,3°) 

I 
.Die gesamte Rinne steht auf einem Stahl rahmen der über vier Wägezellen auf 

einer im Boden verankerten Stahlplatte gegründet ist. Die einzelnen Wägezellen haben 

eine Nennlast von 5 t: Die maximale Masse der Rinne beträgt mit eingebauter Kapillar­

sperre ca. 13 t, wobei i!TI geneigten Zustand eine Seite mit maximal 10 t belastet wird. 

Die Wägezellen erreichen beidet Bestimmung von Mli;Ssendifferenzen eine Genauigkeit 

yon 1 kg. Differenzen der Gesamtmasse werden mit ±0,01 %, Veränderungen des 

Gesamtwassergehalts mit ± 0,02 Vol. % aufgelöst. 

Die Oberfläche der Kapillarschicht wird bewässert. Die Wasserzugabe simuliert, 

anders als bei üblichen Bewässerungsanlagen, wie sie z.B. bei der Erosionsforschung 

eingesetzt werden, keinen Regen, sondern eine gleichmäßige und sehr geringe Ab-
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Photo 2 Bew~serungsanlage (an Schienen hängender Wagen mit FlacI1strahldüse) 

sickerungsrate aus Deckschichten oder aus einer über der Kapillarsperre liegenden 

zusätzlichen Dichtung. Es mußte daher eine neuartige, feindosierbare Bewässerungs­

anlage entWickelt werden. Eine Flachstrahldüse verteilt ein definiertes Wasser-Druckluft­

Gemisch auf der Oberfläche der Kapillarschicht (Photo 2). Die Düse ist unter einem an 

Schienen hängenden Wagen montiert, der durch einen Pe-gesteuerteri Schrittmotor über 

die ,Rinne gefahren wird. Die Aufgabemenge ist pro Überfahrt konsJ,ant.Die Wasser'­

zugaberate wird daher über die Pausenzeit~n zwischen den Überfahrten gesteuert und 

. regelmäßig durch eine Wasservorratswägung automatisch korrigiert. Die Bewässerungs­

raten sind von 0,1 ~ 5 nun/d stufenlos einstellbar und können durch den Austausch der 

Düse auf 1 - 50 nun/d gesteigert werden. Die Drucktanks für den Wasservorrat werden 

ebenfalls automatisch nachgefüllt, so daß die Bewässenmgsanlagevollautomatisiert ist, 

wobei die. Aufgabemenge nach jeweils zwei Überfahrten protokolliert wird. Die gesamte 

Bewii;sserungsanlage ist mit einer Abdeckung versehen, um Verdustungsverluste gering 

zu halten. Der Ablauf von Kondenswasser und Sprühnebel auf der Innenseite der 

Abdeckung wird gefaßt und gemessen, so daß die tatsächliche Wasserzugaberate bilan­

ziert werden kann. Zusätzlich zur DberflächenbewässeJ;llng kann über poröse keramische 

. Platten mittels ~iner ~olbenmembranpumpe Wasser von der oberen Stirnwand in die 

Kapillarschicbt infiltriert werden, um ~angzugwasser vom Oberhang längerer Hänge zu 

simulieren. Diese' Zugabe kann ebenfalls vollautomatisch e~olgen. 
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Neben der lO-m-Rinne wird eine k1einete Rinne mit den Maßen B 200, H 10ö0, 

L 1000 mm betrieben. Sie ist ·ebenfalls mit einer Oberflächen- und Stirnwandbewäs­

serung ausgerüstet und ~erfügt über eine mit der großen Rinne vergleichbare Meßge­

räteausstattung (s.u.).Die Rinne wird im vollautomatischen Betrieb für Vorversuche und 

Sonderversuche eingesetzt. Der Einbau einer Kapillarsperre ist in der kleinen Rinne 

wesentlich einfacher und schneller, und die Versuchsdauerist kürzer, da sich fließ­

gleichgewichte schneUer ei.nsteUen. Die Ergebnisse können jedoch angesichts der sehr 

kurzen Fließstrecke von 80 cm Länge nur erste Anhaltspunkte liefern und dienen vor 

aUem der Versuchsplanung für die große Rinne. 

2.2 Meßtechnik 

Neben der Messung der. Wasserzugaberate und der Masse der Rinne und damit der 

Änderung des Gesamtwassergehiiltes, werden die Abflüsse von Kapillarschichtund von 

neun Kapillarblockabschnitten sowie 'getrennt die Abflüsse inden Randabschnitten der 

Rinne und der Ablauf von der Bewässerungsabdeckung gemessen. Die Abflußmessung 

erfolgt für den Kapillarschichtabfluß sowie für einen der neun Kapillarblockabschnitte 

automatisch über eine 2-ml-Regenwippe und. zusätzlich, wie aUe anderen Abflüsse, durch 
. , . 

werktägliche manueUe Messung von BehälterfüUständen'. Die manu.eUe Messung erfolgt 

je nach Abflußrate kaskadenartig in unterschiedlich großen Standzylindern (100ml bis 

90 I). 

Zusätzlich werden bodenphysikalische Parameter in drei Hangabschnitten der 

Rinne bestimmt. Zur Erfassung der Wasserspannungen sind in den drei Mc:ßfeldern je 

fünf Tiefen mit je drei Druckaufnehmertensiometern nach /4/ bestückt. Die Wasser­

gehalte und deren Verteilung in der Kapillarsperre können mit insgesamt 15 TDR­

Meßgabeln /6/ bestimmt werden. Daneben sind je Meßfeld drei Platin-Meßwiderstände 

(Pt-WO-Elemente) in verschiedenen Tiefen eingesetzt, um eventueUe Temperaturein­

flüsse auf die Versuche protokollieren zu können. An 45 Punkten der Rinne sipd 

Kapillaren für eine Farbtraceraufgabe zur Bestimmung von Fließrichtung und Geschwin­

digkeit vorg~sehen. Darüberhinaus ist es jederzeit möglich, weitere Meßgeräte nach-

träglich in der Rinne zu installieren. .1 

Die Qaten aller automatisch meßbaren Sensoren werden stündlich mit Hilfe eines 

dezentraleri Datenerf~sungssystems aufgezeichnet j-l/. Das System hat sich seit Jahren 

auf den Testfeldern der Deponie Hamburg-Georgswerder bewährt. Die werktäglichen 

manuellen Messungen dienen einerseits der Kontrolle des automatischen Betriebes und 
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andererseits der Erfassung zusätzlicher Meßstelien (z.B. aller Blockabflüsse) und werden 

wöchentlich i~ die Dat~nbank ei~gegeben. 

3 Untersuchte Materialien 

Für die ersten Versuche mit der lO-m-Kipprinne wurden Materialien gesucht, die 

einerseits nach theoretischen Gesichtspunkten die Funktion einer Kapillarsperre sicher­

stellen und andererseits in Mengen zur Verfügung stehen, die Anwendungen auf De-
. . 

ponien zulassen. Erst in späteren Versuchen sollen weniger geeignete Materialien zum 

EinSatz kommen, um die Grenzen der Kömungsbänder genauer bestimmen zu können. 

Ton Schluff , I Sand Kies 
100 100 

80 Ka~illar- 80 

~ 
schicht 

0 

3i 
<Il 60 60 Q. 
]j ------'- Rinnen- . ~ c 
Cl] versuche 
E 40 40 
0 
~ 

- Testfeld S3 Kapillar-
Georgswerder block 

20 20 

0 0 
0,01 0,1 10 

Korndurchmesser [mml 

Abbildung 2 Vergleich der Kornsummenkurven der Materialien im Kapillarsperren­
Testfeld auf der Deponie Hamburg-Georgswerder und in den Rinnenver­
suchen 

Die Funktion einer Kapi)larsperre wird überwiegend durch das Porensystem in 

der Kapillarschicht bestimmt. Das Porensystem muß in der Lage sein, einerseits Wasser 

gegen die Schwerkraft zu halten und dabei andererseits eine hohe ungesättigte Wasser~. 

leitfähigkeit aufweisen. Das Kapillarblockmaterial muß im Rahmen der Filterstabilität 
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einen größtmöglichen Porengrößensprung ~zur Kapillarschicht gewährleisten und eine 

möglichst geringe ungesättigte Wasserleitfähigkeit aufweisen. Angesichts dieser Anfor­

derungen müssenin beiden Schichten enggestufte Materialien mit geringer Ungleichför­

migkeit eingesetzt werden. 

Aufgrund unserer Erfahrungen mit der Kapillarsperre im Testfeld S3 auf der 

Deponie Hamburg-Georgswerder 14/, in dem ein extrem enggestufter Feinsand einge­

baut wurde (Abb.2), konnte eine noch bessere Funktion der Kapillarsperre nur durch 

eine gröbere Kapillarschicht bei geringer Ungleichförmigkeit in Kombination mit einem 

ebenfalls enggestufen Grobsand oder Feinkies als Kapillarblock prognostiziert werden. 

Als erstes Testmaterial wurde für die Kapillarschicht daher ein Mittelsand 

gewählt, der durch Siebe und Hydrozyklone aus dem Baggergut des Hamburger Hafens 

technisch gewonnen wird. Die Kornsummenkurve ist in Abb. 2 dargestellt und entspricht 

einem handelsüblichen Oll-Sand. Der Mittelsandanteil beträgt etwa 65% bei 30% 

Feinsand und 5% Grobsandanteil. Der verdichtete Sand hat eine Porengrößenverteilung 

bei der ca. 80% aller Poren In eineIl} Saugspannungsbereich zwischen 20 und 60 cm WS 

das KapiUarwasser abgeben (Abb. 1). Die Wasserleitfähigkeit von 1,3 x 10"" m/s im 

gesattigten Material nimmt durch diese gleichförmige Porenverteilurtg im ungesättigten 

Bereich bis zu einer Saugspannung von ca. 20 cm WS kaum ab. 

Der Kapillarblock besteht aus einem naßgesiebten 1/3-Kies eines norddeutschen 

Kieswerkes. Er besteht aus 65% Grobsand und 30% Feinkies. Die pF-Kurve zeigt bei 

einer Saugspannung von 30 cm WS nur noch einen Sättigungsgrad von "15% (Abb. 1). 

Der Sättigungsgtad beträgt im Kapillarschichtmaterial bei dieser Saugspanng noch über 

80%. Die ungesättigte Wasserleitfähigkeit ist durch die Wassergehaltsunterschiede bei 

dieser Saugspannung im Kapillarblockmaterial um mehrere Zehnerpotenzen geringer als 

im Kapillarschichtmaterial (Abb. 1). 

4 Versuchsergebnisse 

Das Forschungsvorhaben ist. zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen. Im 

folgenden werden daher ausgewählte Ergebnisse dargestellt, um die Funktionsweise der 

Kapillarsperre zu verdeutlichen. 

Richtung und yeschwindigkeit der Wasserbewegung kann durch den 'Einsatz von· 

Farbtracem sichtbar gemacht werden. Abb. 3 zeigt das Ergebnis'eines solchen Versuchs. 

Durch Öffnungen in der Frontscheibe der Rinne wurden zu Versuchsbeginn (Zeitpunkt 
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Fließs!reeke [ern] 

40 

Abbildung 3 Verlagerung eines punktförmig aufgegebenen Farbtracers bei einer Hang­
neigung von 1:5 

~) zehn Farbpunkte aufgegeben. Die Aufgabepunkte liegen senkrecht zUr Schichtgrenze 

im Abstand von 2cm übereinander. Die Schichtgrenze war 1:5 (11,3°) geneigt. Die 

Wasserbewegung in der Kapillarschicht erfolgte stationär mit einer Flußrate von 1301/d 

(bezogen auf eine Hangbreite von 1 m). Nach der Aufgabe bilden sich um die Auf­

gabepunkte zunächst angefärbte Höfe mit rund 2 cm Durchmesser. Die Farbe wurde in . 

der Kapillarschicht dann durch nachströmendes farbloses Wasser verdrängt und als rund 

2-5 cm breit.e Linie hangparallel verlagert. Dargestellt sind die Farblinien nach 30, 60 

und 120 Minuten. Die T-ransportgeschwindigkeit ist direkt an der Schichtgrenze mit 6 x 

10-5 mls am höchsten. Mit zunehmender Höhe über der Schichtgrenze sinkt die Ge­

schwindigkeit. In den ersten 11 cm über der Schichtgrenze tritt rund 80% der Wasserver-

. lagerung auf. Im Kapillarblock ist die Wassetbewegung' minimal, die; Farbhöfe ver-, . 

schwimmen lediglich geringfügig. 

Abb. 4 zeigt die Ergebnisse dreier Versuche an der kleinen Rinne, die den' 

_ Einfluß d.er Hangneigung auf die Wirksamkeit der Kapillarsperre verdeutlichen. Die 

Abflußraten sind sowqhlflächenbezogenin mmld als auch flächenunabhängig in lid und 

bezogen auf 1 m Hangbreite angegeben, um die Ergebnisse unterschiedlich langer und 

breiter Kapillarsperren vergleichen zu können. Ziel der Versuche war, die Kapillarsperre 
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Abbildung.4 Abflüsse dreier Versuche an der 1-m-Kipprinne 
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bei jeder Hangneigung durch Steigerung der Wasserzugabe zum Versagen zu bringen. 

Beim ersten Versuch (Neigung 1:3) reichte dafür die Kapazität der Bewässerungsanlage 

nicht aus. Es traten auch bei maximaler Wasserzugabe von 100 lid (bezogen auf eine 

-Hangbreite von 1 m) noch keine Abflüsse aus dem Kapillarblöck auf. Nach Umbau der 

Bewässerungsanlage traten beim zweiten Versuch (Neigung 1:5) ab einer Zugaberate 

von 200 l/d (bezogen auf 1 m Breite) erste Blockabflüsse (0,4 l/d auf 1 m Breite) auf, 

die im weiteren Versuchsverlauf 7,5% der Wasserzugabe erreichten (18 von 240 lid 

bezogen auf 1 m Breite). Bei sehr geringem Gefälle (1:25) setzten die Blockabflüsse 

?ereits bei einer Zugaberate von 77 l/ d (bezogen auf 1 m Breite) ein und erreichten bei 

etwas höherem Zufluß .5,6% der Wasserzugaberate. Bei dann wieder abnehmender 

Wasserzugabe ging der Blockabfluß wieder langsam gegen nul~ese Daten legen nahe, 

daß die untersuchte Kapillarsperre einen z.B. 50 m langen Hang bei einer Hangneigung 

von 1:5 bis zu einer über die Fläche gleichmäßigen Zusickerung in die Kapillarschlcht 

VOI' 4 mm/d entwässern kann (bei einem Gefälle von 1:25 werdenauf 50 m Hanglänge 

maximal 1,5 mm/d Zusickerung hangparallel abgeführt, bevor es zu vertikalen Abflüssen 

in den Kapillarblock kommt). Ein Vergleich mit einem Versuch, der aJJl gleichen 

Material und ebenfalls bei ei,ner Hangneigung von 1:25 an der 10 m langen Kipprinne . 

durchgeführt wurde, zeigt jedoch, daß die Daten der kleinen Rinne diese Schlußfol­

gerungen nicht zulassen, da das Fließgeschehen in der kurzen Rinne offenbar von der 

Wasserfassung am Fuße der Kapillarschicht beeinflußt wird (es entsteht eine Sogwir­

kung, die den Abfluß aus der Kapillarschicht begünstigt, vgI. 17/). Dennoch 'zeigt sich 

klar, daß die Mindesthangneigung für die getestete Materialkombination deutlich über 

1:25, jedoch unter 1:5 liegt. 

Abb. 5 zeigt die Ergebnisse des genannten Versuchs an der 100m-Kipprinne. 

Während des gesamten Versuchs treten; wenn auch zunächst sehr geringe, Abflüsse aus 

dem Kapillarblock auf. In den ersten sechs Wochen betragen sie 0,05 mm/d (oder 0,5 

lid bezogen auf 1 m Hangbreite) bei einer Wasserzugabe von 10 l/d (bezogen auf 1 m 

Hangbreite). Die Abflüsse aus Kapillarschicht und Kapillarblock steigen bei zunehmen­

der Wasserzugabe zunächst im gleichen Verhältnis an (5% der Wasserzugabe sickern 

durch). Schließlich wird ein maximaler hangparalleIer Abfluß in der KapiIlarschicht von 

rund 50 lid (auf 1 m Breite) erreicht. Jede weitere Erhöhung der Wasserzugabe sorgt 

dann für einen entsprechend großen Anstieg des Kapillarblockabflusses bei gleich~ 

bleibendem Abfluß in der Kapillarschicht. Bei 195 lid (auf.! m Breite) Wasserzugabe 

sickern schließlich 137 l/d oder 70% in den Kapillarblock. Bei nachlassender Wasserzu­

gabe stabilisiert sich die Kapillarsperre wieder .. 
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Abbildung 5 Abflüsse bei einer Hangneig(!ng von 1:25 (2,3°) in der 100m-Kipprinne 

Abb. 6 zeigt die bei diesem Versuch gemess~nen Wasserspannungen in ver­

schiedenen Tiefen und die daraus berechneten hydraulischen Potentiale (das hydrau­

lische Potential ist die Summe aus der Wasserspannung (als Matrixpotential· ausge­

drückt) und dem Gravitationspotential, das die Lage pes Meßpunkts im Schwerefeld 

beschreibt). Die Daten zeigen nur sehr geringe Veränderungen über die Zeit. Lediglich 

kurzfristige Ausfälle der Bewässerung machen sich an der Oberkante der Kapillarschicht' 

deutlich und an der Grenzfläche stark gedämpft bemerkbar. Selbst das extreme Durch­

sickerungsereignis verringert die Wasserspannungen nahe der Grenzfläche kaum. Die 

Wasserspannungen liegen nahe der Grenzfläche bei 10 bis- 24 cm Wassersäule; Zu 

keinem Zeitpunkt werden wassergesättigte Verhältnisse angezeigt. Bei Wasserspan­

nungen zwischen 10 und 15 cm WS ist die ungesättigte Wasserleitfähigkeit des Kieses 

offenbar schon hoch genug, um große Wassermengen versickern zu lassen. Dies wider­

legt die bisherige Annahme, daß eine Durchsickerung von Kapillarsperren erst dann 

auftritt, wenn sich die Kapillarschicht .auf~ättigt und hydrostatischer Druck an der 

Grenzfläche zum Kapillarblock herrscht. 

Für Abb. 7 wurden die in Abb. 5 dargestellten Versuchsergebnisse in anderer 

Form ausgewertet.. Betrachtet wurden nur Gleichgewichtszustände IlÜt konstanter 

Wasserzugabe und konstanten Abflüssen. Dargestellt ist die in jedem der jeweils 1 m 

langen Hangabschnitte gemessene Absickerung in den Kapillarblock in Abhängigkeit 
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Abbildung 6 Abflüsse, Wasserspannung und hydraulisches Potential i~ der 10-m-Kipp­
rinne_bei einer Neigung von 1:25 (2,3°) 

vom Zufluß in die Kapillarschicht dieses Hangabschnitts .. Dafür wurde zunächst berech­

net, wieviel Wasser einerseits aus der Bewässerung von oben in die Kapillarschicht und 

andererseits als hangparalleler Kapillarschichtabfluß vom Oberhang in diesen Hang­

abschnitt zufließt. Dieser auf der Abszisse aufgetragene Wert (bezogen auf 1 m Hang- . 

breite) gibt die tatsächliche Belastung der Kapillarsperre in dem jeweiligen Hangab­

schnitt an. Bei dieser Betrachtung wird berücksichtigt, daß die Belastung der Kapillar­

sperre mitzunehmendem Abstand vom Oberhang einerseits zunehmen kann, da das 

flächig bewässerte Einzugsgebiet des jeweiligen Hangabschnitts größer wird, und daß 

andererseits die Belastung dann. abnimmt, wenn bereits am Oberhang nennenswerte 

Wassennengen aus der Kapillarschicht in den kapillarblock absickern. Auf d~r Ordinate 

wurden dann die gemessenen Absickerungsraten in den jeweiligen KapiHarblockabschnitt 

in Prozent der Gesamtzusickerung aufgetragen. Die Darstellung zeigt, daß bei der. 

Neigung 1:25 ein Zufluß von unter 25 l/d (bezogen auf 1 m Hangbreite) noch fast 

vollständig in der Kapillarschicht abgeleitet werden kann. Ab 30 l/d (auf 1 m Breite) 

sickern, wesentliche Anteile des Zuflusses in den Kapillarblock. Dieser Versuch zeigt, 

daß die Kapillarsperre, wie zu erwarten war, für Hänge. mit nur 1:25 Neigung ungeeignet 
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Abbildung 7 Durchsickeningder Kapillarsperre in Abhängigkeit von der Zusickerung 
zur Grenzfläche in jedem einzelnen, jeweils 1 m langen, Hangabschnitt 
der lO-m-Rinne bei unterschiedlichen Hangneigungen . . 

ist. Der bei Drucklegung' dieser Veröffentlichung noch nicht abgeschlossene, Versuch bei 

der Hangneigung 1:5 zeigt eine wesentlich höhere Wirksamkeit der Kapillarspeme. Hier 

werden _mittlerweile Zuflußraten in der Kapillarschicht vollständig abgeführt, die es 

erwarten lassen, daß auch lange Hänge 'mit dieser Materialkombination wirkungsvoll 

entwässert werden können. 

5 Bewertung der Zwischenergebnisse, Empfehlungen und ofTene Fragen 

Weder die Zahl der Einzelversuche noch die bisherige Auswertung reichen aus, um den 

"Einfluß der Faktoren Hangneigung, Hanglänge, Zusickerung und Materialeigenschaften 

von Kapillarsperren gesondert zu ermitteln und die Ergebnisse zu stichhaltigen Dimen­

sionierungsempfehlungen zu verknüpfen. Auf Basis der vo!liegenden Daten, insbeson-' 

dere iii der Zusamm.~nschau mit den Ergebnissen der TI! Darmstadt /2, 3/, lassen sich 

jedoch einige praiisrelevante Aussagen und Empfehlungen ableiten, die im folgenden 

kurz dargestellt werden sollen. 
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Abbildung 8 Durchsickerungsanteil am Gesamtabflußin der Kapillarsperre bei unter­
schiedlichen Kipprinnen- und Testfeldversuchen (eigene Untersuchungen 
und Ergebnisse der rn Dannstadt nach /2 und 3/) 

Abb. 8 zeigt eine Zusammenfassung der in Dannstadt und Hamburg durchgeführ­

ten Rinnenversuche. Zusätzlich sind noch die Ergebnisse des Testfeldes S3 auf der 

Depoiue Georgswerder enthalten. Dargestellt ist der prozentuale Anteil der Durch­

sickerung der Kapillarsperre am Gesamtilbfluß in Kapillarschicht und Kapillarblock. Da 

für diese Betrachtung nut die Erg~bnisse bei Gleichgewichtszuständen ausgewertet 

wurden, ist der Gesamtabfluß mit dem Zufluß zur Kapillarsperre identisch. Er wurde in 

Liter pro Tag gemessen und auf eine Hangbreite von 1 m bezogen, um die Daten der 

unterschiedlich breiten Rinnen vergleichen zu können. Die Einzelergebnisse lassen sich 

in drei Gruppen unterteilen: 

(1) Es tritt bei der gegebenen Versuchseinstellung (Zuflußrate, Hangneigung, Mate-
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. rialkombination) keine DurchsiCkerung der Kapillarsperre auf. Die Kapillarsperre 

funktioniert perfekt. Dieses Verhalten zeigen filtersiabile Kombinationen eng 

gestufter und ausreichend wasserleitender Materialien. bei ausreichender Hang­

neigung. 



(2) Bei steigender ZusickerJng steigt auch die Durchsickerung auf Werte. bis zu rund 

5% des Gesamtabflusses. Versuche mit sehr geringer Hangneigung und weniger 

guter Materialkombinatiort zeigen dieses Verhalten bereits bei relativ geringen 

Zuflußraten in die Kapillarsperre. 

(3) Bei weiter steigender Zusickerung nimmt der Durchsickerungsanteil drastisch auf 

über 20% zu .. Diese Zunahme ~cheint immer dann zu erfolgen, wenn die Zu­

sickerungsrate in die Kapillarschicht deren maximale hangparallele Dränkapazität 

erreicht und überschreitet, so daß Wasser an den Kapillarblock abgegeben wird. 

Aufgrund lies steilen Verlaufs der ungesättigten Wasserleitfähigkeitsfunktion des 

Kieses (Abb. 1) bewirktbereits eine -geringe Wasserspannungsabnahine von 20 

auf 10 \=m WS eine Zunahme der ungesättigten Wasserleitfähigkeit um mehrere . 

Zehnerpotenzen, weshalb der Blockabfluß in diesem Bereich sehr schnell an­

steigt. ,Jede weitere Erhöhung der Zusickerung führt dann zu einem identischen 

Anstieg des Kapillarblockabflusses während der Kapillarschichtabfluß konstant 

bleibt. Entsprechend lassen. sicq auch Durchsickerungsanteile von bis zu rund 

90% des Gesamtabflusses durch entsprechend hohe Wasserzugaberaten expeii­

mentell erzeugen: Da in Abdecksystemen unterhalb der Rekultivierungsschicht 

derart hohe Zusickerungsraten jedoch nicht auftreten, wurde in Abb. 8 auf die 

Darstellung solcher Situationen verzichtet. Ein Versagender Kapillarsperre mit 

Durchsickerungsanteilen von über 20% tritt jedoch nicht nur' bei sehr hohen 

Zusickerungsraten auf, sondern auch bei ungünstiger Materialwahl. Ungünstige 

Materialien sind Kapillarschichtmaterialen mit einer zu geringen Wasserleitfähig­

keit (Sande mit Schluff- oder Tonbeimengu,ngen oder weit gestufte Sande) sowie 

weit gestufte Kapillarblockmaterialien mit zu hohen Sandanteilen. 

Einsatzmöglichkeiten, Leistungsfähigkeit und Beständigkeit von Kapillarsperren . 

können noch nicht abschließend beurteilt werden. Aufgrund der vorliegenden Erfah­

rungen und Ergebnisse zeichnen sich folgende Tendenzen ab: 

Dichtigkeit von Kapi11arsperren gegen Wasser und Gas 

~pillarsperren sind unter· Hangbedingungen leistungsfähige Barrieren für die flüssige 

vertikale Wasserbewegung. Im Gegensatz zu bindigen mineralischen Dichtungen, die 

nahe Sättigung wirksam sind, bei Austrocknung durch Schrumpfrisse jedoch unwirksam 

werden, funktionieren KapilIarsperren unter wasserungesättigten Bedingungen. Sie sind 

nicht austrocknungsgefährdet. Bei zu hoher Zusickerung wird ihre hangparallele Dränka-

151 



pazität jedoch überschritten, und Wasser sickert vertikal in den Kapillarblock. Bei 

nachlassender Zusickerungsrate erreichen Kapillarsperren wieder ihre ursprüngliche 

Wirksamkeit. Kllpillarsperren sind nicht gasdicht. 

Materialwahl und FilterstabiHtät 

FÜr die Kapillarschicht sind eng gestufte Sande geeignet. Der Ton- und' Schluffgehalt 

sollte vermutlith unter 2% liegen, um e,ine ausreichend hohe Wasserleitfähigkeit de~ 
Kapillarschichtsicherzustellen. Der Kapillarblock sollte aus ebenfalls eng gestuftem Kies 

bestehen. Die Komsummenkurve des Kieses sollte so verlaufen" daß die gängigen 

, Kriterien zur Filterstabilität eingehalten werden., Unter diesen Voraussetzungen kann 

auf ein Geotextil zwischen den bei den Materialien verzichtet werden. Beim Einsatz von 

Geotextilien in Kapillarsperren ist sicherzustellen, daß Funktion und Langzeitstabilität 

des Dichtsystems nicht beeinträchtigt werden. Versuche mit filteI'stabilen Materialkom­

binationen ohne Geotextil' haben gezeigt, daß auch bei gesättigter Durchströmung mit 

unreaHstisch hohen Drücken keine Partikelverlagerung an der Grenzfläche oer Schichten 

auftritt /7 j; Die übHchen Filterregeln decken für Kapillarsperren ,alle vorstellbaren 

Lastfälle ab. Weitere Untersuchungen werden vermutlich zeigen, daß, auch weniger 

strenge Kriterien als Sicher,heit ausreichen. 

Geometrische Randbedingungen CSchichtmächtigkeiten. Hangneigung. Hanglänge) 

Die Aussagen zur, erforderlichen Mächtigkeit der beiden Schichten in /3/ können wir 
bestätigen. 20 cm Kapillarschicht über wenigen ZentimetemKapillarblock würden 

theoretisch ausreichen. Als Sicherheit ~or Unregelmäßigkeiten beim Einbau und zur 

Verteilung punktuell zusickernden Wassers ist eine Kapillat;schichtmächtigkeit von 40 cm 

und eine Mächtigkeit des Kapillarblocks von 30 cmratsam. Die Frage, welche Hang­

Hinge bei gegebener Hangneigung durch eine bestimmte Materialkombination zuver­

lässig entwässert werden kann, kann aufgrund der noch nicht abgeschlossenen Versuche 

noc;h nicht beantwortet werden. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist daher zu empfehlen, 

zunächst die Verfügbarkeit geeigneter Materialien zu prüfen, und mit diesen Materialien 

dann Rinnenversuche als Eignungsprüfung durchzuführen, bei denen die Hangneigung 

und die Zuflußraten nach den Gegebenheiten des Anwendungsfalles einzustellen sind. 

Die Neigung 1:25 ist für den Einsatz von Kapillarsperren nicht ausreichend. VermutHch 

sind 1:10 bis 1:5 als Mindestgefälle notwendig. Bei sehr langen Hängen oder erwartUngs­

gemäß hohen Zusick:erungsraten muß der Kapillarschichtabfluß durch zusätzHche, 

Gerinne am Mittelhang gefaßt werden, um den Unterhang nicht zu überlaslen. 
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Setzungsempfindlichkeit 

Untersuchungen an derTI-I Darmstadt (Abb. 8) und eigene Versuche haben gezeigt, daß , 

Kapillarsperren wesentlich weniger empfindlich gegen' Setzungsdifferenzen sind, als 

ursprünglich befürchtet wurde. Selbst ein sägezahnartiger Höhenversatz der Grenzfläche . 

zwischen beiden Schichten um 5 cm führt nicht zum Versagen der Dichtung/3/. Weite­

re Untersuchungen'sind notwendig, um die Grenzen der Leistungsfähigkeit bei Setzun­

gen zu quaniif~ieren. 

Standsicherheit 

Kapillarsperren sind vermutlich auf steileren Hängen einsetzbar als z.B. die Kombina­

tionsdichtung oder Dichtsysteme, die Bentonitmatten enthalten. Hierzu wurden bislang 

jedoch keine eigenen Untersuchungen durchgeführt. 

Beständigkeit gegen Bioturbation 

Wühlende Bodentiere können Kapillarsperren ebensowie andere Dichtungen gefährden. 

Bei ausreichender Einbautiefe der Dichtungen ist die Gefahr jedoch relativ gering. Die 

Ausbildung eines dichten Wurzelfilzes in der Kapillarschicht kann deren Wasserleitfähig­

keit verringern. Anders als bei mfneralischen Dichtungen ist die Wasseraufnahme durch 

Pflanzenwurzeln aus der Kapillarsperre jedoch unkritisch (keine Austrocknungsgefähr­

dung). 

Beständigkeit gegen chemische und mikrobielle Einwirkun&en 

Die Beständigkeit der Kapillarspei're gegen chemische und mikrobielle Einwirkungen ist 

derzeit nicht abschätzbar. Alle Prozesse, die dasPorensystem der Kapillarschicht oder 

das des Kapillarblocks verändern, sind bedenklich. Hierzu zählen beispielsweise redox­

potentialabhängige Prozesse, wie die Lösung,Verlagerung und Fällung von Carbonaten, 

von Eisen- und Manganoxiden und -hydroxiden oder von Huminstoff'en, ebenso wie die 

Entwicklun~ von Bakterienrasen. Die Anwesenheit von Deponiegas Jcann diese Pmzes~e 
beschleunigen. So wird beispielsweise im Testfeld S3 auf der Deponie 'Georgswerder 

zunehmend zweiwertiges Eisen aus der Kapillarschicht ausgewaschen. Die Auswirkungen 

solcher Prozesse müssen noch näfler untersucht werden, um die Beständigkeit von 

Kapillarsperren beurteilen zu können. 

HersteIlbarkeit 

Kapi1larsperren sind einfach herstellbar. Da mit nicht bindigen Materialien gearbeitet 
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wird, ist die Witterungsempfindlichkeit der Herstellullg, abgesehen von erosiven Starl(­

regen, gering. 

Eignungs~rüfung und Qualitätssicherung 

Nach einer Vorauswahl von Materialien anhand der Kornsummenku~en und der pF­

Kurven sollten Eignungsprüfungen an Kipprinnendurchgeführt werden. Die Rinnen . . 
sollten mi.ndestens 5 m lang sein, um Einflüsse der Wasserfassung auf die Wasserbewe-

gung in der Rinne erkennen und bei der AuswertUng der Daten ausschließen zu können. 
\ 

Die zu untersuchenden Hangneigungen und Zuflußraten sind von den geometrischen 

und klimatischen Randbedingungen der geplanten Anwendung abhängig zu machen. Die 

Qualitätssicherung beim iJau ist sehr einfach. Die Materialien können durch Standard­

versuche einfach überwacht werden. Die Ebenheit der Grenzfläche darf beim Einbau 

nicht beeinträchtigt werdell und ist permanent visuell zu überwachen. 

Anwendungsmöglichkeiten 

Mit KapilIarsperren' können :generell . nur die Hänge hügelförmiger Deponien und 

. Altlasten gedichtet werden. Ein Einsatzbereich von KapilIarsperren ist die temporäre 

Abdichtung von Altlasten. Zur Langzeitbeständigkeit von KapilIarsperren besteht, wie 

bei anderen Dichtungen auch, noch Forschungsbedarf. Unter geeigneten Rahmenbedin­

gungen können KapilIarsperren eventuell als Einfachdicht~ng unter einer mächtigen 

. RekultiVierungsschicht zur Abdichtung von Deponien der Klasse I eingesetzt werden 

(kein Deponiegas, kaum Setzungen). DieHauptanwendung sehen wir jedoch, vor allem 

auf stärker belasteten und gasbildenden Deponien und Altlasten, als zusätzliche Dich­

tung unter einer gas- und wasserdichten oberen Dichtung. Solche Verbunddichtungen 

aus beispielsweise einer PEHD-Bahn, Bentonitmatte oder ASphaltbetondichtung über 

einer Kapillarsperre weisen zahlreiche Vorzüge 'auf. Sie Sind einfach und schnell. her­

stellbar, redundant wirkend und durch die Wasserfassung aus der Kapillarschicht auch 

kontrollierbar . 
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Erfahrungen mit Wasserglassystemen 

Prof. Dr.-Ing. Düllm~nn und DipL-Geol.'in Obemosterer, 
Geotechn. Büro Düllmann 

1. Einleitung 

Die TA-Siedlungs abfall gibt derzeit rur den Bau von Deponien ein Kombinatiönsab­
dichtungs system vor, das aus einer mineralischen Abdichtungsschicht und einer im 
Preßverbund .. aufliegenden Kunststoffdichtungsbahn besteht. Für das mineralische 
Dichtungsmaterial wird ein Feinstkornanteil < 2 Jlm von mindestens 20 Gew.-% bzw. 
dn Mindesttomnineralgehalt von lOGew.-% gefordert. Nach Abschnitt 10.4.1.1 der 
Techn. Anleitung sind Alternativen sowohl für die mineralische Komponente als auch 
für das Gesamtsystem zugelassen, sofern ihre Gleichwertigkeit· zur Regeldichtung , 
nachgewiesen werden kann. Auch in der Einführung der LWA-Richtlinie Nr. 18 wird 
darauf verwiesen. daß die Richtlinie nicht das Ermessen der Zulassungs behörde bei der 
Einzelfallentscheidilng ersetzt. Wenn sich die angestrebten Ziele, denen die Anforde­
rungen dienen, auch auf anderem Weg erreichen lassen, können auch Alternativen ZUr 
Anwendung kommen. . 

Als alternative mineralische Abdichtungsmaterialien werden z.B. wasserglasvergütete 
fein- undgemischtkörnige Erdstoffe diskutiert. Hierzu gehören u.a. das System SIE­
DEK &·KÜGLER sowie das System DYNAGROUT der Hüls Troisdorf AG. Beide 
Systeme wurden bereits bei mehreren Deponieprojekten ausgeführt und sollen nach-
folgend vorgestellt und bewertet werden. ' 

2. Grundlagen 

2.1 Allgemeines 

Wasserglas-Re aktiv-Systeme werden bereits seit Jahrzehnten z.B. für Verfestigungs­
und Abdichtungsinjektionen inder Bautechnik mit Erfolg eingesetzt. 

. Wasserglas ist ein Iginstliches Silikat. Genauer gesagt handelt es sieh um eineri Sam­
melbegriff für technisch hergestellte Alkalisilikate. Als Ausgangsprodukte werden 
Quarzsand und Soda (Natriumkarbonat) bei ca. 1500 oe geschmolzen. Das gewonnene 
glasartige Material-geht bei Erhitzen mit Wasser unter erhöhtem Druck in zähflüssige 
Lösungen über. Je nach Wasseraufnahme unterscheidet man zwischen Gläsern,PuI-
vern und Lösungen. . 

Das zunächst anfallende Stückglas dient als Ausgangsprodukt für Wasserglaslösungen. 
Es wird i.d.R. in pulverisiertem Zustand angeboten. In vielen Fällen, in denen die Lös­
lichkeit dieser Pulver nicht ausreicht, verwendet man s.g~ hydratisierte Pulver. Darun-
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ter versteht man trocken eingedampfte Alkalisilikat-Lösungen mit einem Restwasser­
gehalt von 10 bis 20 %. 

Bei der Lösung von Wasserglas in Wasser entstehen niedermolekulare Kieselsäuren, 
die eine starke 'Neigung zur Kondensation zeigen (Abb. 2.1). Unter Abspaltung von 
Wasser entstehen Si-O-Si-Ketten und schließlich kolloidale Aggregate. Sind die kol­
loidalen Teilchen noch mehr oder weniger frei gegeneinander beweglich, spricht man 
von einem Kieselsäuresol, entstehen bei weiterer Kondensation· räumliche Vernetzun­
gen der Kolloide, spricht man von einem Kieselsäuregel. Es handelt sich also nicht um 

. einen hydraulischen Abbindeprozeß unter Bildung von verkittenden Kristallen. Das 
Ausgangsmaterial unterliegt keiner Verfestigung oder Versprödung. 

Abb.2.1: Schem3:tische Darstellung der Bildung des Kieselsäuresol- und -gelsystems [1] 

Die Gelbildungaus einer Lösung wird beeinflußt dur~: 

die Temperatur, 
die Kieselsäurekonrentration, 
den pR-Wert der Lösung, 
die vorhandenen Lösungsgenossen, die s.g. Gelbildner sowie 
die Zeit. .. 
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Die Geschwindigkeit der Kondensation erhöht sich mit der Temperatur. Die Mindest­
konzentration für die Bildung von Gelen liegt zwischen 2 und 6 Vol.-% Si02. Die Ag­
gregation der Kieselsäure verläuft in alkalischen Lösungen sehr langsam, da die Ab­
stoßung der Kolloidpartikel relativ groß ist. Ab pH 11 bilden sich echte Silikatlösun­
gen aus, d~h. es findet keine Kondensation statt Auch bei sehr geringen pH-Werten 
findet kaum Kondensation statt, da OH-Ionen als Katalysatoren fehlen. Dies ist bei 
pH - 2 der Fall. . 

Als Gelbildner können grundsätzlich alle Kationen sowie verschiedene organische 
Verbindungen wirken. Zugesetzte Reaktive können zu einer schlagartigen oder verzö­
gerten Gelierung beitragen. In Abhängigkeit der Art des Reaktivs und des Mischungs­
verhältnisses entstehen Hart- oder Weichgele .. Weichgele eignen sich bevorzugt zur 
Minimierung des Porenraums eines Mineralstoffes. 

2.2 System SIEDEK & KÜGLER 

Das System S & K wird zur Vergütung von mineralischen Abdichtungsmaterialien mit 
guter Komabstl,lfung in gut· verteilter, homogener Mischung angewendet. Mögliche 
Komverteilungen sind Abb. 2.2 zu entnehmen. 
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Abb.2.2: Charakteristische Komgrößenverteilungen von natürlichen Abdichtungsmateriali­
en für die Wasserglasvergütung nach dem System·S & K [2] , 

Das Verfahren S & K war bis 'Anfang 95 patentiert. Nach den Erläute~ngen zur Pa­
tentschrift weist es drei Merkmale auf, die sich von denen anderer Verfahren abheben: 
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die Zugabe des Wasserglases erfolgt in Pulverform und nicht wie bisher in flüssi­
ger Form, 
die Dosierung der Zugabemengen ist abhängig von der cheniischen Reaktion mit 

. den vorhandenen Mineralien und dem natürlichen Bodenwassergehalt, . 
das pulverförmige Wasserglas wird eingefräst bzw. eingemischt und der Boden. 
anschließend verdichtet. 

S & K verwenden pulverförmiges Wasserglas vom Typ Deposil N der Fa. Renkel 
KGaA,·Düsseldorf. Der abdichtende Effekt beruht auf einer Verklebung und Verstop­
fung der lJodenporen durch die aus dem Wasserglas gebildettm KieselsäuresoIe und 
-gele. 

Der Mischvorgang eifolgte lange bevorzugt in pI ace mittels Fräse. In letzter Zeit er­
folgt die Mischung häufiger in plaIit mittels Zwangsmischer. Dabei wird dem Boden 
soviel Wasserglas zugegeben, daß sich im Bodenwasser eine 5 %ige Wasserglaslösung 
bilden kann. Es wird unterstellt, daß sich nach dem Vermischen des Pulvers mit dem 
Boden das Wasserglas im Bodenwasser langsam auflöst und sich durch die Verdich­
tungsarbeit gleichmäßig im Porenraum verteilt. In einer ersten Stufe entstehen alka­
lisch reagierende Wasserglaslösungen. Die Absenkuilg des pR-Wertes durch das neu­
trale bis schwach sauer reagierende Bodenwasser ermöglicht bzw. fördert anschließend 
die Bildung v~n KieselsäuresoIen und -gelen, die Bodenporen verstopfen. 

DerVorgang der Bildung von KieselsäuresoIen und -gelen vollzieht sich über einen 
länger andauernden Zeitraum. Er kann mehrere Tage bis mehrere Monate, u. U. Jahre 
in Anspruch nehmen.·Um die Gelbildung zu beschleunigen und auch besser kontrollie­
ren zu können, kömien zusätzlich trockene, pulverförmige Gelbildner zugegeben wer­
den. 

2.3 System DYNAGROUT 

Im Unterschied zum System S & K werden beim System DYNAGROUT ·ausgewählte 
Zuschlagstoffe in einem genau definierten Mengenverhältnis eingesetzt (Tab. 2.1). Als 
Grilndmaterialien dienen Sande, Kiese, Tonmehl und Wasser. Angestrebt wird eine 
Komabsrufung entsprechend der Fuller-yerteilung. Der noch verbleibende Porenraum 
wird durch den Zusatz eines speziell angepaßten silan-modifizierten Rydrosilikatgels 
als Binder ~erfti1lt (Tab. 2:2) Der Mischvorgang erfolgt grundsatzlich kontrolliert in 
plant. 
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Tabelle 2.1: Beispiele der Zusammensetzung von DYNAGROUT­
Basisabdichtungen 

Tabelle 2.2: . Zusammensetiung des DYNAGROW-Gels . 

In der DYNAGROUT-Dichtung wird der optimale Wasergehillt der Proctorkurve 
durch das DYNAGROUT-Gel ersetzt. Nach der Verarbeitung koaguliert die Boden­
flüssigkeit zu einem dreidimensionalen dichten Gel im Porenraum des Dichtstoffes. 
DWR-A ist eine wässrige, anorganische Phosphat-Lösung, die zusammen mit DWR-B 
(Alkylsilan, teilorganisches Silikat) und Wasserglas (Natrium-Silikatlösung) zur Bil­
dung des Hydrosilikatgels führt. 
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3. Eigenschaften wasserglasvergüteter mineralischer Dichtungen 

3.1 Wirksamkeit 

Die Wirksamkeit einer Dichtung hängt in erster Linie von den Stofftransportprozessen 
Konvektion und Diffusion ab. Beiden Prozessen wirkt das Retenti6nsvennögen des 
Bodens - die Sorptionskapazität - entgegen. Es beruht auf der Adsorption von Ionen 
und Molekülen durch die Bodenpartikel. 

Durch die Zugabe von Wasserglaslösungen nach dem System S & K kann die Durch­
lässigkeit der Ausgangsmaterialien um 1 bis 1,5 Zehnerpotenzen verringert werden. 
Die Abhängigkeit der Qualität des Dichtungsmaterials von der Zugabemenge an Was-­
serglas ist im Vorfeld einer Maßnahme durch Eignungsuntersuchungen festzustellen. 

Beobachtet man die Entwicklung der Durchlässigkeit über die Zeit; zeigt sich, daß die 
K-Werte in den ersten 10 Tagen nach Herstellung der Mischung stetig abnehmen, bis 
si:ch ein stabiler Wert einstellt. In Abhängigkeit des Ausgangsmaterials sowie der zu­
gesetzten Wasserglaskonzentrationerr und des GeIbildners können K -Werte < 5 . 10-11 
rnIs erreicht werden. Beispiele zeigt Abb. 3.1. 
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Abb.3.1: Veränderungen des Durchlässigkeitsbeiwertes in Abhängigkeit des 
Wassergehaltes und der Mengen an pulverförmigem Wasserglas [2] 

An Proben aus einer wasserglasvergüteten Dichtung, die nach 8 Jahren Deponiebetrieb 
wieder ausgegraben wurde, wurden Durchlässigkeitsbeiwerte ermittelt, die eine halbe 
Zehnerpotenz unter den Werten während der Bauphase lagen, Dieses Ergebnis wird als 
Nachweis der langanhaltenden Bildung der Kieselsäuregele gewertet. Kritisch muß 
hier allerdings angemerkt werden, daß entsprechende Beobachtungen auch bei rein 
tonrnineralhaltigen Dichtungen gemacht wurden. Mögliche Ursachen können auch 
Kolmationseffekte und Zementbildungen im Porensystem sein. 
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Durch die Vergütung von mjneralische~ Dichtmassen mit dem System DYNAGROUT 
werden in Abhängigkeit vom mineralischen Material unter Laborbedingungen K­
Werte bis zu.1 . 10-12 m!s erreicht. Im 1 : I-Maßstab im Feld siml ebenfalls Weite von 
::;;'5 .lOli m!s möglich. Dabei ist teilweise eine Verbesserung des K-Wertes gegenüöer 
dem unvergifteten Material von mehreren Zehnerpotenzen zu verzeichnen. Auch bei 
der DYNAGROUT-Masse werden stabile K-Werte Ld.R. erst nach einer Reaktionszeit 
von mindestens 2 Wochen erreicht. 

Für beide Systeme liegen Ergebnisse von Diffusionsversuchen vor, die Diffusions­
koeffizienten bzw. '-geschwindigkeiten iIi etwa vergleichbaren Größenordnungen wie 
für tonmineralhaltige Dichtungsmilterialien liefern. Einschränkend ist allerdings fest­
zustellen, daß die Versuchsmethoden. die für beide wasserglasvergüteten Systeme bis­
her angewendet wurden, nicht mit denen, die Ld.R. für tonmineralhaltige Dichtungen 
angewendet werden (Diffusionszellen z.B. nach FINSTERWALDER) übereinstim­
men. Versuchsbedingte , Unterschiede können deshalb nicht ausgeschlossen werden. 
Ein direkter Vergleich der verschiedenen Materialien unter diesem Aspekt steht bisher 
noch aus. 

Die Sorptionskapazität von wasserglasvergüteten Böden nach dem System S & K 
wurde im Rahmen mehrerer VersQchsreihen untersucht. U.a. wurde die Sorption von 
Inhaltstoffen künstlicher und natürlicher Sickerwässer an unvergütetem und an was­
serglasvergütetem Lößlehm gegenübergestellt. Zwar läßt sich festhalten, daß die von 
wasserglasvetgütetem Material adsorbierten Schadstoffmengen größtenteils über denen 
des unvergüteten Materials liegen, sie liegen Ld.R. jedoch nicht in der Größenordnung 
eines mittel- bis hochplastischen Tons. 

Im Unterschied zum System S & K wird das Adsorptionsvermögen der DYN­
AGROUT-Masse nach'Herstelleraussagen im wesentlichen von den 'mineralischen Zu­
schlagstoffen bestimmt. Da für das DYNAGROUT-Material bevorzugt nicht quellfa­
hige Tonmehle wie Kaolinit und Illit verwendet werden, ist das Adsorptionsvermögen 
eher als gering bis normal einzustufen. 

3.2 Beständigkeit 

Bei der Frage nach der Beständigkeit einer Abdichtung ist zwischen der chemischen, 
der thermischen und der mechanischen Beständigkeit zu unterscheiden. 

Wasserglas und seine ReaktionsprodukteKieselsäuresole und-gele sind nach dem 
Stand der Wissenschaft gegenüber nahezu allen organischen und anorganischen Ver­
bindungen resistent. Ausnahmen bilden nur die Flußsäure und starke Alkalien, die je­
doch in der Deponiepraxis keine oder nur eine untergeordnete Rolle spielen. 

Die Beständigkeit beider Wasserglassysteme wurde im Rahmen von Langzeit-Durch­
strömungsversuchen mit verschiedenen Prüflösungenbzw. im Rahmen von Einlage­
rungsversuchen untersucht. Daneben liegen insbesondere für das System S & K Unter­
suchungsergebnisse an Proben freigelegter Dichtungen nach mehrjährigem Deponiebe-
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trieb vor. Beeinträchtigungen der Dichtungsmaterialien, die zu einem Versagen führen 
könnten, wurden nicht nachgewiesen. . 

In .diesem Zus~enhang stellt sich die Frllge, ob auch Wassergläser analog den 
Tolimi.neralen in der Natur vorkommen, was als Beleg für ihre langfristige Stabilität zu' 
werten wäre. Festzuhalten ist, daß Wasserglas aus Quarzsand hergestellt wird und 
Quarz die stabile Foqn der Kieselsäure darstellt. Daneben kommt in der Natur eine 
Vielzahl von Alkllli- und Erdalkalisilikaten vor, die von kristalliner, aber auch von 
.amorpher Struktur mit unterschiedlichen Wassergehalten sein können. Inwieweit diese 
mit Wassergläsern und ihren Reaktionsprodukten in ~inem natürlichen Boden zu ver-

.' gleichen sind, ist bisher noch nicht abschließend geklärt. 

Wasserglasvergütete Dichtungen sind bei erhöhten Temperaturen und daraus resultie­
renden Wassergehaltsänderungen entsprechend ihrer mineralischen· Ausgangsstoffe 
weniger rißanfallig als mittel- bis hochplastische Tone. Das Schrumpfverhalten der 
Materialien entspricht in etwa dem des Ausgangsmaterials und ist daher bei den ver­
wendeten schwach bindigen bzw. kornabgestuftenBöden relativ gering. 

In der Literafur wird darauf hingewiesen, daß wasserglasvergütete Böden nach dem 
System S & K auch relativ unempfindlich gegen Frosteinwirkungen 'sind. Die Über­
deckung mit einer 20 cm starken Filterschichtsoll ausreichenden Schutz auch-bei Dau­
erfrostereignissen von unter -20 oe bieten. Diese zitierten Ergebnisse stehen jedoch im 
Widerspruch zur allgemeinen Beurteilungspraxis in der Geotechnik und bedürfen einer 

. weiteren Untersuchung und Überprüfung. 

An Proben des Systems DYNAGROUT liegen Ergebnisse von Frost-Tauwechsel-Ver­
suchen vor. Vier2tägige Frost-Zyklen von -10 oe wurden jeweils durch 2tägige Tau­
perioden von 20 oe unterbrochen. Dabei zeigten sich einaxiale Druckfestigkeiten von 
ca. 60 % der Ausgangswerte. Die Durchlässigkeit erhöhte sich jedoch nurunwesent-
lich gegenüber den nicht befrosteten Proben. . 

Die Überprüfung der plastis~hen Eigenschaften von nach dem System S & K vergüte­
ten Böden zeigt, daß die natürlichen Fließgrenzen der Ausgangsstoffe Ld.R. deutlich 
sinken, während die Ausrollgrenzen stabil bleiben. Somit reduziert sich die Pillstizi­
tätszahl, sei daß bei Gültigkeit der bodenmechanischen Gesetzmäßigkeiten schon bei 
relativ geringen Wassergehaltsänderungen starke Konsistenzänderungen auftreten 
dürften. Diese Annahme wird durch Beobachtungen vor Ort bestätigt. Nicht verdichte­
tes Material, das Niederschlägen ausgesetztist, geht sehr schnell in einen fließfahigen 
Zustand über. 

Zur'Beurteilung des mechanischen Verhaltens von wasserglasvergüteten Böden nach 
·dem System S & K liegen die Ergebnisse von Biegeversuchen vor. Dabei wurden je­
weilsdie Krümmungsradien ermittelt, ab ,genen sich erste Risse zeigten. Festzuhalten 
ist, daß vergütete und unvergütete Proben in etwa gleiche Versuchsergebnisse liefer-­
ten. 
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Hinsichtlich der plaStischen Verfonnbarkeit der DYNAGROUT-Dichtmasse liegen 
~ Untersuchungsergebnisse der LGA Nürnberg vor. Die Untersuchungen ergaben, daß 

sich die Masse trotz der vorwiegend nicht bindigen Zuschlagstoffe duktil verhält. Die 
ermittelten maximal möglichen Krümmungsradien liegen in der gleichen Größenord­
nung wie die vorliegenden Versuchsergebnisse von vergüteten Proben nach dem Sy-

. stern S &K. ' 

3.3 HersteIlbarkeit 

Bei der' Herstellung von wasserglasvergüteten Dichtungen nach dem System S & K 
können sowohl Zwangsmisch- als auch Fräsverfahren eingesetzt werden. Der Boden 
wird anschließend mit Vibrations- und Glattmantelwalzendynamisch und statisch 
verdichtet. Nach 24 Std. Liegezeit; die zur Lösung des Wasserglaspulvers i,m Boden 
nötig ist, erfolgt eine Nachverdichtung bis zur Aktivierung des Porenwasserdruckes, 
wodurch sich die Wasserglaslösung im'Boden verteilt (Abb. 3.2). 
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Homogenisierung des 

Bodens mit pulver· 
törmigem Wasserglas 

Erstllerdichtung durch 
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Lösevor- Solbil-
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Abb. 3.2:Verfahrensabläufe bei der Wasserglasvergütung nach dem System S & K 

Für die Herstellung der DYNAGROUT-Dichtung wird grundsätzlich eine Zwangsmi­
schanlage mit Dosiereinrichtung benötigt. Im s.g. Einstufenverfahren werden alle Zu­
schlagstoffe einschließlich der chemischen Zusätze sofort vermischt, im s.g. Zweistu- _ 
fenverfahren werden zunächst nur die Komponenten DWR-A und DWR-B mit einem 
Teil Wasser gemischt und anschließend ,als fertige Lösung den mineralischen Kompo-
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nenten zugesetzt: Bereits kleine Schwankungen bezüglich Zusammensetzung der Ein­
zelkomponeriten und Mischenergie können die Materialeigenschaften signifikant be­
einflussen. 

" 

. Beide vorgestellten Dichtungsrnassen sind im Baufeld vor der Verdichtung sehr emp­
findlich gegen Wassergehaltsänderungen. Sowohl gegen Sonneneinstrahlung als auch 
gegen Niederschlagszutritte sind im Vergleich zu mittel- bis hochplastischen. Tonen 
verl>tärkt Schutzvorkehrungen zu treffen. Nach der Verdichtung sind beide Massen ge­
gen Niederschläge relativ unempfindlich. 

Der Einsatz beider Massen stellt erhöhte AnfordeI'\lngen an die Ausstattung und Erfah­
rungen der bauausführenden Firmen sowie den begleitenden Eigenüberwacher. Ein be­
sonderes Problem stellt die Ebenflächigkeit und die Vermeidung von Walzkanten in 
der obersten Lage bei ·Einsatz in einem Kombinations-Dichtungssystem dar. 

Im Rahmen der Qualitätssicherungsollten bei Dichtungen nach dem System S & K 
verstärkt Durchlässigkeitskontrollen durchgeführt werden, die als indirekter Nachweis 
der Verteilung des Wasserglasgels dienen. Nachteilig auf den Bauablauf wirkt sich hier 
allerdings die verhältnismäßig lange Prüfzeit bei der K-Wert-Messung mittels Triaxial­
technik aus. 

Bei der DYNAGROUT-Dichtung erfolgt die Überprüfung der Einbauqualität üblicher­
weise !lurch die Kontrolle de~ Einbauwassergehaltes und der 'frockendichte an aus der 
fertigen Dichtung entnommenen Proben. Die Kontrolle der Kornverteilung wird an 
frisch aus der Mischanlage entnommenen Proben durchgeführt. Der K-Wert kann auf­
grund der Grobkörnigkeit des Materials i.d.R. nicht an ungestört entnommenen Proben 
bestimmt werden. Alternativ sind aus dem laufenden Mischprozeß Proben zu entneh­
men und im Labor auf die im Feld erreichten Werte zu verdichten. Eine weitere Mög" 
lichkeit stellt die insitu-Prüfung mittels Standrohrmethode dar. 

Beide Dichtungsrnassen wurden bereits bei einer Reihe von Projekten als Basisabdich­
tungungen eingesetzt. In Tabelle 3.1 sind verschiedene Beispiele aufgeführt. Wie Zu 
ersehen ist, wurden beide Dichtungen sowohl als alleiniges Dichtungselement als auch 
in Kombination mit anderen Komponenten in mehrschichtigen Systemen eingesetzt. 
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Tabelle 3.1: Beispiele bisher realisierter Projekte mit wasserglasvergüteten Basis­
abdichtungen 

Betriebsdeponie der Bayer AG 
Dormagen 

1984 

_ 0,4 m mächtige 
• minerhlische Dichtung 

mit aufliegender 
Kunststoffdichtungsbahn 

ZD CsStrop-Rauxel 
2,7 ha Erweiterung 

1988 

0,6 m mineralische Dichtung 

K SI· 10-9 mJs 

HMD Bochum-Komharpen 
Erweiterung 

seit 1993 

0,75 m mineralische Dichtung 
mit Bewehrung und 
aktiver Rißsicherung 

KS5 .10-11 mJs 

HMD Bremen-Blockland 
Ilha Erweiterung 

1989 - 1991 

0,75 m mineralische Dichtu~g zur 
Vergütung der nlittleren Lage 

HMD Erbenschwang 
4 ha Erweiterung 

1992 

0,5 m mächtige Schicht 
in einer mineralischen 

Mehrkomponenten-Dichtung 

K S 5.10-11 mJs 

HMD Meisenheim 
Erweiterung 

1993 

0,25 m mächtige Schicht 
in einer mineralischen Dichtung 

als Ersatz der Kirnststoffdichtungsbahn 

Die DYNAGROUT-Mischung wurde z.B. bei der Hausmülldeponie Bremen-Block­
. land als alleiniges Dichtungselement eingesetzt. Das Projekt wurde vor Inkrafttreten 
. der TA Siedlungsabfall realisiert. Bei den Projekten Erbenschwang und Meisenheim 

wurde jeweils eine DYNAGROUT.Lage als eine Komponente einer muitiminerali­
sehen Dichtung eingebracht. In Erbenschwang lag der Grund für diese Entscheidung in 
dem weitgehenden Fehlen einer geologischen Barriere. In Meisenheim wurde aufgrund 
der sehr steilen Lage der gesamten Erweiterungsfläche auf eine KDB verzichtet und 
stattdessen eine 0,25 m mächtige DYNAGROUT-Lage in einem mehrschichten Ge­
samtsystem eingebaut. 

Das System SIEDEK & KÜGLER fand im Projekt Castrop-Rauxel Verwendung als 
alleinige Dichtung. Auch dieses Projekt wurde vor Inkrafttreten der TA Siedlungs ab­
fall realisiert. Für die Werksdeponie der Bayer AG in Dormagen wurde aufgrund des 
relativ durchlässigen Untergrundes (Rheinauesedimente) schon zu einem sehr frühen 
Zeitpunkt eine Kombinationsdichtung realisiert. In Bochum-Kornharpen wird das Sy-
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stem in Kombination mit einer aktiven Riß sicherung unter Verzicht auf eine Kunst­
stoff-Dichtungsbahn eingesetzt. 

4. Gleichwertigkeit der Regelabdichtung nach TA Siedlungsabfall 
und wasserglasvergüte.ter Dichtungen 

Wie bereits eingangs angesprochen und auch im Vortrag von Herrn Herold ausführlich 
behandelt, läßt die TA Siedlungsabfall sowohl Alternativen für eiße _Komponente der 
Kombinationsabdichtung als auch für das Gesamtsystem zu, sofern ihre Gleichwertig­
keit nachgewiesen ist. 

Das System S & K wurde wie berichtet in Einzelfällen nicht nur als Ersatz für die mi­
neralische Komponente eingesetzt. In-Verbindung mit einer Bewehrung zur rußmini-" 
mierung und mit aktiver Rißsichernng (Abb. 4:1) wurde ihr im Rahmen einer Einzel­
fallbewertung sogar ein,e höhere Qualität als dem Standardabdichtungssystem Kombi­
nationsabdichtung attestiert. Als Bewehrung wird ein dünnes, gering dehnflihiges 
Geotextil 'in die mineralische Dichtungsschicht eingebaut. Unter der aktiven Rißsiche­
rung wird die Überdeckung der mineralischen Dichtung mit einem ca. 10 cm starken 
Infiltrationsboden verstandeß. Dieser Boden besitzt bei Wassersättigung Fließeigen­
schaften (mittelsandiger Feinsand und Grobschluft) und soll eventuell entstehende 
Risse zuschlämmen. Durch die Bewehrung wird verhiildert, daß der Infiltrationsboden 
in den Untergrund ausgespült wird. Anzumerken ist, daß dieses System ursprünglich 
ausschließlich für Oberflächenabdichfungen entwickelt worden ist. , 

Da inder Fachwelt zur Frage der Gleichwertigkeit der wasserglasvergütefen minerali­
schen Dichtung allein und der Variante mit aktiver Rißsicherung im Vergleich zur 
Kombinationsdichtung nach TA Abfall und TA Siedlungsabfall in NRW kontroverse 
Standpunkte vertreten wurden und noch werden, fand im September 1994 auf Veran­
lassung des MURL NRW ein Fachgespräch unter Beteiligung von Vertretern aus Ver­
waltung, Forschung und freier Wirtschaft statt, das vom Geotechnischen Büro Prof. 
Dr.-Ing. Düllmann moderiert und ausgewertet wurde. Der Abschlußbericht, der eine 
ausführliche Darstellung der Grundlagen sowie des aktuellen Kenntnisstandes über das 
Verhalten konventioneller Systeme sowie wasserglasvergüteter Systeme enthält, kann 
zwischenzeitlich als Veröffentlich,ung des MURL bezogen werden [3]. 

1m VerlaUf der Diskussion zeichneten sich klare Unterschiede in .der Beurteilung der 
Gleichwertigkeit des Systems S & K mit der rein mineralischen Komponente einer 
Dichtung einerseits und der Kombinationsabdichtung als Gesamtsystem andererseits 
ab. Daneben wurde herausgehoben, daß bei einer Gleichwertigkeitsbetrachtung grund­
sätzlich zwischen Oberflächenabdichtungen und Basisabdichtungen unterschieden 
werden muß. Die Elemente der aktiven Rißsicherung und der Bewehrung fanden bei 
der Beurteilung der Gleichwertigkeit keine Berücksichtigung, da sie losgelöst von' 
wasserglasvergüteten Dichtungen ebensogut bei ausschließlich' t9nmin~ralhaltigen 
Dichtungen angewendet we~deil können [4]. . 
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Abb.4.1: Konzept deuktiven Rißsicherung nach dem System S & K 

Als Fazit des Fachgesprächs und als Ausblick kann festgehalten werden: 

Die Gleichwertigkeit wasserglasvergüteter Dichtungen nach den Systemen S & K 
und DYNAGROUT mit rein mineralischen Dichtungen wird als gegeben angese­
hen. Dies .gilt sowohl für Oberflächen- wie. auch Basisabdichtungssysteme. AI­
lerding's forderten mehrere beteiligte Fachvertreter noch tiefergehende, statistisch 
abgesicherte Nachweise der Dauerbeständigkeit des Materials. 

Das wesentliche Wirkungsprinzip einer Kombinationsabdichtung ist in der 
Kombination verschiedener Materialien mit unterschiedlichen Wirkungsmecha­
nismen zu sehen. Die Vorteile leiten sich aus der Tatsache ab, daß die unter-. 
schiedlichen Systemkompönenten unterschiedlich auf die einzelnen Angriffe 
reagieren. Bei einer Forderung nach einer Mehrlagigkeit des Systems ist nicht die 
Anzahl von Lagen, sondern deren Funktion gefragt. Es ist deshalb zu unterschei­
den zwischen mehrlagig und 'mehrschichtig, wobei eine Schicht als Funktions­
schicht zu definieren ist. Sofern keinem Systemteil eine andere Aufgabe zugewie­
sen wird als einem anderen, kilDn nur von mehrlagig gesprochen werden. In die­
sem 'Punkt weisen ausschließlich wasserglasvergütete mineralische Dichtungen 
entscheidende Nachteile gegenüber einerKombinationsabdichtung auf. 

169 



Die Gleichwertigkeit einer optimal wasserglas vergüteten nlineralischen Dichtung 
mit einer Kombinationsabdichtung nach TA Siedlungsabfall oder TA Abfall wird . 
auch bei K -Werten K S; 5 . 10-11 rnJs als nicht erfüllt angesehen. 

Die Einsatzmöglichkeiten des betrachteten Altemativsystems mit aktiver. Rißsi­
cherung werden eher im Bereich Oberflächenabdichtungen als im Bereich Basis­
abdichtungen gesehen. 
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Einbaukriterien und Qualitätssicherung 
bei Bentonitmatten*) 

Dipl.-Ing. Heyer, 
Lehrstuhl und Prüfamt für Grundbau, Bodenmechanik und Felsmechanik, 

TU München 

1. Einführung 

Die Bentonitrnatten, aJich geosynthetische Tondichtungsbahnen (GTD) genannt, fan­
den in den letzten Jahren in der Geotechnik eine zunehmende Verbreitung für die viel­
fältigsten Abdichtungsaufgaben. Neben Anwendungen bei Baumaßnahmen 

zum Grundwasserschutz an Verkehrsflächen, z.B. an Straßen in Wassergewin­
nungsgebieten oder bei Flughäfen [1, 7], 
im Wasserbau als Dichtungselement bei Speicherbecken und Regenrückhalte­
becken [4, 5], 
im Landschaftsbau als Dichtungselement für künstlich angelegte Teiche in Parks, 
Golfanlagen und dergleichen . 

werden die Bentonitmatten mittlerweile auch nv. Deponiebau als Dichtungselement be-. 
sonders in Oberflächenabdichtungssystemen [2] zunehmend verstärkt eingesetzt. Die 
Vorteile der Bentonitrnatten liegen vor allem darin, daß sie eine schnelle sowie flexible 
Verlegung ermöglichen und diese daher baubetrieblich dem Erdbau leichter anzupas­
sen sind als andere Dichtungselemente, deren Ausführung Ld.R. den bestimmenden 
Prozeß darstellen. 

Bei den Bentonitmatten handelt es sich allerdings um ein in der Geotechnik relativ 
"neues" Produkt, so daß sich hinsichtlich der technischen Anforderungen an die indu­
strielle Fertigung und die Verlegung auf der Baustelle sowie hinsichtlich der Festle­
gung von Untersuchungsmethoden und Prüfungen der geforderten Eigenschaften noch 
keine einheitlichen Standards herausbilden konnten. Auch verfügen nur wenige Pla­
nungsbüros und. bauausfUhrende Firmen über hinreichende Erfahrungen in der Hand­
habung und im Umgang mit dem Dichtungselement GTD. Merkblätter oder Empfeh­
lungen, die technische Mindestanforderungen an das Produkt und die Verlegung fest­
legen, stehen zur Zeit noch nicht zur Verfügung, sind aber in Bearbeitung. 

Die Bentonitmatte ist ein industriell gefertigtes Produkt, mit dem daher auch aufgrund 
einheitlicher Produktionsbedingungen hohe Qualitätsstlindards erreichbar sind. Mit ei-

*) Geringfügig überarbeitete Fassung des Vortrags "Die Bedeutung der Fremdüberwachung bei der 
Ausführung von Dichtungssystemen mit Bentonitmatten" von D. Heyer, N. Beer und R. Ascherl 
anläßlich der 4. Infonnations- und V örtragsveranstaltung über Kunststoffe in der Geotechnik, 
Miinchen, März 1995. 
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ner . dementsprechenden Eigenüberwachung und zusätzlichen Fremdüberwachung bei 
der Produktion im Werk lassen sich die erforderlichen Produkteigenschaften sicherstel­
len und ihre Streuung reduzieren. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die Wirksam­
keit des Dichtungselements GTD stets im Zusammenhang mit den anderen Komponen­
ten des Dichtungssystems - Erdauflager (Ausgleichsschicht), Dränschicht und Über­
schüttmaterial - zu sehen ist. Die werkseitig kontrollierten Eigenschaften der. Bento­
nitrnatte (GTD) garantieren also noch keine gesicherte Wirksamkeit des "Dichtungs-
systems" im jeweiligen Anwendungsfall. l . 

Aus diesem Grund kommt der Überwachung der fachgerechten Verlegung der Ben­
tonitrnatte und des Einbaus' der angrenzenden Schichten eine erhebliche Bedeutung zu .. 
Da der Fremdüberwacher über detaillierte Kenntnisse zur Verlegung der GTD verfü­
gen muß, empfiehlt es sich, diesen bereits im Vorfeld der Baumaßnahme b~i der Aus­
wahl und Festlegung der Komponenten des Dichtungssystems und der Konzeption der 
Qualitätssicherung einzubeziehen, Dessen Aufgaben sind daher weiter als die alleinige 
Durchführung der KontrollpfÜfungen zu sehen. . 

2. Anwendungs- und projektbezogene Problemstellungen' und 
Anforderungen 

In der Planungsphase, spätestens im Vorfeld der Baumaßnahme, sind die maßgebli­
chen Anforderungen zu definieren. Die Einhaltung der diesbezüglichen Anforderungen 
ist durch Untersuchungen zu belegen. Da es sich bei den Bentonitrnatten um ein mehr­
schichtiges Verbundsystem handelt, können die mit einem Produkt ermittelten Unter­
suchungsergbnisse nicht ohne weiteres auf ein anderes Produkt übertragen werden. 

Die Fragestellungen zur Eignung des Dichtungselementes können je nach Anwendung 
und Projekt umfassen [3]: 

Durchlässigkeitseigenschaften, 
Auswirkung von Trocken-Naß-Zyklen, 
Auswirkung von Frost-Tau-Wechseln, 
Einfluß der Auflast, 
Einfluß der hydraulischen Gradienten, 
Einfluß von Tausalzlösungen und Kohlenwasserstoffen, 
Auswahl und Festlegung des Stütz- und Überschüttrnaterials, 
Auswirkung einer Durchwurzelung,· 
Innere Scherfestigkeit (Kurz- und Langzeit-), 
Scherkraftübertragung gegenüber KDB und den jeweils angrenzenden Böden 
oder Geokunststoffen, 
Durchlässigkeit im Überlappungsbereich; 
Selbstheilung von Perforatiol,len. 

Eine wesentliche Fragestellung bezieht sich in vielen Fällen auf die Qualität der Auf­
lagerbedingungen der Matte und der vorzusehenden Ü1;>erschüttungsmaterialien. Wich­
tige Überlegungen sind hierbei, inwiefern im Endzustand oder während der Bauaus-
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führung beispielsweise dynamische Beanspruchungen (Baustellenverkehr) oder zykli­
sche Lasten (Wasserspiegelschwankungen) auftreten. Dementsprechend sollte dann 
auch eine' Abstimmung der verwendeten Erdmaterialien oder 'planerischer Elemente 
wie Überschüttungshöhen aufdie jeweiligen Fragestellungen erfolgen. 

Dies gilt insbesondere dann, wenn' sich die anzustrebenden Eigenschaften einzelner 
Komponenten des Dichtungssystems zunächst widersprechen, so daß eine Optimierung 
erforderlich wird. Soll beispielsweise oberhalb der Bentonitmatte eine Dränschiclit an-

, geordnet werden, so wird als Material hierfdr möglichst gleichkörnigesund grobkörni-
, ges Material in Frage kommen, daß jedoch in Hinblick auf die mechanische Beanspru- : 

chung der GTD als kritisch anzusehen ist, fla in dieser Hinsicht ein abgestuftes Mate­
rial mit einem möglichst geringen Größtkorn besser geeignet wäre. So muß in diesen 
Fällen eine Optimierung' erfolgen, die einerseits eine ausreichende Ableitkapazität der 
Dränschicht sicherstellt und andererseits zu keinen unzulässigen Beanspruchungen der 
Bentonitmatte führt: Diesbezügliche Untersuchungen können vorab im Labor erfolgen 
- letztendliehe Aussagesicherheit wird man aber erst mit der Ausführung eines Probe­
feIdes erlangen. 

In der Praxis hat sich bewährt, die Überlappungen schubfest auszubilden, wodurch 
Verschiebungen der GTDim Zuge der Verlegung,und Qberschüttung verhindert wer­
den. 

"'\ 

Die Anforderungen an die zu verwendenden Materialien, die sich aus den projektbezo­
genen VOfÜberlegungen ergeben, sollten Aussagen zu den ProdukteiIlgenschaften der 
Bentonitmatte, wie Permittivität, Flächenmasse, Dicke, ggf. mechanische Anforderun­
gen u.a. sowie zu den einzusetzenden Erdmaterialien der Auflagerlläche und des Über­
schüttmaterials, z.B. Kornverteilung, Mindestsandanteil" Verdichtungs anforderungen, 
beinhalten. 

Im Hinblick auf die o.g. ungünstigen mechanischen Beanspruchungen der GTD durch 
mineralische Dränschichten können alternativ dazu Geocomposits als 'sogenannte 
Dränmatten eingesetzt werden, da bei Oberflächenabdichtungen von Deponien die 
Auflasten vergleichsweise gering sind und damit diese Dränmatten nicht unzulässig 
.zusammengedrückt werden. Dabei ist aber. unbedingt zu beachten, daß der Verlegepro­
zeB einer besonderen Abstimmung bedarf, da ,dann neben der Verlegung der Dränmat­
ten auch kontinuierlicll, d.h. arbeitstäglich, Rekultivierungsmaterial aufgebracht wer­
den muß, um ein vorzeitiges Aufquellen der GTD zu verhi.pdern (s. Abschn. 5.4). 

3. Verlegeplan und Dokumentation 

Als ein wichtiges Element der Qualitätssicherung ist der Verlegeplan in bezug auf die 
Herstellung einer Abdichtung mit Bentonitmatten zu sehen, und sollte in der Aus­
schreibung der Baumaßnahme auch entsprechend gefordert werden. Der Verlegeplan 
sollte von der ausführenden Firma, und zwar noch vor Baubeginn, erstellt werden·und 
ist vom Auftraggeber und/oder der Fremdüberwachung zu genehmigen. Während der 
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Durchführung der Baumaßnahme dient der Verlegeplan der Dokumentation derverleg­
ten Bentonitmatten und des Baufortschritts: 

Die Bedeutung des Verlegeplans besteht zunächs,t darin, 'daß sich die ausführende 
'Firma und die weiterhin Beteiligten nocI:t vor Baubeginn mit den Kriterien einer fach­
gerechten Handhabung und Veflegung der Bentonitmatten auseinanderzusetzen haben. 
In diesem Zusammenhang ist auch nochmals auf die< Bedeutung eines Probefeldes hin­
zuweisen, da hierbei die Firma vor Baubeginn auch den praktischen Nachweis einer 

, fachgerechten Handhabung der Bentonitmatte erbringen muß und dies daher auch eine 
entsprechende Einweisung des Personals im Hinblick auf die Verlegung (Verlegevor­
schriften) erfordert. , 

Bei der Anfertigung eines Verlegeplanes sind die nachfolgenden Prinzipien zu beach­
, ten: 

Verlegung in Entwässerungsrichtung (dachschindelartige Überlappung in Fließ­
richtung), . . 
Verlegung in Fallrichtung, 
Einbindegraben in der Böschungskrone, 
keine 4fachen Überlappungen (Kreuzstöße), 
Vermeidung von Überlappungen in den Hoch- und Tiefpunkten (z.B. Deponie- ' 
kuppe - große Radien, kein ausgeprägtes Gefalle), 
Einhaltung von erforderlichen Gefallen. 

Die Lösung von Detailproblemen wie z.B. Anschlüsse an Bauwerke oder Durchdrin­
gungen (Rohre), oder schwierige geometrische Randbedingungen (Gräben)' sollten da­
gegen bereits in der Planungsphase geklärt werden. 

Zusätzliche Bedeutung kommt dem Verlegeplan in Fragen der Gewährleistungen zu, 
da er auch als Grundlage der Bauüberwachung und zur Dokumentation dient. Diese 
sollte die folgenden Verfegedaten enthalten: ' 

Zustand des Auflagers, 
Einbaudatum, 
Verlegeort, 
Rollen-Nr. der Bent{)nitmatte, 
Probennahmestellen, 
Witterungsbedingungen zum Zeitpunkt des Einbaus. 

Die Dokumentation der Verlegearbeiten sollte arbeitstäglich erfolgen. ' 

4. Beispiel für die Anlage eines Probefeldes ' 

Es ist grundsätzlich anzuraten, füfjedes Bauvorhaben, bei dem in größerem Umfang 
GTD verle~t werden, Probefelder anzulegen. Folgende Ziele sind mit der Anljige eines 
Probefeldes verbunden: 
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Nachweis des Auftragnehmers, daß er die Verlegung beherrscht und über geeig­
nete Geräte verfügt, 
Prüfung der Eignung der einzelnen Elemente des Dichtungssystems, 
Untersuchung spezieller Fra~estellungen. 

Als Beispiel für ein solches Probefeld wird im weiteren das im Zuge des Bauabschnitts 
der BAB A 96 bei Leutkirch im Allgäu erstellte Probefeld vorgestellt. Aus baubetrieb­
lichen Gründen muß der Baustellenverkehr des Erdbaus teilweise in BereiChen abge­
wickelt werden, in denen bereits Bentonitmatten verlegt waren. Hierbei war unklar, ob 
und in welchem Umfang die daraus resultierenden dynamischen Belastungen. die 
Wirksamkeit der Bentonitmatten beeinträchtigen. Da zur Simu\ation derartigerBean­
sprilchimgen im Labor keine hinreichenden Erkenntnisse vorlagen, wurde ein Probec 
feld angelegt, um folgende Fragestellungen zu untersuchen: . 

Auswirkung unterschiedlicher Überschüttmaterialien, 
Einfluß der Überschüttungshöhe, 
Schutzwirkung von geotextilen Vliesstoffen. 

VersuchsdurchfÜrhrung 

Das Versuchsfeld lag in einem Einschnittsbereich der Trasse der A 96 und hatte eine 
Länge von ca. 26,S m und eine Breit von ca. 10m. 

Die Bentonitmatten wurden, wie in Abb. 1 dargestellt, mit drei verschiedenen Über­
schüttmaterialien eingebaut, wobei die _einzelnen Bahnen jeweils zur Hälfte durch ein 
mechanisch verfestigtes Polypropylenvlies mit einer Flächenmasse von 600 g1m2 abge­
deckt waren, so daß sich die in Abb. 1 dargestellten Versuchsaufbauten ergaben. Wie 
in Schnitt B-B dargestellt, nahm die Überschüttungshöhe über die Breite des Probefel­
deskontinuierlich von ca. 0,85 m auf ca. 0,4 m ab; wodurch der Einfluß der Überschüt-
tungshöhe untersucht werden konnte. . 
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Abb.l: Aufbau des Versuchsfeldes 

Als Überschüttmaterialien wurden Filterkies 0/32 und 0/56 und ein sandiger Kies aus 
der näheren Umgebung, der sog. "UrIauer", verwendet (Komgrößenverteilungen 
s.Abb.2). 
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Abb •. 2: Kömungslinieri des Überschuttmaterials 

Während der Standzeit von.sieben Wochen wurde der Erdbaubetrieb der Autobahnbau­
stelle über das Probefeld abgewickelt und damit die Bentonitrnatten statischen und dy­
namischen Belastungen ausgesetzt. Nach Versuchsende wurde das Versuchsfeld ab­
schnittsweise freigelegt und großformatige Proben entnommen. 

Beim Rückbau des Versuchsfeldes wurden in den Bereichen mit geringen Überschüt­
tungshöhen Eindrückungengrößerer Körner der Überschüttung in die Bentonitmatte 
festgestellt. Weiterhin konnte festgestellt werden, daß der Bentonit in der Matte teil-

. weise durch einzelne Körner des Überschüttmaterials soweit zur Seite. ausgequetscht. 
worden war, daß dort das Abdeckvlies unmittelbar auf dem Trägervlies lag (Fehlstel­
len). Vereinzelt war Bentonit auch durch das Abdeckvlies hindurchgetreten. 

Im Hinblick auf diese Phänomene wurden die Versuche folgendermaßen ausgewertet: 
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Aufreißen der Bentonitmatte (Trennung des Verbundes zwischen dem Träger-
. vlies lind dem Abdeckvlies) zur Erkennung von Fehlstellen, .. 
Bestimmung des Flächenanteils ggf. vorhandener Fehlstellen an der Gesamtflä­
che des Probestückes, 
Ermittlung des ggf. entstandenen Verlustes an Bentonit (Flächenmasse in g1m2) 

durch Trocknen nicht aufgerissener und gereinigter Probestücke, .. 
Durchlässigkejtsversuche mit veränderlicher Druckhöhe nach DIN,18130~ 
TX-ST~DE UO. 



Bis zu einer Überschüttungshöhe von ca. 60 cm wurden bei allen Versuchen Fehlstel­
len festgestellt; deren Flächenanteil v. a. v9m Größtkorn des jeweiligen Überschüttma­
terials abhing, so daß das sog. "Urlauet-Material" die meisten Fehlstellen verursachte. 
Es ergaben sich keine erkennbaren Unterschiede zwischen Versuchen mit oder ohne 
Schutzvlies. 

Bei den Versuchen ohne Schutzvlies (I bis Ill) wurden gleichmäßige Verluste an Ben­
tonit von bis zu maximal 35 % des trockenen Bentonits bis zu einer Übt!rschüttungs­
höhe von ca. 60 cm ermittelt, wobei kein Zusammenhang zum Überschlittmaterial er-. 
kenribar war. Die Anordnung von Schutzvliesen (Versuche' I-S bis ill-S) führte zu 
deutlich größeren Verlusten an Bentonit von bis zu maximal ca. 50 % des trockenen 
Bentonits, was auf das große Porenvolumen und die offene Porenraumstruktur des 
Vlieses zurückgeführt wird. Unterschiedliche Auswirkungen der einzelnen Über­
schüttmaterialien waren v. a. bei größeren Überschüttungshöhen erkennbar, indem die 

.' Verluste an Bentonit in der Reihenfolge "Urlauer"-Material, 0/56, 0/32 abnahmen. 

Die Durchlässigkeitsversuche ergaben bei allen Versuchen (mit und ohne Schutzvlies) 
im Bereich von Feblstellen Permittivitäten 'I' = k/d von bis zu maximal 8,· 1O-7 1/s; die 
gegenüber den an ungestörten Proben ermittelten Werten von 1 bis 3 . 10-9 1/8 stark er­
höht waren. Der alleinige Verlust von Bentonit (ohne Fehlstellen) hatte keinen erkenn­
baren Einfluß auf die-Permittivität. 

. Die Dichturigswirkung der Bentonitmatten ist somit ausschließlich in Bereichen mit 
. Fehlstellen beeinträchtigt. Obwohl im Hinblick auf die Dichningswirkung keine nach­
teiligen Auswirkungen festgestellt w~den,ist auch der alleinige Verlust von Bentonit 
kritisch zu bewerten, da die Ausbildung von Fehlstellen bei länger andauernder dyna­
mischer Beanspruchung nicht ausgeschlossen werden kann und zudem eine erhebliche 
Beeinträchtigung aQgrenzender Entwässerungssysteme durch Bentoniteinlagerungen 
möglich ist. 

Folgerungen 

Dynamische Beanspruchungen der eingebauten und bereits gequollenen Bentonitmatte 
durch den Erdbaubetrieb'auf unbefestigten Baustraßen, sollten generell vermieden wer­
den, Z.B. -durch eine "rückbauende" Abdichtung dieser befahrenen Bereiche, Sofern 
dies' nicht möglich ist, sollten Mindestüberschüttungshöhenundloder Schutzschichten 
aus Sand (mit möglichst geringem Porenvolumen) sowie ggf. ein frühzeitiger'Einbau 
g~bundener Tragschichten vorgesehen werden. Geotextile Schutzvliese haben sich in 
dieser Hinsicht als ungeeignet erwiesen und sollten daher vermieden werden. Die 
Wirksamkeit,derartiger Schutzmaßnahmen sollte prinzlliell vorab durch entsprechende 
Probefelder mit den vorgesehenen Materialien bestätigt werden. 
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5. Qualitätssicherung auf der Baustelle 

5.1 Allgemeines 

Der Überwachung der Bauausführung kommt aufgrund der Dünnlagigkeit des Dich­
tungselementes "Bentonitmatte" eine besondere Bedeutung für die Qualitätssicherung 
zu, da bei fehlerhaftem Einbau die Dichtungsfunktion nicht mehr gegeben ist. Dies er­
fordert eine ständige Überwachung der Verlegearbeiten vor Ort, bei der die Fremd­
überwachung neben der Überprüfung der Materialeigenschaften auch die Aufgabe 
wahrzunehmeri hat, in Verbindung mit'der Fachbauleitungkontinuierlich die verlegten 
Bereiche vor Verlegung einer Dränmatte und/oder der Überschüttung mit Dränkies 
bzw. Rekultivierungsmaterial abzunehmen. 

5.2 Lagerung der Bentonitmatte 

Die Lagerung der. Bentonitmatte auf der Baustelle hat in einer Form zu erfolgen, daß 
die Qualität des industriell gefertigten Produktes sichergestellt bleibt. Hierzu ist grund~ 
sätzlich anzumerken, daß durchfeuchtete und angequollene Matterinicht mehr die.ge­
forderte Einbauqualität erflillen und deshalb auch nicht mehr eingebaut werden dürfen. 
Die Lagerung der gelieferten Rollen . soll auf einem ebenen, trockenen und sa\Jber~n 
Untergrupd erfolgen. Die Bentonitmatte ist in jedem Fall gegen Niederschläge zu 
schützen. Bei Beschädigungen der werkseitigen Verpackung (z.B. beim Abladen) ist 
sie zusätzlich abzudecken. Bei den Verladearbeiten ist darauf zu achten, daß die Matte 
nicht geknickt werden soll. 

5.3 Qualität des Auflagers 

Die Auflagerfläche der Bentonitmatte soll ausreichend verdichtet und tragfähig sowie 
eben sein. Unregelmäßigkeiten des Planums sind ggf. mit Sand auszugleichen. Es dür­
fen keine einzelnen Steine oder Grobkieskörner vorliegen. Es empfiehlt sich die Auf­
lagerfläche so anzulegen, daß eine schnelle Entwässerung und somit eineVermeidung 
von Oberflächenwasser auf dem Planum möglich ist. Keinesfalls darf die Matte auf 
vernäßten Flächen verlegt werden. 

5.4 Überwachung der Verlegung 

Da die Baufinnen sehr häufig noch über keine eigenen Erfahrungen in der Handha­
bung der Bentonitmatte verfügen, kommt der Überwachung der Ausführung eine be­
sondere Bedeutungzu. Die Einhaltung der Verlegehinweise der Herstellerfinna sind 
hierbei zu beachten. Grundsätzlich gilt die Anforderung, daß nur trockene und unge­
quollene Bentonitmatten eip.gebaut werden dürfen. 
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Beim Verlegen der Matten ist ein geeignetes Verlegegerät zu verwenden; da sonst auf­
grund des Rollengewichtes kein fachgerechter Einbau möglich ist. Hierbei ist zu be­
achten, daß ein Befahren der Matte keinesfalls zulässig ist, da dies zu Beschädigung 
führen kann. 

Die Matten sind falten- und verzerrungsfrei einzubauen. Im eingebauten Zustand dür­
fen die Matten nicht unter Zug stehen (z.B. bei einer Verleguqg in Grabenmulden oder 
auf steilen Böschungen), da die Matte nicht geeignet ist, planmäßig solche Kräfte auf-
zunehmen. ." 

Für die Dichtigkeit des Abdichtungssystems ist die Einhaltuilg der Mindestüberlap­
pungsbreitevon 30 cm aus baupraktischer Sicht von besonderer Bedeutuilg, da die 
Überlappung eine Schwachstelle des Dichtungselemeiltes darstellen kann. Verunreini­
gungen in den Überlappungsbereichen sind unbedingt zu vermeiden, da diese u.U. be­
vorzugte Wasserwegigkeiten erzeugen. Im Extremfall kann sich hier ein regelrechter 
Erosi0nskanal bilden und das Dichtungssystem.wird seinen Anforderungen nicht mehr 
gerecht. 

Zu große Überlappung bzw. eine Mehrlagigkeit der Bentonitrnatte werden ebenfalls als 
nicht zweckdienlich angesehen, da sich erfahrungsgemäß in diesen Kontaktflächen 
niedrigere Schwerfestigkeiten einstellen, was die Anwendung in Böschungen u.U. ein­
schränken kann. 

Ein vorzeitiges Quellen der Bentonitmatten ohne Auflast ist nicht zulässig. Aufgequol­
lene Matten (Kriterium z.B. w ~ 50 %) sind auszubauen. Es ergeben sich hieraus auch 
die Anfmderungen an die Witterung während der Verlegearbeiten. Es sollte folgendes 
beachtet werden: . 

. Die Überschüttung sollte möglichst arbeitstäglich, in jedem Fall aber vor Nieder­
schlägen erfolgen. _ 

-Grundsätzlich ist eine Verlegung bei Frosttemperaturen möglich. Voraussetzung 
hierfür ist allerdings auch Trockenheit. 

Da 'mit der Bentonitrnatte erfahrungsgemäß große Flächen sehr schnell verlegt werden 
können, sollte eine Abstiminung an die Kapazitäten des nachfolgenden Erdbaus erfol­
gen, um längere Liegezeiten der Matte ohne Überschüttung möglichst zu vermeiden. 

Bei Gefalleflächen, auf denen die Matte aufgrund der begrenzten Tagesleistung nicht 
am Stück verlegt werden kann, sollte die Verlegung sinnvollerweise von den Hoch­
punkten aus erfolgen, damit kein Wasser auf dem Planum zu den bereits verlegten Be­
reichen zuströmen kann. 

Vor dem Überschütten sind die BentonitIIiatten grundsätzlich von der FÜ/Bauaufsicht 
abzunehmen und die verlegten Matten von der ausfuhrenden Firma im Verlegeplan mit 
ihrer Rollen-Nr. zu dokumentieren. 
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5.5 -Einbau der Überschüttung 

Der Einbau der Bentonitmatte ,hat in einer Weise zu erfolgen, daß Beschädigungen 
oder Verschiebungen ausgeschlossen werden. Nachfolgende Kriterien sind daher zu 
beachten: 

Die Matte darf von Baumaschinen nicht befahren werden. 

Die Überschüttung der Matte sollte entweder mit einem Bagger oder mit einer 
Raupe vor Kopf erfolgen. Beim Einsatz von Raupen sollte nicht zu viel ~aterial 
gleichzeitig geschoben werden, da sonst von einer starken mechanischen Bean­
sptl!chung der Matte auszugehen ist. Das Schieben darf hierbei nur in Überlap- ' 
pungsrichtung, also nicht gegen den Überlappungsstoß, erfolgen, um der Gefahr 
des Aufwölbens oder Verschiebens der Matte entgegen zu wirken, Auch scharfes 
Wenden von Baumaschinen kann eine örtliche Schadensursache sein. 

Erhöhte Beanspruchungen der bereits überschütteten Matte, beispielsweise durch 
Baustellenverkehr, können durch höhere Überdeckung verringert, oder durch 
B~ustraßen außerhalb des Verlegebereiches vetmieden werden. 

Hohekleinflächige Beanspruchung (punktförmige.Belastungen) der Matte sollten 
vermieden werden, da: sie zu VerdrÜckungen des g~quollenen Bentonits führen 
könne.p. , 

Bei dynamischen Beanspruchungen kann sich auch die Ausbildung einer geson-
derten Schutzschicht (z.B. Sand) alssinnvoiI erweisen. -

5.6 'Ausführung von Anschlüssen 

Neben den Uberlappungen sind etwaige Anschlüsse der Bentonitmatte an Bauwerke 
oder -teile kritische Bereiche des Dichtungssystems. Ste 'sollten daher möglichst ver­

,mieden werden. Die Durchlässigkeit sollte hier gegenüber der Matte nicht erhöht sein. ' 

Bei stärkeren mechanischen Beanspruchungen, wie sie durch den Einbau oder in Bö­
schungen auftreten können, sollten ggf. Verbindungen zu Erhöhung der Schubfestig­
keit des Stoßes vorgesehen werden, um ein Verschieben der Überlappungsstöße zu 
verhindern. " 

Prinzipiell ist die Überlappung immer in der zu erwartenden Fließrichtung (dachschin­
delartige Überlappung) auszuführen. Eine Anströmung des Stoßes ist unerwünscht, da 
sie im Randbereich der Überlappung zu einen Austrag von Bentonitführen kann. ' 

Liegen Vliese oder-Gewebe direkt und ohne abdichtendes Bentonit aufeinander, so 
werden zur Vermeidung erhöhter Wasserwegigkeiten Bentonitpasten bzw. -pulver zwi-
schen den beiderf Geotextillagen verwendet. . 
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Die Anschlüsse der neu verlegten Bentom1m.attenan Altbereiche, in denen die Bento­
nitmatte bereits eingebaut wurde und sich in einem zumindest unter Auflast angequol­
lenen . Zustand befindet, werden durch eine standardmäßige . i..'rberlappung hergestellt. 
Die. se Bereiche .~nd .beponders sorgfältig hinsichtlich des Einbauzustandes zu überp.rü­
fen. Es gilt hier~ijjter' Grundsatz, daß ohne Auflast gequollene Mattenbereiche immer 
zu entfernen siti<l. Dies hat zur Folge, daß die Randbereiche entweder durch Folien vor 
einer Wasser aufnahme geschützt werden (bautechnisch schwierig), oder aber es wird 
ein bereits überschütteter. Mattenstreüen wieder bis in einen Bereich hinein freigelegt, 
indem visuell keine deutlichen (stärkeren) Eindrückungen mehr erkennbar sind 
(ca. 1 m). Die Freilegung hat hierbei vorsichtig von Hand zu eifolgen, da der Einsatz 
von Baumaschinen zu einer Beschädigung d~r Matten führen würde. 

Für Anschlüsse dei Bentonitmatte an Bauwerke oder Rohrleitungen stehen meist kon­
struktive Lösungen mit Anschl\Jßmanschetten und einer Verfüllung von Zwischenbe­
reichen bzw. Einschnittstellen in den Matten mit einer Bentonitpaste zur Verfügung. 

6. Art.und Umfang der Kontrollprüf~ngen 

Die Kontrolluntersuchungen an den. eingebauten Materialien werden im Regclfall im. 
Labor durchgeführt. Für besondere Fragestellungen kann allerdings auch die Durch­
führung von Feldversuchen sinnvoll sein. Im Rahmen der Überwachung erfolgen Un­
tersuchungen an den nachfolgend genannten Materialien, . -

Erdinaterialien des Auflagers (Ausgleichs-/Gasdränschicht), . 
Bentonitmatten, 
Dränmatten, 
Erdmaterialien der mineralischen Dränschicht bzw. der Rekultivierungsschicht. 

Deren Eignung bzw. Verträglichkeit im Sinne eines "Dichtungs systems" ist nachzu­
weisen. Die zu wählenden Kontrollraster sollten der Bedeutung des Abdichtungssy- . 
sterns entsprechend angepaßt werden. Die durchgeführten Prüfungen lassen sich wie 
folgt unterteilen in:· / 

Identifikationsprüfungen~ 
Kontrollprüfungen, 
Sonderprüfungen (verlegte Bereiche, Aufgrabungen). 

Die Eigenüberwachung auf der Baustelle kann aufgrund werkmäßiger Produktionskon­
trolle durch Eigenüberwachung und'Fremdüberwachung nach DIN 18200 entfallen. 

Die Überprüfung der Materialien sollten zumindest die folgenden Untersuchungen be­
inhalten: 
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Erdmaterialien des Auflagers 

Kornverteilung 
Verdichtungseigenschaften (Proctorversuch) 
Überprüfung der Verdichtunglfragflihigkeit 
Prüfraster nach Erfordernis 

Bentonitmatten 

Permittivität (Durchlässigkeitseigenschaften) 
Wassergehalt ' 
Masse pro Flächeneinheit 
Verbundfestigkeit nach Erfordernis 
Prüfungen je 2000 m2, .wobei der Umfang nach Vorliegen erster Ergebnisse ggf. 
reduziert werden kann -

Erdmaterialien der Überdeckungs- und Schutzschicht 

Kornverteilung 
Homogenität des Materials 
Verdichtungseigenschaften (Proctorversuch) 
Überprüfung der Verdichtung/fragflihigkeit 
Prüfraster nach Erfordernis 

Feldversuche zur Überprüfung der Dichtigkeit der Bentonitmatten haben sich aufgrund 
der schwierigen Versuchsbedingungen als nicht zweckdienlich erwiesen. 

7. Zusammenfassung 

Mit der Bentonitmatte (GTD) steht dem planenden Ingenieur ein Qichtungselement für 
vielfältige Anwendungsbereiche zur- Verfügung. Die Vorteile der GTD liegen insbe-

- sondere ip. einer schnellen und flexiblen Verlegung, die daher leichter an den Erdbau 
anzupassen ist als andere Dichtungselemente. Zudem läßt sich durch eine werkseitige 
Überwachung des industriell gefertigten Produktes GtD ein hoher Qualitätsstandard 
erreichen. Allerdingst ist die GTD immer im Zusammenwirken mit den umgebenden 
Erdmaterialien für Auflager und Überschüttungals "Dichtungssystem" zu sehen, wes­
halb die Wirksamkeit, d.h. die Übemahme der Dichtungsfunktion, in großem Maße 
von der Verwendung geeigneter Materialien abhängt. Neben der Auswahl geeigneter 
Materialien hat sich die Überwachung der Verlegung und des 'Einbaus auf der Bau­
stelle als wesentliches qml1itätssicherndes Kriterium für die spätere Nutzung uno 
Funktionsflihigkeit der GTD herausgestellt. Anwendungen in der J,>raxis belegen, daß -
bei einer sorgfältigen bautechnischen Ausführung mit der GTD ein wirtschaftliches 
und funktionsfähiges Dichtungselement auch für Oberflächenabdichtungen von De­
ponien zur Verfügung steht. 
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Seit 1. April .1994 sind bisher folgende "Materialien" des Landesumweltamtes NRW erschienen: 

Der Dynamische Daphnientest 
- Erfahrungen und praktische Hinweise­
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 44 S. 

2 Umsetzung der TA~Siedlungsabfall bei Deponien 
2. Abfallwirtschaftliches Fachgespräch ' 
Essen: LandesumweltamtNRW 1994,99 S.-

3 Verwertung von Elektro- und Elektrönikgeräten 
Essen: Landesumweltamt NRW 1994,153 S. 

4 Einsatz alternativer Baustoffe in Abdichtungssystemen 
Essen: Landesumweltamt NRW 1994,91 S. 

5 Einwicklung im ,Bereich der Sonderabfallentsorgung 
Essen: Landesumweltamt NRW 1994, 39 S. 

6 Ökologische Auswirkungen yon Fischteichen aufFließgewässer 
Essen: Landesumweltamt NRW 1994,208 S. 

7 Ökologische Effizienz von Renaturierungsmaßnahmen an Fließgewässern 
Essen: Landesumweltamt NRW 19~4,462 S: 

8 Vermeidung von Bunkerbränden in Abfallverbrennungsanlagen mit Hilfe 
der Infrarot-Thermographie 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 53 S. 

9 ProzeßIeittechnik in Anlagen der chemischen Industrie­
Anlagenschutz und sicherheitsrelevante-Komponenten 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995,119 S. 

10 Sicherheitstechnische Hinweise und Anforderungen an Abschott- und 
Entlastungssysteme aus der Sicht der Siörfall-VeI:ordnung 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 40 S. 

11 Literaturstudien zum PCDDIF-Transfer vom Boden in die Nahrungskette 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 1,49 Sc 

12 Die verlust- und koD.taminationsfreie Probenahme und :vorbereirung 
von Wäs~ern und Eestsj;offen 
Essen: Landesumweltaint NRW 1995,203 S, 

13 Essener Verfahren zur Bewertung von Altlastenverdachtsflächen 
- Erstbewertung und normierte Charakterisierung - -
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 66 S. 

14 Optimierung der thermisclienBehandlung organischer chlorhaItiger 
Problemabfalle \ 
Essen: LandesumweltamtNRW 1995,132 S. 

15 Entsorgungsbericht 1993 über Sonder- und Massenabfalle in NRW 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995,75 S. 

16 Begleitende meßtechnische Erfolgskontrolle bei der Sanierung 
einer Textilreinigungsanlage 
Essen: Landesumweltamt NRW 199J, 60 S, 

15,00 DM 

15,00 DM 

20,00 DM 

15,00 DM 

15,00 DM 

25,00 DM 

28,00 DM 

15,00 DM 

20,00 DM 

15,00 DM 

25,00 DM 

28,00 DM 

15,00 DM 

25,00 DM 

20,00'DM 

. 15,00 DM 
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17 Ausgewählte Untersuchungsergebnisse der halb technischen VersuchskläraiJ.lage' 
- Untersuchungen zur Stickstoff elimination - ' 
.,- Praxiserprobung von OnIine-Meßtechnik-
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 110 S. 20,00 DM 

18, Vergleich verschiedener europäischer Untersuchungs- und Bewertungs-
methoden fürFließgewässer ' 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 140 S. 

19 Zielvorgaben zum Schutz obecirdischer Binnengewässer vor geflihrlichen Stoffen 
-Ergebnisse der Erprobung in NRW -

25,00 DM 

Essen: Landesumweltamt NRW 1995, 150 S. 25,00 DM' 

20 Information und Dokumentation bei Deponien 
4. Abfa:Ihvirtschaftliches Fachgespräch, 26. Oktober 1994 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995,98 S. 20,00 DM,' 

21 Ausbreitungsuntersuchungen von Gerüchen anhand einer Modellquelle 
Essen: Landesumweltamt NRW 1995,57 S. 15,00 DM 

,22 Erschütterungen und Körperschall des landgebundenen Verkehrs 
- Prognose und Schptzmaßnahmen - , 
Essen: LandesumweltamtNRW 1995,658 S. 40,00 DM 

23 Naturraumspezifische Leitbilder für kleine und mittelgroße Fließgewässer 
in der freien Landschaft ' . 
Eine,vorläufige Zusammenstellung von Referenzbach~ und Ldtbild-
1;>eschreibungen für die Durchfühning von Gewässerstrukturgiitekartierungen 
in Nordrhein-Westfalen 
Essen: Landesumweltamt NRW 1996,127 S. 25,00 DM 

24 Siedlungsabfalldeponien - Oberflächenabdichtung und Sickerwasser 
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 162 S. 25,00 DM 

25 Thermodynamische Analyse der, Verfahren zur the,rmisch~n Müllentsorgung 
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 121' S.· 25,00 DM 

26 Normierung und Konventionen in der Abfallanalytik - Aufgaben und Ziele 
0' Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 188 S. 28,00 DM 

27 Entsorgungsbericht 1994 über Sonder- und Massenabfälle in Nordrhein-Westfalen 
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 92 S. 20,00 DM 

, 28 Umweltüberwachung im Spannungsfeld; integraVmediaI - privat/staatlich 
, , Essen: Landesumwelta:Int NRW 1996,,289 S. 30,00 DM 

29 Bauabfallentsorgung - von dei Deponierung zur Verwertung und Vermarktung 
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 181S. 28,00 DM 

30 Ergebnisse vonDioxin~Emissiolismessungen an Industrieanlagen in NRW 
- Dioxinmeßprogramm Nordrhein-Westfalert-
Essen: Landesumweltamt NRW1996, 114 S. 20,00 DM 

31 'Umsetzung der TA Siedlungsabfall bei -Deponien in NRW 
Fortbildungsveranstaltung am 27./28. Juni 1995 im Bildungszentrum für 
die Entsorgungs~ und Wasserwirtschaft GmbH (BEW) in Essen 
Essen: Landesumweltamt NRW 1996, 189 S. 28,00 DM 

.' 
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